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Stell dir vor es ist Krieg und vie-

le wollen hin. Wir nicht. Plötz-

lich sei Krieg der neue Frieden, 

und Frieden der neue Krieg. 

Plötzlich ist vieles anders, als es 

gestern noch der Fall gewesen 

ist. Heute scheinen die Dinge 

verkehrt. Sie sind schief. Und 

deswegen sind sie falsch. 

	 Wir streiten und 

kämpfen gegen den Krieg. Wir 

streiten und kämpfen für das 

Leben. Denn wer Krieg will, 

will das Leben Anderer zu-

nichte machen. Wir wollen ein 

Leben in Würde und das Glück 

Aller ermöglichen. Die Hand-

reichung, die Du gerade vor Dir 

hast, ist ein kleiner Teil dieses 

Kampfes. 

	 Der Moment, in dem 

sich die Dinge verkehrten und 

ins Rutschen gerieten, liegt im 

Februar 2022, als die Zeiten-

wende und die Ertüchtigung 

der Bundeswehr im Bundes-

tag verkündet wurden. Nun, 

heute, Jahre danach, sehen 

wir eine Bundesregierung und 

eine Medienlandschaft, sehen 

wir alte und neue Liberale, In-

tellektuelle und nicht wenige 

Linke, manche jung, andere 

schlecht gealtert, die in der Mi-

litarisierung der europäischen 

Gesellschaften einen alterna-

tivlosen Akt der Freiheit und 

Solidarität, vielleicht sogar der 

Menschlichkeit sehen wollen. 

Doch aufgepasst! Die Anru-

fung der Freiheit ist auch in 

diesem Moment allein jene, die 

nur dann erlaubt ist, wenn sie 

sich nicht gegen das System der 

Entrechtung und Ausbeutung, 

des Rassismus und Neo-Ko-

lonialismus wendet. Das lang 

verpönte Wort der Solidarität 

wird nun vollendst entleert, für 

die Herrschenden ist Solidari-

tät nicht mehr als die Kame-

radschaft unter – und seien sie 

divers  – Waffenbrüdern. Ihre 

Menschlichkeit ist nur so weit 

gütig und gültig, bis sich An-

dere, Gäste, neue Menschen an 

unseren Tischen niederzulas-

sen versuchen.

	 Was also ist gesche-

hen? Uns ist die Kriegstüchtig-

keit geschehen, aufgezwungen 

von denen, die einen Krieg be-

ginnen und von jenen, die ihn 

mit viel Hingabe weiterhin be-

feuern. Diesen Krieg und seine 

Kriegstüchtigkeit gilt es zu ver-

stehen, zusammen mit ihren 

Folgen für die Gesellschaft, für 

uns als Subjekte, für unsere 

Kämpfe für ein besseres Mor-

gen für alle Menschen weltweit. 

Dafür benötigen wir allesamt 

ein Denken und ein Handeln, 

eine Theorie und eine Praxis, 

die zusammengenommen eine 

Bewegung des Widerstands 

bilden – und die über die For-

men des Protests hinausgehen. 

Ein Element darin bildet die 

vorliegende Handreichung, die 

unsere antimilitaristische De-

batte der letzten Jahre mit Ge-

noss:innen und Freund:innen 

abbildet. Wir sind zwar nicht 

immer einer Meinung, am 

Ende fallen aber unsere Posi-

tionen darin überein, dass die-

sem Kriegsregime etwas entge-

gengesetzt werden muss. Dass 

es dafür eine geteilte Hoffnung 

eines neuen Aufbruchs geben 

muss. Dass all dies gemeinsam 

geschehen muss – auch mit 

Dir!

Die Handreichung umfasst 

drei Passagen, die von einem 

vorangestellten Text einge-

leitet werden, der den Krieg, 

das Kriegsregime und unser 

Handeln dagegen umreißt. Die 

erste Passage beschäftigt sich 

mit der Militarisierung der Ge-

sellschaft, der Logik der Feind-

schaft und dem gegenwärtigen 

Herrschaftsprojekt. Anschlie-

ßend zeigen wir in der zweiten 

Passage die Verbindungslinien 

zu anderen Kämpfen auf und 

machen damit deutlich: Der 

Widerspruch zum Kriegsre-

gime geht uns alle etwas an und 

ist eine umfassende Forderung 

nach einer solidarischen, femi-

nistischen und klimagerechten 

Gesellschaft. Schließlich dis-

kutieren wir in der dritten Pas-

sage den antiautoritären und 

transnationalen Charakter der 

Bewegung: was sie braucht, was 

sie hemmt und was sie schon 

ist. 

	 Die vorliegenden 

Texte stammen von unter-

schiedlichen Gruppen und 

sind das Ergebnis einer länge-

ren Debatte, die wir mit dieser 

Handreichung festhalten und 

verbreitern wollen. Sie wurden 

nicht eigens für dieses Heft ge-

schrieben, sondern standen ur-

sprünglich für sich. Wir wün-

schen Dir eine gute Lektüre. 

Wir freuen uns auf die Debatte 

mit Dir und mit Euch. Wir se-

hen uns auf der Straße, in den 

Schulen, Unis und Betrieben, 

in der Nachbar:innenschaft 

und auf den Festen. Wir sehen 

uns im Leben und im Kampf. 

In diesem Sinne: 

Alerta antimilitarista!

Eine Handreichung gegen 
den Krieg
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Er hat alle erwischt! Als Staat, 

als Gesellschaft, als Medien. Als 

Einzelne, als Netzwerke und 

Gruppen, als Nachbar:innen 

und Freund:innen. Als die, die 

hier geboren wurden und die, 

die im Laufe ihres Lebens hier-

her fanden. Kriegstüchtig sol-

len wir werden, staatspolitische 

Verantwortung übernehmen, 

uns für den Verteidigungs-

fall wappnen. Unsere liberalen 

Werte würden angegriffen, un-

sere westliche Lebensweise sei 

existentiell bedroht. Der Feind, 

er sei nahe. 

	 Einige, die hierher 

kamen und nun von hier sind, 

hatte er schon einmal erwischt 

in ihrem Leben. Sie kamen an, 

da sie entkommen konnten 

und vieles und Viele, wenn 

nicht sogar alles und Alle, ha-

ben zurücklassen müssen. Nun 

nähert sich ihnen erneut das - 

auch rassistische - Geheul der 

Koalition der Kriegswilligen, 

wenngleich jene es bevorzugen, 

ihre Kriege an anderen Orten 

zu führen.

	 Er hat auch uns er-

wischt. Als gesellschaftliche 

und Szene-Linke, als linke 

Subjekte, organisiert oder un-

organisiert, in unseren Kiezen 

und Kollektivräumen, in den 

Schulen, in den Unis und auf 

der Arbeit. Weil wir bisher zu 

wenig gegen diese Kriegstüch-

tigkeit unternehmen. Weil wir 

zuschauen. Weil wir uns nicht 

verabreden und darüber strei-

ten, wie dieser gesellschaftli-

chen Aufrüstung für den Krieg 

entgegentreten. 

	 Manchmal lassen wir 

uns vereinnahmen, stellen uns 

auf die Seite des Staates -  auch 

dann noch, wenn dieser uns 

weiterhin bekämpft. Schlaf-

wandelnd sagen wir uns vor 

- unwissend, dass solch’ Sät-

ze lediglich dazu dienen, eine 

trügerische innere Selbstver-

gewisserung herbeizuphan-

tasieren - dass der Krieg uns 

schon nicht erwischen wird. 

Doch er hat uns alle erwischt. Der 

Krieg, er hat uns, neben vie-

lem anderen, auch im Kopf 

erwischt. 

	 Weil wir als gesell-

schaftliche und Szene-Linke 

plötzlich unserem eigenen 

Misstrauen gegenüber Staat 

und Kapital misstrauen. 		

Weil wir nicht sehen wollen, 

dass der Krieg, und sei er in 

ferner Nähe oder naher Fer-

ne, auch hier längst seinen 

langen Schatten geworfen 

hat, nicht als Krieg auf dem 

Schlachtfeld, aber als Krieg 

in den Gedanken und Ent-

scheidungen. Der Staat hat 

unter uns Zweifel gesät, wir 

sind in einer Position der un-

organisierten strategischen, 

theoretischen und prakti-

schen Schwäche. Chapeau! 

Ausgehend von dieser Schwä-

che denken wir viel zu oft das 

Recht auf Selbstverteidigung, 

das viele Formen kennt, da-

runter auch die bewaffnete, 

nur noch auf Seite der Regie-

renden, des Staates und ihrer 

Armeen. Der Aufbau einer 

gesellschaftlich relevanten Ge-

genmacht als strategisches Ziel 

blieb da schon längst auf der 

Strecke. Unsere Solidarität hat 

sich dabei, wie in vorherigen Si-

tuationen schon einmal, nicht 

selten ins Absurde überführt. 

Und wir sehen die Kluft nicht 

zwischen den Forderungen, die 

der Krieg in unseren Köpfen 

stellt, und der nackten Reali-

tät, in der diejenigen überleben 

müssen, die diese Forderungen 

erfüllen. Wer Solidarität pre-

digt, und damit nur meint, die 

anderen sollen kämpfen, ist mit 

sich selbst solidarisch. Mehr 

aber auch nicht. Wahr ist je-

doch auch, dass wir trotz der 

vielen Kriege um uns herum, 

es nicht geschafft haben, unse-

re Position der Schwäche zu 

überwinden und dieser Not-

wendigkeit der gesellschaft-

lichen Gegenmacht in diesen 

Gefielden Form und Kraft zu 

geben.

	 Der Krieg, er hat 

uns auch im Kopf erwischt. 

Rein-mental denken und füh-

len wir in den Kategorien 

derer, die den Krieg wollen 

und ihn nähren.  Rein-mental 

meinen wir, als Einzelne, als 

Gesellschaft und nicht selten 

als Linke nun zu wissen, wer 

Feind sei und wer Freund sei. 

Wie sehr doch diese einfache 

gegenwärtige Gegenüberstel-

lung jener der Vergangenheit 

ähnelt. Rein-mental: gebar 

dieser Boden jemals einen an-

ständigen, also menschlichen, 

Soldaten?; halfen Waffen aus 

dieser heimischen Produktion 

jemals den Frieden vorzube-

reiten?; existierte überhaupt 

jemals eine fremde Macht und 

Bevölkerung, die uns hier alle 

vernichten wollte? Rein-men-

tal: Finden sich Freund:innen 

allein in der Volks- und Passzu-

gehörigkeit, oder warten nicht 

auch in der Fremde sie auf uns, 

auf dass wir in gastfreundlicher 

Absicht aufeinander treffen? 

Der Krieg, er hat uns auch im 

Kopf erwischt. Wir vergessen, 

auf welcher Seite wir stehen. 

Wir müssen unsere Wahl er-

neut treffen. Wir müssen unse-

re Wahl bewusst treffen. Wir 

dürfen nicht mehr vergessen, 

wer jene sind, die entrechtet, 

ausgebeutet, erniedrigt und 

verachtet werden. Wir dürfen 

nicht vergessen, wer den Krieg 

unter welchen Absichten führt 

und in ihren Augen die Opfer 

für ihn aufbringen sollen. Sind 

wir noch ausreichend klar im 

Kopf, nebst der uns umgege-

benden Kriegstüchtigkeit, die-

se Konfliktlinien auszumachen, 

zu betrachten, zu analysieren, 

zu begreifen, Gegenstrategien 

zu entwerfen und uns zu orga-

nisieren? Wo stehen wir über-

haupt? Stehen wir überhaupt 

noch aufrecht? Oder machen 

wir eine huldvolle Verbeugung 

vor denen, die den Krieg näh-

ren, da wir insgeheim vielleicht 

doch irgendwie davon über-

zeugt sind, dass die Welt im 

Unrecht ist, und wir im Recht. 

Welch‘ noch nicht ausgemerzte 

Überheblichkeit uns da befällt! 

Erwischt. Der Krieg, 
das Kriegsregime und 
das Entkommen
Interventionistische Linke, August 2025

»Der Krieg, er hat uns, 
neben vielem anderen, 
auch im Kopf erwischt.«
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Sind wir überhaupt noch klar 

im Kopf? Wie sind wir über-

haupt? Aufrecht oder käuflich? 

Der Krieg macht uns käuflich. 

Der Staat nutzt unsere Käuf-

lichkeit kaltblütig aus. Und wer 

sind wir dann?

	 Wenn es eine:n er-

wischt hat, ist ein Entkom-

men gar nicht mehr so einfach. 

Doch nicht einfach bedeutet 

nicht unmöglich. Wir wollen 

daher einen Einspruch wagen, 

einen Einspruch der wider-

spricht. Wir widersprechen 

jenen, die ihre Kriegstüchtig-

keit in ihre Bauchschmerzen 

zu verhüllen suchen, die vor-

geben den Frieden zu wollen 

und dafür den Krieg benötigen, 

die uns eine nationale Einheit 

vorgaukeln und von Dienst, 

verpflichtender Freiwilligkeit 

und Held:innentum schwafeln, 

wofür wir selbst genügsam sein 

sollen mit unseren Bedürf-

nissen und Wünschen nach 

einem erfüllten Leben für alle, 

weltweit. Wir widersprechen 

denen, die ein neues There Is 

No Alternative behaupten. Wir 

widersprechen, weil sie lügen. 

Wir erheben also Einspruch. 

Wer sagte doch gleich, alles 

sei verloren, und glaubte un-

verschämterweise damit Recht 

zu haben? Das, was ist, muss 

nicht sein, flüstern wir leise, 

schreien es laut, halten wir dem 

entgegen. Und wer hält mit uns 

dagegen? Du? Du! 

Wogegen wir 
dagegen halten: 
Merkmale des 
Krieges

Der Krieg ist ein gesellschaft-

liches militärisches Verhältnis 

und jeder Krieg hat stets sei-

ne ganz eigene Geschichte. Es 

braucht mindestens zwei Par-

teien, die ihn nähren. Zweifel-

los trägt der, der das Verhält-

nis auf eine neue Stufe bringt, 

die Verantwortung für diesen 

Schritt. Zweifellos trägt der, 

der sich im Folgenden ebenfalls 

auf diese neue Stufe begibt, 

ebenso eine Verantwortung. 

Doch die entscheidende Frage 

an dieser Stelle ist nicht, ob es 

eine Hauptverantwortung gibt 

und wer diese trägt. Uns be-

schäftigt ein weiteres Merkmal 

des Krieges:

Der Krieg ist eine tödliche Spi-

rale, die sich aus ungleichen Fi-

guren zusammensetzt. Die, die 

für ihn werben, und in ihm ihre 

Macht sichern und sich berei-

chern, sind selten die, die in ihm 

sterben. Und doch sind die, die 

für ihn werben, für gewöhnlich 

die, an die nach einem Krieg 

erinnert wird. Wer kennt den 

Namen auch nur eines einzigen 

gefallenen Soldaten aus dem 

Hundertjährigen Krieg? Aus 

dem Ersten Weltkrieg? Über 

wen werden Bücher verfasst, 

Filme gedreht? Die Toten sind 

bedeutungslos für die, die diese 

Toten zu verantworten haben; 

sie sind auch denen unbekannt, 

die den Krieg im Kopfe haben 

und sich von ihm mitreißen las-

sen - denn der Krieg ist mehr:

	 Der Krieg ist ein Ge-

schenk. Er ist ein Geschenk für 

die, die für ihn werben, und 

er ist ein vielseitig anwendba-

res Geschenk. Die, die ihn in 

bestimmender Weise führen, 

nutzen ihn, um ihren eigenen 

Anspruch nach Macht und 

Einfluss weiterhin geltend zu 

machen, während sie zeitgleich 

versuchen, für sich und ihre 

Verbündeten, die profitabelsten 

Geschäfte möglich zu machen. 

Krieg lässt sich ohne staatliche 

Finanzierungsgeschenke und 

Aussichten auf neue private 

Gewinne nicht überzeugend 

führen. Krieg und Kapital, sie 

sind ein Geschwisterpaar. Die 

staatliche Unterstützung einer 

Kriegswirtschaft und die An-

passung einzelner Wirtschafts-

bereiche an die Anforderungen 

gegenwärtiger und zukünftiger 

Schlachtfelder ist auf Jahre 

und Jahrzehnte ausgerichtet. 

Wer kriegstüchtig sein möchte, 

plant für den Krieg - und nie-

mals für den Frieden.

	 Wer für den Krieg 

wirbt, wirbt für seine eigenen 

Interessen, um Einflusszonen, 

um Grenzziehungen. Er sucht 

sich Verbündete um diesen 

oder jenen Teil der Welt neu 

aufzuteilen und so aus ihr 

noch mehr für sich selbst he-

rauszuziehen. Der Krieg wird 

als Mittel der Aushandlung 

gegensätzlicher Interessen ein-

gesetzt. Er ist ein Mittel der 

Schwachen, da diese glauben, 

mit reiner Stärke sei Welt zu 

machen. Letzlich bleiben auch 

sie nur jämmliche Sterbliche 

und schon jetzt tanzen wir, 

die wir diese Zeilen schrei-

ben, auf ihren Gräbern. Bis zu 

ihrem Ableben greifen sie auf 

den Krieg zurück, weil sie von 

dem Irrglauben beseelt sind, sie 

verkörpern das Maß aller Din-

ge.  Sie nennen die Welt, doch 

in Wirklichkeit nehmen sie sie 

uns:

	 Ihr Krieg verunmög-

licht eine Zukunft. Er zerstört 

unsere Welt. Wenn das letz-

te Schlachtfeld sich zur Ruhe 

legt, wird es dort auf lange Zeit 

keine blühenden Landschaften 

geben können. Der Krieg ist 

die größtmögliche Katastrophe 

für die Umwelt, unsere Welt. 

Die verseuchte Erde wird dann 

unseren verseuchten Gedan-

ken der Hoffnungslosigkeit in 

uns gleichen. Kein Versprechen 

nach einer Zukunft für alle in 

Freiheit, Würde und Glück 

wird mehr verfangen. Zwar ge-

ben uns die, die für den Krieg 

werben, die nationale Zuge-

hörigkeit, in der wir alle gleich 

seien, aber es sind nicht sie, die 

auf jenen verwüsteten Feldern 

zur unruhigen Ruhe gelegt 

werden. Auch im Krieg gibt es 

manche, die gleicher sind als 

der Rest - und doch bleiben 

sie die Schwachen und werden 

untergehen:

	 Der Krieg bedeutet 

Krise. Die Fortführung des 

Krieges ist ein Zeichen der 

politischen Unfähigkeit und 

des Unwillens derjenigen, die 

ihn führen. Sie sind unfähig 

und unwillens, tatsächliche 

Lösungen für internationale 

Interessenskonflikte im Sin-

ne derjenigen auszuarbeiten, 

die der Krieg einfängt. Und 

der Krieg fängt mehr ein, als 

für gewöhnlich angenommen 

wird. Das Herrschaftsdrei-

eck Staat, Krieg und Kapital 

bewirkt, dass der Krieg über 

das Schlachtfeld hinaus gesell-

schaftliche und internationale 

Bedeutung erfährt. Dass der 

Krieg auch im Inneren anderer 

Länder, die kein Schlachtfeld 

vorzuweisen haben, gestalte-

risch wirkt und in seinem Na-

men weitreichende politische 

Entscheidungen gefällt werden, 

ist einer bestimmten Ausrich-

tung von Herrschaftsinteressen 

und ihrer Politik zuzuschrei-

ben. Das ist das Kriegsregime.

Wogegen wir 
dagegen halten: 
Kriegsregime

Das Kriegsregime, dem wir 

uns gegenübersehen, koppelt 

die Realität einer Gesellschaft 

ohne Schlachtfeld mit dem Zu-

stand einer Gesellschaft mit 

Schlachtfeld. Als Ort kennt 

das Kriegsregime nicht nur die 

Front, sondern all jene Plätze, 

Räume und zwischenmensch-

liche Beziehungen, die von den 

Merkmalen des Krieges heim-

gesucht werden - auch hunder-

te, gar tausende Kilometer ent-

fernt von der Front. Plötzlich 

ist der Krieg ganz nah und hat 

alle Grenzen durchbrochen. 

Das Kriegsregime, es verbindet 

das entfernt liegende Schlacht-

feld mit unseren Köpfen und 

Handlungen im Hier und Jetzt. 

	 Erst das Kriegs-

regime schafft die Legiti-

mationsgrundlage für ein 

neues gemeinsames Agieren 

zwischen Staat ohne eigenem 

Schlachtfeld und Kapital ohne 

Verwertungsaussichten. Das 

Kriegsregime ist ein großer 

Ermöglicher, dank dem Regie-

rungen unterschiedlicher poli-

tischer Couleur, ob liberal oder 

konservativ, ob proto-faschis-

tisch oder progressiv, im Inne-

ren eines Landes weitreichende 

Veränderungen durchsetzen 

»Der Krieg ist ein Mittel der 
Schwachen, da diese 
glauben, mit reiner Stärke 
sei Welt zu machen.«
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können. Es zielt auf unsere 

Disziplinierung ab, wir müssen 

alle auf Linie gebracht werden 

- und wer ausschert, den be-

straft die Staatsräson. Voran-

getrieben wird dieser Mix aus 

verinnerlichter und freiwilliger 

Unterwerfung mit einer Umge-

staltung nationaler Industrie-

zweige und einer Umformulie-

rung staatlicher Aufgaben. 

	 Mit einer unbegrenz-

ten Aufrüstung, dem Ausbau 

der Rüstungsindustrie und der 

Normalisierung von Unifor-

men und Schussfeuerwaffen in 

der Öffentlichkeit, erhalten pri-

vate und staatliche militärische 

Kräfte eine zentrale Position 

in der Gestaltung unserer Ge-

sellschaften. In dieser Umge-

staltung und Umformulierung 

geschehen beispiellose Investi-

tionen in die Kriegswirtschaft 

auf Kosten des Sozialstaates. 

Es zeigt sich die umfassende 

Wirkung des Kriegsregimes, 

indem es zur Entwertung und 

Unterordnung aller anderen 

Politikfelder beiträgt, die nicht 

im unmittelbaren Interesse 

dieser kriegerischen Verwer-

tungsmaschinerie stehen. So-

zialpolitik, Klimaschutz und 

Kulturförderung sind - erneut 

- nur Nebenschauplätze einer 

Politik, aus denen am ehes-

ten Ressourcen im Sinne des 

Kriegsregimes abgeschöpft und 

Sparmaßnahmen durchgesetzt 

werden können - allen propa-

gandistischen Lügen bestimm-

ter Akteure zum Trotz. Hieß 

es früher einst hoffnungsvoll 

Waffen zu Pflugscharen!, so lau-

ten die tödlich-verführerischen 

Slogans der Gegenwart Neue 

Held:innen braucht das Land! und 

Pflugscharen zu Waffen! 

Das Kriegsregime ist nicht die 

Entscheidungsgewalt in letzter 

Instanz, doch es ist die Ent-

scheidungsgewalt, die in alle 

politischen, sozialen, ökono-

mischen, kulturellen Bereiche 

eingreift, diese durchdringt 

und mitbestimmt. Das Kriegs-

regime ist niemals liberal, trotz 

neuer Gesichter und ihrer 

Pluralität. Das Kriegsregime 

muss notwendigerweise au-

toritär sein, damit es funktio-

niert - und autoritär bedeutet 

stets auch herrisch-maskulin 

in seiner Beziehung zu uns 

und in den Beziehungen unter 

uns selbst. Es ist genau die-

ses Merkmal des Autoritären, 

des Autoritarismus, was das 

Kriegsregime verbinden lässt 

mit weiteren Herrschafts- und 

Kapitalinteressen. Die soziale 

Sicherheit des Sozialstaates 

wird ersetzt durch die polizei-

lich-militärische Sicherheit vor 

Feinden im Äußeren sowie In-

neren.

	 Das Kriegsregime 

unterteilt, spaltet, hierarchi-

siert. Plötzlich steht der Feind 

nicht mehr nur außerhalb, son-

dern auch innerhalb und in-

mitten von uns. Wie bereits er-

wähnt, auch über uns fällt das 

Freund-Feind-Denken her. Die 

Staatsräson macht auch vor uns 

als gesellschaftliche und Sze-

ne-Linke nicht Halt. Auf ge-

sellschaftlicher Ebene werden 

die Feindes-Namen im Inneren 

von Zeit zu Zeit ausgetauscht. 

Manche Bevölkerungsgruppen 

sind dazu verdammt, immer 

wieder als Sündenböcke her-

zuhalten. Und doch sind diese 

Namen stets Namen von ge-

sellschaftlichen Minderheiten 

ohne Einflussmöglichkeiten 

auf die Geschicke eines Landes. 

Fremdkörper seien diese, die 

Verursacher gesellschaftlicher 

Probleme seien sie, die Quelle 

von Not und Ungerechtigkeit 

im eigenen Lande; wir sehen, 

dass die migrationsfeindliche 

Kotzerei aus dem vergangenen 

Jahrzehnt den giftigen Boden 

bereitet hat für genau dieses 

eingebildete Denken in falsche 

Freund-Feind-Gegenüberstel-

lungen. Der Krieg, er hat uns 

auch im Kopf erwischt. Wir se-

hen, dass ihre kotzende Kriegs-

tüchtigkeit den Weg der Auto-

ritären und Faschisten ebnen 

wird.

	 Nicht, dass es keine 

Angriffe aus der Gesellschaft 

gegen die Gesellschaft gäbe. 

Nicht, dass die Kriege anders-

wo nicht auch uns beträfen und 

uns eine Mahnung sein soll-

ten. Angriffe und Kriege - und 

nicht selten allein die schiere 

Anwesenheit bestimmter Be-

völkerungsgruppen - werden 

überhöht und übertrieben als 

existentielle Gefahr für unser 

individuelles und gemeinsames 

Leben dargestellt. Diese Dar-

stellung ist mehr politisches 

Instrument des Kriegsregimes, 

und geschickt-trügerisch ver-

arbeitet von denen, die diese 

Krieg führen, statt Ausdruck 

der realen gesellschaftlichen 

wie internationalen Zustände. 

Der Feind, er sei schon hier, 

sagen die, die den Krieg führen 

und für ihn werben.

Sicherheit über alles, ertönt es von 

ihnen sodann, und im gleichen 

Atemzug feilen sie munter am 

Niedergang der Welt, wie wir 

sie kannten aber nie wollten, 

oder sie uns einst erhofft hat-

ten. Sie sind der Feind jegli-

cher gemeinsamen politischen 

Aushandlung darüber, wie wir 

leben wollen. Sie kennen keine 

Gemeinsamkeiten zwischen 

den Menschen mehr. Sie se-

hen nur noch unüberbrück-

bare Unterschiede, sie sehen 

Zivilisierte und Barbaren, nur 

noch Sicherheitsrisiken, die 

es gilt einzudämmen, zu kon-

trollieren, zu entfernen. Sie 

glauben, sie seien im Recht 

und sind doch nur rechts, da 

sie das universalistische Ver-

sprechen nach Freiheit, Gleich-

heit und Solidarität für alle zu 

zerstören versuchen - und das 

gerade im Namen der Frei-

heit, der Gleichheit und der 

Solidarität. Ein Spiegeltrick, 

den nur der Krieg und seine 

Tüchtigen möglich machen. Sie 

sind unser Gegenüber, da sie 

uns zu trennen versuchen. Sie 

wollen uns nach ihren falschen 

Linien trennen und hinter sich 

vereinen. Sie wollen unsere 

Familien und Nachbar:innen, 

unsere Freund:innen und Ge-

noss:innen, sie wollen uns von 

der Welt und ihren Menschen 

trennen. Wir erahnen so schon 

reichlich wenig vom Leben au-

ßerhalb der Grenzen um uns. 

Nun soll uns auch das Ende 

dieses Lebens, wenn es nach ih-

nen ginge, nicht tangieren. Sie 

wollen auch die von uns tren-

nen, die vor Kurzem oder Lan-

gem hierher kamen und nun 

auch von hier sind. Sie wollen 

auch die von uns trennen, die 

in ihrer Staatsräson keinen 

Platz haben, die anders den-

ken, fühlen, leben, lieben als die 

Staatsräson uns vorschreiben 

möchte. Sie sind unser Gegen-

über - und es reicht. Wir ziehen 

unsere Linie. Wir entkommen.  

»Das Kriegsregime 
verbindet das entfernt 
liegende Schlachtfeld 
mit unseren Köpfen und 
Handlungen im Hier 
und Jetzt.«
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Wofür wir leben: 
Entkommen! 

Noch einmal kurz auf Start. 

Nicht alles, was wir in diesen 

Zeilen skizzieren, ist bereits 

vollumfänglich sicht- oder 

spürbar. Das Kriegsregime mag 

nicht oder noch nicht überall 

vorherrschen - und vielleicht 

wird es das auch nie in dieser 

absoluten Art und Weise. Doch 

das Kriegsregime ist eine der 

vielen Masken, mit der sich 

Staat und Kapital kleiden, um 

nicht unterzugehen. Um ihren 

Untergang zu umgehen, führen 

sie Krieg. Der Krieg, ihr Krieg, 

ist die tödliche Konsequenz 

einer globalen Ordnung, die 

sich neu zusammensetzt. Diese 

Neu-Zusammensetzung trägt 

kein Glücksversprechen für 

alle in sich. Es besteht sogar die 

Möglichkeit, dass diese gewalt-

voller ausfallen wird, als die 

bisherige Ordnung es gewesen 

ist. Und dennoch, Möglichkei-

ten bedeuten Risse im Beste-

henden, die in die eine oder in 

die andere Richtung vergrößert 

werden können. Es sind Risse, 

die von uns vergrößert werden 

können. Von uns. Ein verein-

zelter Einspruch wird zu einem 

gemeinsamen Widerspruch. 

Ein gemeinsamer Widerspruch 

wird zu einer kollektiven Kraft, 

die die Möglichkeit für sich ent-

scheiden kann. Diese kollektive 

Kraft sind wir. Wir ziehen eine 

Linie. Wir wollen widerspre-

chen, verweigern, entkommen. 

Wir hoffen, versuchen, strei-

ten, dass viele mehr mit uns 

entkommen werden. Werden 

wir tüchtig gegen Krieg oder 

kriegstüchtig?

»Mutig ist, das 
Leben zu wollen 
und das Sterben 
zu verhindern.«

Das Entkommen gleicht meh-

reren Schritten, es ist sowohl 

Prozess als auch Handlung, 

sowohl individuell als auch 

kollektiv. Wer entkommt, trifft 

eine persönliche Entscheidung. 

Es ist die Entscheidung nicht 

mitzumachen, sich Staat und 

Kapital nicht zu unterwerfen, 

sich dem Kriegsregime nicht 

auszuliefern, sich nicht ein-

zureihen. Es ist die mutige 

Entscheidung aus der Masse 

auszuscheren, die sich dem 

Kriegsregime in bequemer 

Weise hingegeben hat. Doch 

den Krieg zu wollen, ist nicht 

mutig. Mutig ist, den Krieg zu 

sabotieren - an den Schulen, 

den Universitäten, in den Be-

trieben, in der Öffentlichkeit. 

Mutig ist, sich nicht einreihen 

zu lassen, sondern eigenständig 

zu denken und zu entscheiden. 

Mutig ist, Nein! zu schreien, 

wenn um dich herum für den 

Krieg geworben wird, dir fal-

sche, nämlich autoritäre Vor-

bilder vorgesetzt werden.  Mu-

tig, ist das Leben zu wollen und 

das Sterben zu verhindern. Das 

Kriegsregime stellt die Vertei-

lungsfrage - für welche gesell-

schaftlichen Grundbedürfnisse 

ausreichend Ressourcen zur 

Verfügung stehen und für wel-

che nicht - doch unser Entkom-

men umfasst nicht das taktie-

rerische Ausspielen des Lebens 

Unzähliger auf nah entfernten 

Schlachtfeldern zugunsten 

einem größeren Klimaetat, von 

dem wir hier doch nicht profi-

tieren. Das Entkommen kennt 

mehr als das Ich, will mehr als 

nur das Nationale, sehnt sich 

nach mehr als nur dem Eige-

nen. Es ist nicht einfach, den 

Krieg aus dem Kopf zu kriegen 

- aber es ist nicht unmöglich. In 

dem Moment, in dem das Ich 

diese Entscheidung trifft, wird 

es zu einem Wir. Wir finden 

uns, verbinden 

uns, organisie-

ren uns, fortan 

bestimmen wir 

uns, bestimmen 

g e m e i n s a m , 

was nun folgen 

muss. Gemein-

sam verraten 

wir das Kriegs-

regime, greifen 

es an, sabotieren es. Unser Ent-

kommen ist keine Flucht, es ist 

die Bewegung nach vorne. Es 

ist das Versprechen, das wir 

uns geben, damit die Ausrich-

tung auf die Unterwerfung, den 

Profit und das Sterben abgelöst 

wird von einer Gesellschaft für 

die es sich lohnt zu kämpfen, 

zu leben und zu lieben!

Auf einer Demonstration gegen den deutschen Bundeswehreinsatz in Afghanistan, 2008.
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Das Kriegsregime und 
die Narben der 

Kriegsgesellschaft
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Europe at War: European 
Elections and the Task of Social 
Movements
Permanent Assembly Against the War (PAAW), 6. Juni 2024

Europe is at war. European 

countries have been involved in 

numerous conflicts in the past 

and are embroiled in NATO 

politics. There is a concrete risk 

of escalation and open conflict 

with Russia at any time. But we 

should not underestimate the 

shift we are witnessing today: 

the EU and European states 

are engaged through weapons 

delivery and military to Uk-

raine and in supporting Israel 

in carrying out the genocide 

in Gaza and are now pushing 

to extend further the reach of 

European armaments used to 

repel Russian invasion. Besides 

this active role in fueling wars 

at the edge of the EU, dramatic 

shifts are underway inside, and 

a military turn is reshaping it at 

all levels, with societal effects 

that go well beyond its institu-

tional borders.

	 We need to get used 

to a new era, that of a ‘pre-war’ 

instead of a ‘post-war’, they say. 

European politicians seem to 

agree on the fact that the war 

is an inescapable horizon and 

that sacrifices – economic, soci-

al, human – are necessary. And 

even those who declare that 

they want to secure peace, are 

fostering further militarization 

and nationalism. This narrative 

deepens and accelerates alrea-

dy existing tendencies: we see 

programs that bring the milita-

ry culture closer to children at 

school; ads campaigns to make 

joining the army attractive, 

clean, and gender-equality dri-

ven; the alignment of univer-

sities and armies in research; 

discussions on the reintroduc-

tion of military conscription 

where it had been long suspen-

ded or abolished; inventories of 

anti-bomb shelters. In this way, 

militarism becomes today’s 

»there is no alternative« upda-

ted to the Europe at war. 

	 This does not mean 

that we have in front of us a 

homogenous scenario, and it 

makes a difference whether 

one lives in the EU or not. In 

Greece, militarization has been 

around since the dictatorship, 

fuelled by the constant threat 

of a new war with Turkey and 

even during the financial crisis 

and austerity policies a massi-

ve amount of public spending 

went to the military sector, 

and there was mandatory mi-

litary service of a minimum of 

12 months. The current trans-

formations are, therefore, not a 

complete novelty but a deepe-

ning of an existing reality: more 

investments are now spent on 

high-tech warfare, moulded 

on the model of the Israeli 

army, for the benefit of ruling 

classes, while migrants are 

treated as »enemies of the na-

tion«. In Romania, as in other 

Central and Eastern European 

countries, militarism becomes 

the source of investments for 

transnational companies that 

take advantage of the low sa-

laries and an opportunity to 

gain a bigger role in the mili-

tary-industrial complex of the 

EU. The economy is being res-

tructured in the long term to 

turn the country into a military 

outpost to provide resources 

and labour force for NATO ac-

tivities. The EU expansion via 

the integration of further East 

European countries is sought 

by ensuring that Romania is a 

large military base for the war 

to come. Closer to the Ukrai-

nian battlefield, as in Poland, 

talks of introducing obligatory 

conscription again and organi-

zing a direct intervention in the 

war are becoming louder and 

louder, together with plans to 

fortify the Eastern border. 

	 The turn towards 

war is also reshaping the rela-

tionships between the EU and 

neighbouring countries. In 

Turkey Erdogan is using the 

global legitimation of milita-

rism to attack Kurdish people 

and political opponents. In the 

UK massive investments on the 

army go hand in hand with a 

militarization of the borders 

against migrants to fulfil the 

promise of Brexit.

Despite differences, however, 

there are common tendencies 

that tell of a Third World War 

scenario. The war has become 

the pretext for erasing measu-

res taken during and immedia-

tely after the pandemic crisis 

to support wages and incomes, 

and to divert public spending 

from healthcare, education, 

welfare to the military. Essen-

tial labour that had gained a 

political centrality during the 

pandemic is now turned into 

cheap and disposable labour for 

a death machine in the making. 

The generalized cuts on wel-

fare and privatization for the 

sake of the military imply also 

a strengthening of the family as 

the centre of a privatized social 

reproduction, paid exclusively 

by workers’ wages and through 

women’s labour – for free or as 

migrant domestic workers. The 

shift to militarism is connected 

to the reassertion of sexual hie-

rarchies and sexual discipline. 

Moreover, in Europe industrial 

»Fighting against war 
and militarism is a fight 
for different conditions 
of social reproduction, 
against exploitation, 
patriarchy and racism.«
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policies are making the coordi-

nated production of weapons a 

political program. Going hand 

in hand with the call to sacri-

fice, this will impact the labour 

conditions of millions of peo-

ple, pushing down wages and 

strengthening wage differential 

and hierarchies across Euro-

pean regions. But investments 

in the military are reshaping 

capital’s movements transna-

tionally. Not only investments 

in weapons and related tech-

nologies, but also the prospect 

of destruction is tempting for 

capital’s speculations on future 

reconstruction in Ukraine and 

in Gaza as well. Where we see 

death, destruction, and geno-

cide, they see opportunities for 

business.

	 The same applies to 

the climate crisis. No one be-

lieved that the promised green 

transition could solve it. Green 

labels have been used to justi-

fy more capital accumulation 

and investment in polluting 

resources, but now it is clear 

that green policies have been 

through and through reframed 

according to military priorities, 

as long as they are ‘strategic’ to 

ensure national and EU positi-

on in the transnational capital’s 

competition.

	 In the context of an 

already deep interlacement bet-

ween universities, industry, and 

the military, we see now the 

EU actively fostering dual-use 

research and circumventing 

civil clauses for research. All 

research is bending towards se-

curity policies required by the 

war that would restrict resear-

chers’ mobility and exchanges 

to safeguard national inter-

ests. The continuation of busi-

ness-as-usual hides the nor-

malization of the enlistment of 

all institutions for war policies. 

Militarism as an ideology is at 

play in reinforcing social and 

political institutions, from the 

family to the States, to inter-

nal and external borders, by 

emphasizing the need of hie-

rarchies, discipline, and centra-

lized authorities that enforce 

the grip of the capitalist-neo-

liberal, racist and patriarchal 

program. Countries preparing 

for war need money, need wo-

men ready to reproduce the 

labour force of the nation, and 

disciplined students at schools 

and universities, and we see 

with little exceptions that stu-

dents are beaten up and repres-

sed when they speak up against 

privatization and against the 

massacres in Gaza.

	 Within this context, 

it is important to acknowledge 

that the present shift has been 

anticipated by the long-lasting 

war against migrants. Border 

policies have long been a labo-

ratory for militarization and re-

pression. But the turn towards 

militarism is now contributing 

to sell institutional racism as 

necessary to secure borders 

against »hybrid threats«. A 

harshening of migration poli-

cies is under way, leading to the 

strengthening of migrants’ ex-

ploitation, detention and push-

backs. The EU pact on migra-

tion and asylum the UK signing 

the infamous Rwanda Bill, the 

Italian deal with Albania, the 

continuation of deadly policies 

in the Mediterranean sea, all 

speak of a new wave of exter-

nalization of European security 

policies that is having huge im-

pacts well beyond its borders.

	 In front of this it 

is more urgent than ever to 

engage in thinking together 

what it is to be done to break 

the cage that is being welded 

around us. As Transnational 

Social Strike and Permanent 

Assembly Against the War, we 

have built an initiative that has 

represented, despite limits and 

difficulties, a point of reference 

for many who identify the war 

as a spiral of death, exploita-

tion, racism, and patriarchy. 

We have taken a side against 

the war, not within the war, by 

refusing to be absorbed by the 

logic that the war reproduces. 

In this direction, we have cir-

culated news, built bridges and 

facilitated political communi-

cation between those refusing 

the war in Ukraine and Russia 

and   protesters in European 

and American universities; we 

have given resonance to the 

strike against genocide in West 

Bank; we have gathered Israeli 

voices against the war; we have 

supported encampments and 

joined demonstrations against 

Israeli’s murderous policy; we 

built coordination and gave 

visibility to the ongoing move-

ments of migrants overwhel-

ming borders and struggling 

against racism. For more than 

two years, as TSS and PAAW, 

we have been committed to 

build a transnational politics 

of peace that can only emerge 

from these concrete moments 

of communication and strug-

gle. 

	 We have experienced 

generally an enormous difficul-

ty in our organizations to over-

come the current deadlocks and 

build a perspective that does 

not end up caught in geopoli-

tical traps. We have seen na-

tionalism and racism being re-

produced in social movements 

identifying for instance all Jews 

with the murderous politics of 

the Israeli government, all tho-

se who protested against geno-

cide in Gaza as »antisemites«, 

or in pinpointing opponents to 

the investments for the military 

as Putin’s supporters. Unending 

fights have been dominated by 

the logic of friends and foes. To 

face Europe at war we need to 

overcome those traps and lo-

gics and look at the trends and 

fault lines and conflicts that de-

fine a shared anti-war program 

in spite of the national and lo-

cal differences.

	 We see that amid Ir-

sael’s assault on Gaza, the war 

between Russia and Ukraine is 

sometimes forgotten by move-

ments. The fear for the possi-

ble enlargement is widespread, 

particularly among those who 

live in Eastern Europe, closer to 

the battlefield, and a feeling of 

inevitability seems to win over 

the drive to organize to change 

this situation. At the same time, 

we see that a growing number 

of Ukrainian men and workers, 

such as truck drivers, are refu-

sing to enlist, challenging the 

prevailing narrative towards 

the war and has forcing the go-

vernment to adopt a harsh law 

on conscription. At the same 

time, rage is fueling support 

for Palestine and against the 

genocide carried out by Israel 

in Gaza, with a contagion ef-

fect which swiped universities. 

Notwithstanding all contradic-

tions, the widespread and va-

riegated mobilizations claiming 

disclose and divest from the 

military economy open cracks 

in the logic of war. 

	 These cracks need to 

be crossed and deepened, brin-

ging to light the links between 

capitalism, war, militarism, and 

the material transformations in 

the living and working conditi-

ons of millions of people. Rai-

sing  the voice against the war, 

foster transnational vision and 

communication, connecting 

struggles and subjects across 

the fronts, fighting against war 

and militarism is a fight for 

different conditions of social 

reproduction, against exploi-

tation, patriarchy and racism, 

for better wages, a climate class 

conflict.

	 No updated interna-

tionalism can arise following 

old models or based on geopo-

litical analysis; no power can be 

accumulated only in the local 

dimension. With the European 

elections looming on the hori-

zon, the risk is that of a balance 

between further war policies 

and an acceleration of the rise 

of the right-wing, thriving on 

militarism, leading to a further 

compression of the spaces of 

struggle. Breaking the fronts of 

the war and practicing a trans-

national politics of peace to 

keep open spaces for organiza-

tion and struggle is the urgent 

task we must continue to bring 

on.

D
as Kriegsregim

e und die  N
arben der Kriegsgesellschaft
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»Militarism 
becomes today’s 
›there is no alternative‹ 
updated to the 
Europe at war.«

Rheinmetall-Entwaffnen-Blockade mit Barrikaden rund um die Waffenfabrik in Unterlüß, 2019.



15IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Rheinmetall-Entwaffnen-Blockade mit Barrikaden rund um die Waffenfabrik in Unterlüß, 2019.
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Für ein Ende der Gewalt
Interventionistische Linke Frankfurt, Ende November 2023

Am 7. Oktober verübten die 

Hamas und ihre Verbündeten 

mit ihrem Terrorüberfall auf 

Israel ein beispielloses antise-

mitisches Massaker. Mehr als 

1.200 Menschen, überwiegend 

Jüd:innen, wurden brutal er-

mordet, viele Weitere verletzt, 

vergewaltigt, vertrieben und 

traumatisiert. Noch immer 

werden über 200 Geiseln im 

Gazastreifen festgehalten, ihre 

Situation ist unklar. Die israeli-

sche Regierung antwortete mit 

einer kompletten Abriegelung 

des Gazastreifens, inklusive 

lebensnotwendiger Güter wie 

Essen, sauberes Wasser, Medi-

zin und Treibstoff für (Strom-)

Generatoren, und startete um-

fassende Luft- und Artillerie-

angriffe. Seit dem 27. Oktober 

ist die israelische Armee in den 

Gazastreifen einmarschiert 

und hat ihn in Norden und 

Süden geteilt. 1,5 Millionen 

Palästinenser:innen wurden 

vertrieben, weit über 10.000 

getötet und ermordet, Zehn-

tausende verletzt oder unter 

Trümmern begraben.

	 Während wir täg-

lich Berichte und Bilder dieser 

furchtbaren Eskalation sehen, 

nimmt die antisemitische Ge-

walt zu. Pro-palästinensische 

Demonstrationen werden 

polizeilich drangsaliert oder 

unterbunden. In den deutschen 

Feuilletons überschlagen sich 

vermeintliche Wahrheiten und 

Anschuldigungen. Öffentliche 

Veranstaltungen werden abge-

sagt, Referent:innen ausgela-

den, Kooperationen aufgelöst.

Als radikale Linke straucheln 

wir und versuchen, das Aus-

maß an Gewalt und militäri-

scher Vergeltung zu begrei-

fen, das sich mit und seit dem 

7.Oktober materialisiert. Auf 

keinen Fall wollen wir uns in 

den Abgrund der Entmensch-

lichung und Kriegslogik hin-

einziehen lassen, der sich aus-

breitet – auch und vor allem 

hierzulande. Sprechen wir also 

mit all jenen, deren Herzen 

voller Schmerz sind, die aber 

trotzdem begreifen und eine 

politische Haltung entwickeln 

wollen.

Das Recht auf 
Leben – für alle

Zu sagen, was ist, scheint selbst 

einigen unserer Freund:innen 

und Genoss:innen schwer zu 

fallen. Zu groß sind die Flieh-

kräfte der Polarisierung, zu ab-

scheulich sind die begangenen 

Verbrechen der Hamas, zu ge-

waltsam das militärische Vor-

gehen der israelischen Regie-

rung, zu groß die Angst, etwas 

Falsches zu sagen. Als Linke 

sollten wir dem vorherrschen-

den Positionierungsdruck wi-

derstehen und uns einem Be-

kenntniszwang entziehen, dem 

es nur um die eigene »Wahr-

heit«, nicht aber um Verständ-

nis geht. Wir wollen und kön-

nen uns auf keine andere Seite 

stellen, als die der Menschen, 

die unter dem Terror, den Ra-

keten und der Besatzung lei-

den, die ihre Liebsten verlie-

ren und um ihr eigenes Leben 

fürchten, deren Stimmen im 

Kriegsgetöse untergehen, die 

sich der Kriegslogik entziehen 

und die trotz des religiösen 

und nationalistischen Taumels 

nicht aufhören, ihre Kämpfe 

von unten zu führen.

Angesichts der allgemeinen 

rhetorischen, wie militärischen 

Entmenschlichung, der unbe-

dingten Rechtfertigung des mi-

litärischen Vorgehens – trotz 

dessen offensichtlicher Entglei-

sung –, gilt es, das Recht auf 

Leben für alle zu verteidigen, 

wenn es sonst niemand mehr 

tut. Es gilt, alle Toten zu be-

trauern und das Leid der Ande-

ren empathisch anzuerkennen, 

auch wenn die eigene Ver-

letzung und die Wut tief sein 

mögen. Es gilt, die Rechtferti-

gung des Horrors durch vor-

angegangene Verbrechen kon-

sequent zurückzuweisen. Die 

Unteilbarkeit der Menschen-

rechte darf nicht aufgegeben 

werden. Eine Linke, die hinter 

diesem Anspruch zurückbleibt, 

kann einpacken. Es gilt, sich 

der falschen Polarisierung zu 

entziehen, das Entweder-oder 

zurückzuweisen und auf einer 

dritten Position der Mensch-

lichkeit und der Befreiung zu 

beharren. Gerade im Angesicht 

des Abgrunds. Daraus folgt für 

uns: Die Geiseln müssen freige-

lassen werden, jetzt sofort. Der 

Krieg und die Gewalt müssen 

aufhören, jetzt sofort.

Die Logik des 
Krieges

Was in Israel, Gaza und auch 

in der Westbank seit dem 7. 

Oktober passiert, ist eine neue 

Eskalationsstufe in einem jahr-

zehntelangen Konflikt. Auch 

wenn es kein Konflikt ist wie 

jeder andere: Gerade jetzt er-

scheint es uns lohnenswert, 

die aktuelle Eskalation in den 

größeren Kontext einer sich 

weltweit ausbreitenden Logik 

des Krieges einzuordnen – und 

zu versuchen, eine umfassende 

antimilitaristische Kritik zu 

entwickeln. Das bedeutet:

•  Die Logik des Krieges befeu-

ert auf allen Seiten Autoritaris-

mus, Nationalismus und Ho-

mogenisierung. Widersprüche 

werden überdeckt durch natio-

nalen Konsens. Es geht darum, 

das eigene Leben auf Kosten 

des Lebens des antisemitisch 

oder rassistisch entwerteten 

Gegenübers zu verteidigen. 

Zuallererst gilt es deshalb, die 

behauptete Homogenität bei-

der Seiten zurückzuweisen. 

Erinnern wir an die vielfachen 

politischen und sozialen Wi-

dersprüche, die sowohl inner-

halb der israelischen als auch 

der palästinensischen Gesell-

schaft bestehen und die für die 

Dynamik des Konflikts zentral 

sind – auch und gerade, weil 

sie aktuell keine Rolle mehr zu 

spielen scheinen: Widersprü-

che zwischen oben und unten, 

rechts und links, religiös und 

säkular, autoritär und demo-

kratisch, reaktionär und eman-

zipatorisch. Erinnern wir an die 

monatelangen Proteste gegen 

die Justizreform der rechtsex-

tremen Regierung Netanjahu, 

an den Mut israelischer und 

palästinensischer Friedensakti-

vist:innen und daran, dass die 

islamistische Hamas ebenso 

wie rassistische Siedler:innen 

Feinde der Linken sind.

•  Sicherheit wird sich nie her-

stellen über Zäune, Mauern, 

Aufrüstung und Krieg. Auch 

wenn es realpolitisch aktuell 

in unendlich weiter Ferne er-

scheint: Sicherheit für Jüd:in-

nen und Palästinenser:innen 

gleichermaßen kann es nur 

geben unter den Bedingungen 

von Frieden, Gerechtigkeit und 

Gleichheit. Sicherheit kann es 

nur geben, wenn emanzipatori-

sche Bewegungen die Spaltung 

in nationalistisch, rassistisch 

und antisemitisch gesetzte 

Grenzen zurückweisen und Be-

freiung von unten erkämpfen.
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•  Die aktuelle Eskalation wäre 

undenkbar ohne die Einfluss-

nahme geopolitischer Konflikt-

parteien. Ihr erstes Interesse 

gilt nicht der Verteidigung pa-

lästinensischen oder jüdischen 

Lebens, sondern der eigenen 

Position in der geopolitischen 

und kapitalistischen Konkur-

renz in der Region. Bei der 

Hamas sind dies unter ande-

rem der Iran, die Türkei und 

Katar, bei Israel Deutschland, 

die USA und Europa. In die-

sem Sinne geht es beim aktu-

ellen Konflikt immer auch um 

die regionale Hegemonie im 

Nahen Osten und letztlich um 

die Frage der globalen Kräfte-

verhältnisse.

•  Die Eskalation im Nahen 

Osten ist Teil einer weltwei-

ten Kriegsdynamik. Bei aller 

Unterschiedlichkeit und Be-

sonderheit der Situation: Auch 

dieser Konflikt ist Teil einer 

Welle kriegerischer Auseinan-

dersetzungen der letzten Jahre. 

Die Zunahme von Autoritaris-

mus und Gewalt, von polizei-

lichen und militärischen Maß-

nahmen, die Wiederkehr des 

Krieges auch in vermeintlich 

friedlichen Regionen und die 

allgemeine Militarisierung des 

Gesellschaftlichen sind die Re-

aktionen der Herrschenden auf 

eine Welt, die sich zunehmend 

der Kontrolle entzieht und vor 

unseren Augen zerbricht. Da-

bei bringen Gewalt und Krieg 

selbst nurmehr weitere Zer-

störung, Verrohung und Bruta-

lisierung hervor - eine Antwort 

auf die Krisen sind sie nicht.

Deutsche Zustände

Wenn wir uns hierzulande, 

in Deutschland, zum Krieg in 

Israel und Palästina äußern, 

wenn wir uns in der und gegen 

die globale Logik des Krieges 

verorten, so tun wir dies unter 

besonderen Bedingungen. Wir 

tun dies im Land der Täter 

der Shoa, im Land von Ver-

gangenheitsentsorgung und 

Leitkultur. Bei den Debatten 

um Israel und Palästina geht es 

hierzulande auch und zuallerst 

immer um Deutschland und 

die Verschiebung der gesell-

schaftlichen Kräfteverhältnisse 

in diesem Land.

	 Unter diesem Ge-

sichtspunkt waren die letzten 

Wochen seit dem 7. Oktober 

verheerend. Es wird über die 

Gemeinsamkeiten und Unter-

schiede zwischen der Hamas 

und den Nazis fabuliert und 

so die brutalen Verbrechen 

des Nationalsozialismus rela-

tiviert. Andererseits wird mit 

der notwendigen Kritik des 

Antisemitismus dort begonnen 

und aufgehört, wo die rassis-

tische Mehrheitsgesellschaft 

ohnehin den Ursprung allen 

Übels verortet: in der Einwan-

derungsgesellschaft und den 

migrantisch geprägten Vierteln 

der Großstädte, bei den Mus-

lim:innen oder solchen, die da-

für gehalten werden. Die Logik 

ist beide Male die gleiche: Wer 

Antisemit ist, das bestimmen 

die Deutschen – es waren und 

es sind immer die Anderen.

	 Doch Antisemitis-

mus ist eben kein »impor-

tiertes« Problem. Davon zeu-

gen das Attentat von Halle, 

die Wahlergebnisse und die 

Normalisierung der AfD, die 

Flugblattaffäre um Hubert 

Aiwanger, die Vernichtungs-

phantasien von Reichsbürgern 

und rechten Netzwerken in 

den Unsicherheitsbehörden 

und nicht zuletzt die Kontinui-

tät der historisch krachend ge-

scheiterten Entnazifizierung.

	 Umso abstoßender 

ist es, wenn die herrschen-

de Politik – längst nicht nur 

von rechts – den Antisemi-

tismus-Vorwurf dafür inst-

rumentalisiert, rassistische 

Polizeikontrollen und Migra-

tionspolitiken, Demoverbote 

und Abschiebungen zu recht-

fertigen. Auf Demos soll nur 

noch Deutsch gesprochen oder 

besser gleich die Fresse gehal-

ten werden. Habeck inszeniert 

sich als Antifaschist und ist 

doch keiner. Antifaschismus 

bedeutet, die Menschlichkeit 

gegen die Verrohung zu ver-

teidigen, sich gegen rassisti-

sche Polizei- und Staatsgewalt 

zu wehren UND sich schüt-

zend vor Synagogen zu stellen. 

Antifaschismus ist universell. 

Habecks Antifaschismus hin-

gegen bedeutet Abschiebung 

und Polizeistaat. Er gilt nur für 

die einen und nicht für die an-

deren. Er hat den Namen nicht 

verdient. Antifaschismus ist 

unteilbar – oder er ist keiner.

	 Es ist kein Zufall, 

dass sich die Logik des Krieges 

mit einer Logik der Abschot-

tung verbindet. Die Politik der 

Mauern und der rassistischen 

Ausschließung geht Hand in 

Hand mit der Vorstellung, die 

katastrophischen Zustände 

der Welt mit militärischer Ge-

walt in den Griff bekommen zu 

können. Es ist die Logik der au-

toritären Kipppunkte der bür-

gerlichen Mitte. Einmal mehr 

wird der Rahmen dessen, was 

als moralisch vertretbar gilt, 

autoritär verengt. Einmal mehr 

bleibt zwischen zwei Polen kein 

Raum mehr für Zwischentöne. 

Einmal mehr muss die ver-

meintliche Verteidigung demo-

kratischer Rechte dafür herhal-

ten, ebenjene zu beschneiden. 

Der Ausnahmezustand und die 

damit einhergehende Autor-

itarisierung haben ihren festen 

Platz in der Logik des Krieges.

	 Diese Politik der ge-

waltvollen Entmenschlichung 

wird aber nicht nur von oben 

betrieben. Synagogen und 

Moscheen werden angegrif-

fen. Wohnhäuser von Jüd:in-

nen werden mit Davidsternen 

beschmiert, Jüd:innen haben 

Angst, sich in der Öffentlich-

keit zu bewegen und ihre Schu-

len, Gemeindezentren und 

Gebetshäuser zu besuchen. Pa-

lästinensischen Schüler:innen, 

die große Teile ihrer Familie 

verloren haben, wird untersagt, 

öffentlich Trauer zu zeigen. 

Ihre Toten scheinen keine Be-

deutung zu haben. In all dem 

zeigt sich die gewaltvolle Seite 

einer gesamtgesellschaftlichen 

Rechtsverschiebung, über die 

plötzlich nicht mehr gespro-

chen wird – denn auch die 

Gewalt ist immer das Problem 

der »Anderen«. Die Selektivi-

tät von Anteilnahme, Empa-

thie und dem Zugestehen von 

Rechten wird von der Ausnah-

me zum Standard und führt 

zum gesellschaftlichen Bruch 

mit den Betroffenen, die man 

kalter Einsamkeit überlässt.

	 Doch die Gewalt ist 

eben Teil dieser, unserer Ge-

sellschaft. Und sie wird es mit 

jedem Tag mehr, an dem Anti-

semitismus und Rassismus, 

Abschottung und Militarisie-

rung, Entdemokratisierung 

und Autoritarismus um sich 

greifen. Die Logik des Krieges 

befeuert all dies. Und sie be-

dient das neoliberale Projekt 

der Austerität: Jeder Euro Son-

dervermögen und Rüstungs-

etat beschert Konzernen wie 

Rheinmetall und Airbus Mil-

liardengewinne, fehlt aber im 

Sozialstaat. In diesem Sinne 

haben die Kosten der Kriege 

wir alle zu tragen, in Form von 

mehr Ausbeutung, mehr sozia-

ler Spaltung und mehr Gewalt 

– auch wenn wir von dieser 

ganz unterschiedlich betroffen 

sind.

	 Was bedeutet es nun, 

sich der Logik des Krieges zu 

entziehen – in dem vollen Wis-

sen, dass wir es nicht sein wer-

den, die das Sterben in Israel 

und Palästina beenden können? 

Sagen wir, was ist. Widerste-

hen wir dem Bekenntniszwang. 

Beharren wir darauf, dass So-

lidarität unteilbar ist. Zeigen 

wir klare Kante und greifen 

die Kriegstreiber, die Rassis-

ten und die Antisemiten an. 

Bilden wir neue Allianzen und 

strecken die Hände aus zu all 

jenen, die sich der Verrohung 

entgegenstellen. Tragen wir die 

kleine Flamme der Solidarität 

in die Dunkelheit. Bleiben wir 

menschlich.
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»Die Unteilbarkeit 
der Menschenrechte 

darf nicht aufgegeben 
werden. Eine Linke, 

die hinter diesem An-
spruch zurückbleibt, 

kann einpacken.«
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Globales Kriegsregime: 
Das Desertieren neu denken
Michael Hardt und Sandro Mezzadra, erschienen am 6. Juni 2024 in der Nr. 23 der WOZ

Wir scheinen in eine Phase 

des endlosen Krieges einge-

treten zu sein. Sie betrifft den 

ganzen Globus und rüttelt an 

den zentralen Knotenpunkten 

des Weltsystems. Alle zeit-

genössischen Konflikte haben 

ihre je eigene Genealogie, ihre 

eigenen Wetteinsätze und Ri-

siken, aber es lohnt sich, einen 

Schritt zurückzutreten, um sie 

in einem größeren Zusammen-

hang zu sehen. Unsere Hypo-

these lautet, dass sich gerade 

ein globales Kriegsregime her-

ausbildet – ein Regime, in dem 

Regierungs- und militärische 

Verwaltungen eng mit kapita-

listischen Strukturen verfloch-

ten sind. Um die Dynamik der 

einzelnen Kriege zu begreifen 

und ein passendes Projekt des 

Widerstands zu formulieren, 

müssen wir zuerst die Kontu-

ren dieses Regimes verstehen.

	 Rhetorik und Prak-

tiken globaler Kriegsführung 

haben sich seit den frühen 

2000er Jahren dramatisch ver-

ändert. Damals waren noch Be-

griffe wie »Schurkenstaat« und 

»gescheiterter Staat« die ideo-

logischen Schlüsselkonzepte, 

mit denen man den Ausbruch 

militärischer Konflikte erklär-

te, die definitionsgemäß stets 

an der Peripherie stattfanden. 

Voraussetzung dafür war ein 

stabiles und effizientes interna-

tionales Regierungs- und Kon-

trollsystem, angeführt von den 

führenden Nationalstaaten und 

globalen Institutionen.

	 Heute steckt dieses 

System in einer Krise und ist 

unfähig, die Ordnung aufrecht-

zuerhalten. In bewaffnete Kon-

flikte, wie jene in der Ukraine 

und in Gaza, sind ein paar der 

weltweit mächtigsten Akteure 

involviert, was das Gespenst 

einer nuklearen Eskalation her-

aufbeschwört. Der Erklärungs-

ansatz der Weltsystemtheorie 

hat solche Umbrüche üblicher-

weise als Zeichen einer hege-

monialen Wende angesehen, 

vergleichbar mit den beiden 

Weltkriegen des 20. Jahrhun-

derts, die den Übergang von 

einer britischen zu einer globa-

len Hegemonie der USA mar-

kierten. Aber im heutigen Kon-

text bedeutet dieser Umbruch 

keinen klaren Machttransfer: 

Der Niedergang der US-Hege-

monie läutet bloss eine Phase 

ein, in der die Krise zur Norm 

geworden ist.

Autoritätskult und 
Logistik

Wir schlagen also vor, diese 

neue Phase mit dem Begriff 

»Kriegsregime« zu erfassen. 

Dieses Regime ist zuallererst in 

der Militarisierung des Wirt-

schaftslebens zu erkennen und 

in dessen zunehmender Aus-

richtung an den Anforderun-

gen einer »nationalen Sicher-

heit«. Nicht nur werden immer 

mehr öffentliche Gelder für die 

Aufrüstung bereitgestellt, son-

dern die wirtschaftliche Ent-

wicklung als Ganzes ist auch 

immer stärker von Militär- und 

Sicherheitslogiken geprägt, wie 

der spanische Aktivist und Phi-

losoph Raúl Sánchez Cedillo 

im Buch »Dieser Krieg endet 

nicht in der Ukraine« schreibt.

Auch die außerordentlichen 

Fortschritte auf dem Gebiet 

der künstlichen Intelligenz 

werden zu einem großen Teil 

von Militärinteressen und 

Kriegstechnologien vorange-

trieben. Logistische Kreisläufe 

und Infrastrukturen sind eben-

falls an bewaffnete Konflikte 

und Operationen angepasst. 

Die Grenzen zwischen dem 

Ökonomischen und dem Mi-

litärischen verwischen zuse-

hends; in einigen Wirtschafts-

bereichen sind sie bereits ganz 

verschwunden.

	 Das Kriegsregime 

zeigt sich aber auch in einer 

Militarisierung des Sozia-

len: manchmal explizit, in-

dem jeder Widerstand einfach 

unterdrückt wird oder wenn 

sich plötzlich alle um eine 

Nationalflagge scharen. Aber 

es gibt auch allgemeinere Er-

scheinungsformen, etwa in 

Form eines wachsenden Autor-

itäts- und Machtkults auf ganz 

unterschiedlichen Stufen der 

Gesellschaft. Die feministische 

Kritik an dieser Militarisie-

rung betont schon länger die 

toxischen Männlichkeiten, die 

sie befördert, wie auch andere 

Verzerrungen, die allen sozia-

len Beziehungen und Konflik-

ten eine militärische Logik auf-

zwingen.

Rechte Galionsfiguren wie Jair 

Bolsonaro, Wladimir Putin 

und Rodrigo Duterte ziehen 

eine klare Verbindung zwi-

schen ihrem militaristischen 

Ethos und ihrer Liebe zu ge-

sellschaftlichen Hierarchien. 

Und sogar wenn es nicht so 

deutlich artikuliert wird, kön-

nen wir die Verbreitung eines 

reaktionären politischen Re-

pertoires beobachten, das Mili-

tarismus mit gesellschaftlicher 

Repression verknüpft: Rassis-

tische und sexistische Hierar-

chien werden verschärft; Mig-

rant:innen werden attackiert 

und entrechtet; Abtreibungen 

werden massiv erschwert oder 

ganz verunmöglicht; die Rech-

te von Schwulen, Lesben und 

trans Menschen werden aus-

gehöhlt – während gleichzeitig 

die Gefahr eines heraufziehen-

den Bürgerkriegs beschworen 

wird.

»Angesichts der beschrie-
benen Kriegsmaschine 
sollten wir uns fragen, 
wer von deren anhaltendem 
Scheitern profitiert und was 
sich hinter ihren vorder-
gründigen Zielen verbirgt«

D
as Kriegsregim

e und die  N
arben der Kriegsgesellschaft



20 IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Scheiternde Kriegs-
maschine

Das aufkommende Kriegs-

regime zeigt sich auch im 

scheinbar paradoxen anhalten-

den Scheitern hegemonialer 

Kriegskampagnen. Seit min-

destens einem halben Jahrhun-

dert verlieren die USA alle ihre 

Kriege, von Vietnam bis Afgha-

nistan und dem Irak, obwohl 

ihre Armee die am grosszü-

gigsten finanzierte und techno-

logisch fortgeschrittenste auf 

dem Planeten ist. Ein Symbol 

dieses Scheiterns ist der Mili-

tärhelikopter, der die letzten 

amerikanischen Armeeange-

hörigen davonträgt und eine 

in vielerlei Hinsicht zerstörte 

Landschaft hinterlässt. War-

um scheitert eine solche hoch-

gerüstete Kriegsmaschine ein 

ums andere Mal? Eine nahelie-

gende Antwort lautet, dass die 

USA nicht mehr der imperia-

listische Hegemon sind, als den 

einige sie immer noch sehen.

Die Dynamik des Scheiterns 

legt aber auch die umfassende 

globale Machtstruktur bloss, 

die solche Konflikte aufrecht-

erhält. Hier lohnt sich ein Blick 

zurück auf Michel Foucaults 

Analysen zum anhaltenden 

Unvermögen der Gefängnis-

se, ihre angestrebten Ziele zu 

erreichen. Obwohl seit jeher 

darauf angelegt, kriminelles 

Verhalten zu korrigieren und 

zum Besseren zu verändern, 

hat das Strafvollzugssystem, 

wie Foucault bemerkt, oft das 

Gegenteil bewirkt: steigende 

Rückfallraten, verurteilte Tä-

ter, die noch tiefer in die Kri-

minalität abrutschen, und so 

weiter. »Vielleicht«, so schlägt 

er vor, »sollte man das Problem 

umkehren und sich stattdessen 

fragen, wer oder was vom Ver-

sagen des Gefängnisses profi-

tiert […]. Vielleicht sollte man 

versuchen herauszufinden, was 

sich hinter dem offenkundigen 

Zynismus der Strafjustiz ver-

birgt«.

Angesichts der beschriebenen 

Kriegsmaschine sollten wir 

das Problem ebenfalls umkeh-

ren und uns fragen, wer von 

deren anhaltendem Scheitern 

profitiert und was sich hinter 

ihren vordergründigen Zielen 

verbirgt. Dabei entdecken wir 

keine Intrige militärischer und 

politischer Führer, die hinter 

verschlossenen Türen Ränke 

schmieden. Vielmehr zeichnet 

sich etwas ab, was Foucault ein 

»gouvernementales Projekt« 

nennen würde.

Umkämpfte Macht-
verteilung

Die endlose Parade bewaffne-

ter Konfrontationen, großer 

und kleiner, dient der Unter-

stützung einer militarisierten 

Regierungsstruktur, die an 

unterschiedlichen Orten unter-

schiedliche Formen annimmt 

und auf mehreren Ebenen 

von Kräften dirigiert wird, zu 

denen die führenden National-

staaten, die supranationalen 

Institutionen und die konkur-

rierenden Kapitalbereiche ge-

hören. All diese Akteure stim-

men manchmal miteinander 

überein, manchmal geraten sie 

aber auch in Konflikte.

	 Das enge Verhältnis 

zwischen Krieg und den Kreis-

läufen des Kapitals ist nichts 

Neues. Die moderne Logistik 

hat militärische Wurzeln im 

Kolonialismus und im trans-

atlantischen Sklav:innenhan-

del. Doch die gegenwärtige 

politische Lage ist geprägt 

davon, dass »Geopolitik« und 

»Geoökonomie« zunehmend 

ineinandergreifen, während 

andauernd Räume von Wert-

schöpfung und Akkumula-

tion erschaffen und erneuert 

werden, die sich rund um die 

Welt mit der umkämpften Ver-

teilung von politischer Macht 

kreuzen.

Die logistischen Probleme der 

Coronapandemie bildeten die 

Kulisse für eine Reihe nachfol-

gender militärischer Unruhen. 

Bilder von Containern, die in 

Häfen feststeckten, signalisier-

ten, dass der Welthandel ins 

Stocken geraten war. Konzerne 

unternahmen verzweifelte Ver-

suche, die Krise zu bewältigen, 

indem sie alte Handelsrouten 

neu erschlossen oder neue er-

öffneten. Darauf folgten die 

Invasion der Ukraine und die 

logistischen Unterbrüche, die 

sich daraus ergaben. Der Öl- 

und Gashandel von Russland 

nach Deutschland war eines 

der weitreichendsten Opfer 

dieses Krieges, vor allem nach 

der spektakulären Sabotage der 

Nordstream-Pipeline in der 

Ostsee. Plötzlich sprachen alle 

wieder von Nearshoring oder 

Friendshoring als Strategien, 

um die westlichen Wirtschaf-

ten von den Energievorräten 

Moskaus zu entwöhnen. Der 

Krieg brachte auch den Fluss 

von Weizen, Mais und Öl-

saaten ins Stocken. In Europa 

schossen die Energiepreise in 

die Höhe; in Afrika und La-

teinamerika wurden Grund-

nahrungsmittel knapp; zwi-

schen Polen, der Tschechischen 

Republik und der Ukraine kam 

es zu Spannungen, nachdem 

die Exportbeschränkungen für 

landwirtschaftliche Produkte 

aus der Ukraine aufgehoben 

worden waren.

Die deutsche Ökonomie sta-

gniert, und mehrere weitere 

EU-Mitgliedstaaten sahen sich 

gezwungen, ihre Energiever-

sorgung neu zu organisieren, 

indem sie mit nordafrikani-

schen Staaten Verträge aus-

handelten. Russland hat seine 

Energieexporte in Richtung 

Osten umgeleitet, vor allem 

nach China und Indien. Dank 

neuer Handelsrouten – zum 

Beispiel via Georgien – kann 

Russland die westlichen Sank-

tionen zumindest teilweise um-

gehen. Diese Reorganisation 

logistischer Räume ist eindeu-

tig eine der wesentlichen Kom-

ponenten des Konflikts.

»Was wir erneuern und 
ausweiten müssen, ist 
eine nichtnationale Form 
von Internationalismus, 
die in der Lage ist, den 
globalen Kreisläufen des 
heutigen Kapitals entge-
genzutreten«
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Zunehmende Frag-
mentierung

Auch in Gaza sind Abmachun-

gen zu Logistik und Infra-

struktur entscheidend, obwohl 

sie oft durch das unerträgliche 

Gemetzel verschleiert wer-

den. Die USA hatten gehofft, 

der Wirtschaftskorridor Indi-

en – Naher Osten – Osteuropa, 

der sich von Indien bis nach 

Europa erstreckt und durch 

die Vereinigten Arabischen 

Emirate, Saudi-Arabien, Jorda-

nien, Israel und Griechenland 

führt, könnte ihren regionalen 

wirtschaftlichen Einfluss stär-

ken und ein Gegengewicht zu 

Chinas »Neuer Seidenstraße« 

bilden.

	 Dies hing aber ab 

vom Projekt einer Normali-

sierung der arabisch-israeli-

schen Beziehungen, die durch 

den herrschenden Krieg wo-

möglich endgültig unterhöhlt 

worden sein könnten. Darü-

ber hinaus haben die Angriffe 

der Huthis im Roten Meer die 

großen Schiffsunternehmen 

dazu gezwungen, den Suez-

kanal zu meiden und längere, 

teurere Routen zu nehmen. 

Die US-Armee baut nun einen 

Hafen vor der Küste Gazas, an-

geblich, um Hilfslieferungen 

zu ermöglichen. Die palästi-

nensischen Organisationen 

wiederum behaupten, dessen 

eigentlicher Zweck sei die Er-

möglichung ethnischer Säube-

rungen.

	 Die Kämpfe in der 

Ukraine und in Gaza sind zwei 

Beispiele dafür, wie weltweit 

Kapitalräume neu erschaffen 

werden. Schlüsselorte der Zir-

kulation werden unter einem 

Kriegsregime und durch die 

aktive Intervention einzelner 

Nationalstaaten umgestaltet. 

Voraussetzung dafür ist eine 

Vermischung politischer und 

ökonomischer Logik. Noch viel 

offensichtlicher ist dieses Phä-

nomen in der indopazifischen 

Region: Wachsende Spannun-

gen im Südchinesischen Meer 

und Militärallianzen wie Au-

kus (ein Militärbündnis zwi-

schen Australien, Großbritan-

nien und USA) beeinflussen 

dort ökonomische Netzwerke 

wie die »Umfassende und fort-

schrittliche Vereinbarung für 

eine Trans-Pazifische Part-

nerschaft« (eine Freihandels-

zone, gebildet von Australien, 

Brunei, Kanada, Chile, Japan, 

Malaysia, Mexiko, Neuseeland, 

Peru, Singapur und Vietnam). 

In dieser Übergangszeit kann 

jeder Konflikt oder Unterbruch 

einer Lieferkette diesem oder 

jenem Staat oder kapitalisti-

schen Akteur dienlich sein. 

Doch durch eine zunehmende 

räumliche Fragmentierung und 

das Entstehen unvorhersehba-

rer Hindernisse ist das System 

als Ganzes in Bedrängnis gera-

ten.

	 Im Widerstand gegen 

das globale Kriegsregime sind 

Rufe nach Waffenstillständen 

und Waffenembargos unab-

dingbar. Von grundlegender 

Bedeutung für den gegenwärti-

gen Moment ist aber auch eine 

kohärente internationalistische 

Politik. Koordinierte Praktiken 

des Desertierens sind notwen-

dig, damit sich Menschen radi-

kal aus dem herrschenden Sta-

tus quo befreien können. Zur 

Zeit der Niederschrift dieses 

Textes zeichnet sich ein solches 

Projekt am deutlichsten in der 

globalen Solidaritätsbewegung 

mit Palästina ab.

Ein breiter sozialer 
Wandel

Im 19. und 20. Jahrhundert hat 

man Internationalismus oft als 

Solidarität unter nationalen 

Projekten verstanden. Dies ist 

auch heute noch manchmal 

der Fall, etwa bei der Klage, 

die Südafrika wegen Verdachts 

auf Verletzung der Uno-Völ-

kermordkonvention durch die 

israelische Militäroperation 

in Gaza vor dem Internatio-

nalen Gerichtshof eingereicht 

hat. Doch das Konzept einer 

nationalen Befreiung, das den 

antikolonialen Kämpfen der 

Vergangenheit als Grundla-

ge diente, scheint zunehmend 

außer Reichweite zu sein. 

Während der Kampf um paläs-

tinensische Selbstbestimmung 

anhält, ist die Aussicht auf eine 

Zweistaatenlösung und einen 

souveränen palästinensischen 

Staat zunehmend unrealis-

tisch. Wie könnten wir also ein 

Projekt der Befreiung gestal-

ten, ohne eine nationale Sou-

veränität anzustreben? Was 

wir erneuern und ausweiten 

müssen, ist eine nichtnationale 

Form von Internationalismus, 

die in der Lage ist, den globalen 

Kreisläufen des heutigen Kapi-

tals entgegenzutreten; die Basis 

dafür liefern marxistische und 

panafrikanistische Traditionen.

Internationalismus ist kein 

Kosmopolitismus: Er muss 

konkreter, materieller und lo-

kaler begründet sein, nicht in 

abstrakten Forderungen nach 

Universalismus. Das schließt 

die Macht von Nationalstaaten 

nicht aus, stellt sie aber in einen 

breiteren Kontext. Eine Wider-

standsbewegung für die 2020er 

Jahre müsste ein ganzes Reper-

toire an Kräften in den Dienst 

nehmen, einschließlich lokaler 

und städtischer Organisatio-

nen, nationaler Strukturen und 

regionaler Akteure. Kurdische 

Befreiungskämpfe zum Bei-

spiel reichen über nationale 

Grenzen hinaus und beziehen 

gesellschaftliche Grenzen in 

der Türkei, in Syrien und im 

Iran mit ein. Auch indigene Be-

wegungen in den Anden über-

winden solche Spaltungen, 

während feministische Ko-

alitionen in Lateinamerika und 

darüber hinaus ein schlagkräf-

tiges Modell für einen nichtna-

tionalistischen Internationalis-

mus liefern.

	 Die Desertion, die 

eine ganze Reihe von Flucht-

praktiken umfasst, war lan-

ge eine Taktik, die dem Wi-

derstand gegen den Krieg 

vorbehalten war. Nicht nur 

Soldat:innen, sondern alle Mit-

glieder einer Gesellschaft kön-

nen Widerstand leisten, indem 

sie sich einem Kriegsprojekt 

entziehen. Für Kämpfer:innen 

in der IDF (den israelischen 

Streitkräften), im russischen 

Heer oder in der US-Armee 

ist Desertion weiterhin ein be-

deutsamer politischer Akt, der 

sich in der Praxis allerdings 

als sehr schwierig herausstel-

len kann. Dasselbe gilt für uk-

rainische Soldat:innen, obwohl 

ihre Lage nochmals sehr anders 

ist. Aber für diejenigen, die im 

Gazastreifen gefangen sind, ist 

Flucht schwerlich eine Option.

»Der Kampf gegen das 
Kriegsregime muss nicht 
nur die aktuelle Kriegs-
konstellation unterbre-
chen, sondern auf einen 
breiteren sozialen Wandel 
hinwirken.«

D
as Kriegsregim

e und die  N
arben der Kriegsgesellschaft
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	 Desertieren muss 

also anders gedacht werden als 

bisher, um aus dem aktuellen 

Kriegsregime auszubrechen. 

Denn wie wir bereits gesehen 

haben, hält sich dieses Regime 

nicht an nationale Grenzen 

und Regierungsstrukturen. In 

der Europäischen Union kann 

man sich zwar der nationalen 

Regierung und deren chauvi-

nistischen Positionen widerset-

zen. Aber man muss gleichzei-

tig gegen die supranationalen 

Strukturen des Handelsblocks 

selbst kämpfen – und sich 

zudem bewusst sein, dass so-

gar Europa als Ganzes kein 

souveräner Akteur in diesen 

Kriegen ist. Auch in den USA 

überlagern die militärischen 

Entscheidungsstrukturen und 

Streitkräfte die nationalen 

Grenzen und umfassen ein 

großes Netzwerk an nationalen 

und nichtnationalen Akteuren.

	 Wie kann man aus 

einer solchen vielschichtigen 

Struktur desertieren? Lokale 

und individuelle Gesten zeigen 

wenig Wirkung. Eine effektive 

Praxis benötigt als Grundlage 

eine kollektive Verweigerung, 

die international organisiert 

ist. Die Massenproteste gegen 

die US-Invasion im Irak, die 

am 15. Februar 2003 in ver-

schiedenen Städten auf dem 

ganzen Erdball stattfanden, 

hatten die supranationale Or-

ganisation der Kriegsmaschine 

korrekt identifiziert. Und sie 

kündeten von der Möglichkeit 

eines neuen internationalisti-

schen Antikriegsakteurs. Ob-

wohl sie den Angriff nicht ver-

hindern konnten, schufen sie 

ein Modell für künftige Prak-

tiken eines Massenrückzugs. 

Zwei Jahrzehnte später zeugen 

die Mobilisierungen gegen das 

Massaker in Gaza, die auf den 

Straßen und in den Universitä-

ten weltweit aufflammen, von 

der Entstehung eines »globalen 

Palästina«.

Progressive Allian-
zen schmieden

Eines der Haupthindernis-

se für eine solche befreiende 

internationalistische Politik ist 

das Lagerdenken (campism): 

eine ideologische Herange-

hensweise, die das politische 

Feld auf zwei einander feind-

lich gegenüberstehende Lager 

reduziert, was oft zum Kurz-

schluss führt, dass man den 

Feind des Feindes automatisch 

als Freund betrachtet. Einige 

Vertreter:innen der palästinen-

sischen Sache sind bereit, jeden 

Akteur zu feiern – oder ihn zu-

mindest sehr unkritisch anzu-

gehen –, der Widerstand gegen 

die israelische Besatzung leis-

tet; einschließlich des Iran und 

dessen regionaler Alliierter.

	 Das ist ein verständ-

licher Impuls in der gegenwär-

tigen Lage, da die Bevölkerung 

von Gaza zu verhungern droht 

und auch sonst schrecklicher 

Gewalt ausgesetzt ist. Trotz-

dem führt die binäre geopoli-

tische Logik des Lagerden-

kens am Ende direkt zu einer 

Identifikation mit repressiven 

und reaktionären Kräften, die 

gegen die Befreiung arbeiten. 

Anstatt den Iran oder dessen 

Alliierte auch nur rhetorisch 

zu unterstützen, sollte ein in-

ternationalistisches Projekt die 

palästinensischen Solidaritäts-

kämpfe mit den »Frau, Leben, 

Freiheit«-Bewegungen verbin-

den, die die Islamische Repub-

lik herausfordern. Der Kampf 

gegen das Kriegsregime muss 

nicht nur die aktuelle Kriegs-

konstellation unterbrechen, 

sondern auf einen breiteren 

sozialen Wandel hinwirken.

	 Internationalismus 

muss also von unten her ent-

stehen, indem lokale und regio-

nale Befreiungsprojekte Mög-

lichkeiten finden, sich Seite an 

Seite zu engagieren. Aber es 

braucht auch einen umgekehr-

ten Prozess: Internationalis-

mus sollte darauf hinarbeiten, 

eine Sprache der Befreiung zu 

erschaffen, die in ganz unter-

schiedlichen Kontexten er-

kannt, verstanden, reflektiert 

und weiterentwickelt werden 

kann. Gefragt ist gewisser-

maßen eine stetig arbeitende 

Übersetzungsmaschine, die 

heterogene Kontexte und Sub-

jektivitäten zusammenbringen 

kann. Ein neuer Internationa-

lismus sollte keine wie auch 

immer gestaltete weltweite ho-

mogene Form annehmen (oder 

auch nur anstreben), sondern 

vielmehr radikal unterschiedli-

che lokale und regionale Erfah-

rungen und Strukturen kombi-

nieren.

	 Die Zersplitterung 

des Weltsystems, die Auflösung 

strategischer Orte der Kapital-

akkumulation und die kontinu-

ierliche Verflechtung von Geo-

politik und Geoökonomie: All 

das hat einem Kriegsregime als 

vorherrschender Regierungs-

form den Boden bereitet. An-

gesichts dieser Entwicklung 

erfordert das Projekt der De-

sertion nichts weniger als eine 

internationalistische Strategie 

zur Neuerschaffung der Welt.
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»Internationalismus 
sollte darauf 
hinarbeiten, 

eine Sprache der 
Befreiung 

zu erschaffen.«

Blockade der Rheinmetallfabrik in Wien in Solidarität mit Rojava, 2019.
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Das Kriegsregime 
als Angriff auf unsere Kämpfe



26 IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Warum uns die Militarisierung 
alle etwas angeht
Internationalismus-AG der IL, Sommer 2024

Kriege und be-
waffnete Konflikte 
nehmen zu

In den letzten Jahren sind 

die Nachrichten bestimmt 

durch immer neue bewaffnete 

Konflikte, Kriege und Eskala-

tionsstufen innerhalb dieser. 

Zunehmend scheint es zu Kon-

frontationen zwischen Staaten 

zu kommen, die das Potenzial 

haben, noch mehr Staaten und 

Akteur:innen in die Konfron-

tation mit hineinzuziehen. 

Der Krieg in der Ukraine, der 

Krieg in Gaza und das Säbel-

rasseln zwischen den USA und 

China sind Beispiele für solche 

Konfrontationen, die weltweite 

Konsequenzen mit sich ziehen. 

In diesem Klima macht auch 

der deutsche Staat eine Ent-

wicklung hin zu mehr Aufrüs-

tung durch und fährt außen-

politisch einen eskalativen 

militärischen Kurs gegen seine 

Rivalen. Dieses Programm zur 

Militarisierung wurde bisher 

am effektivsten von der Am-

pelregierung durchgesetzt (die 

»Zeitenwende-Politik«, ein-

geläutet durch die berüchtig-

te 100 Milliarden-Rede), die 

Ideen und Bemühungen dahin-

gehend sind aber schon wesent-

lich älter. Der seit einiger Zeit 

zum Stellungskrieg gewordene, 

verlängerte Krieg in der Uk-

raine war jedoch ein starker 

Beschleuniger dieser Entwick-

lung, weshalb die immer direk-

tere NATO-Beteiligung (und 

damit Beteiligung des deut-

schen Staates) an ihm etwas 

ist, das wir weiterhin themati-

sieren, die scheinbar alternativ-

lose Logik der Kriegsbeteili-

gung bekämpfen müssen. Die 

Militarisierung des deutschen 

Staates ist, global betrachtet, 

keine Besonderheit, sondern 

eher die Norm der aktuellen 

Entwicklung. Diese Eskala-

tionen der letzten Jahre sind 

nicht einfach vom Himmel ge-

fallen, da sich einige Regierun-

gen plötzlich für Kriegskurs, 

Nationalismus und Expansion 

entschieden haben. Wir ver-

treten vielmehr die These, dass 

die Militarisierung systema-

tisch aus den Entwicklungen 

des globalen Kapitalismus und 

der ihn aufrechterhaltenden 

nationalstaatlichen Ordnung 

zu erklären ist. Sie stellt keinen 

vorübergehenden politischen 

Kurs oder eine nebensächliche 

Entwicklung dar, sondern sie 

ist die Richtung, die der Kapi-

talismus tendenziell einschlägt. 

Für uns als radikale Linke, die 

einerseits einen ganzheitlichen 

Anspruch zur Überwindung 

dieses Systems haben, ande-

rerseits in unterschiedlichen 

Kampffeldern gegen seine Aus-

prägungen aktiv sind, hat die 

Militarisierung weitreichende 

Konsequenzen für unsere ge-

samte Praxis. Neben einer Ana-

lyse davon, wie sie sich aktuell 

gesellschaftlich niederschlägt, 

sollten wir als Organisierung 

nach praktischen Ansätzen in 

unseren Kämpfen suchen, die-

se wo möglich verbinden und 

gemeinsam nach Antworten 

darauf suchen. Im Folgenden 

sind einige Entwicklungen und 

Ideen skizziert, mit denen wir 

uns zuletzt beschäftigt haben. 

Sie kommen vor allem aus un-

serer Praxis in der Soli-Arbeit 

mit der kurdischen Bewegung 

und Arbeit im Bündnis Rhein-

metall Entwaffnen. Sie sind bei 

Weitem nicht abgeschlossen, 

weswegen wir uns über neue 

Impulse und Beteiligung freu-

en werden!

Die letzten Jahr-
zehnte - »Friedens-
dividende?«

Die globale Ordnung kapita-

listischer Staaten und ihren 

komplizierten Verhältnissen 

aus Kooperation und Konkur-

renz birgt immer das Poten-

tial für militärische Strategien 

zur Krisenbewältigung und 

Außenpolitik. Von ungefähr 

1990 bis Mitte der 2010er 

Jahre konnte man von einer 

grob gesagt »westlichen« He-

gemonie (also der USA, EU 

und ihren Verbündeten spre-

chen). Die Kriege in diesem 

Zeitraum wurden vor allem 

zur Aufrechterhaltung dieser 

Hegemonie geführt und stell-

ten aus Sicht der »ordnenden« 

Staaten eher polizeiliche Ak-

tionen gegen Ausbrecher (zum 

Beispiel Jugoslawien, Afghanis-

tan, Irak, Libyen, Syrien) dar 

als Kriege gegen gleichstarke 

Gegner. Sie nahmen die Form 

von »Interventionen«
1
 an, für 

die eher kleine, technisch gut 

ausgerüstete Eingreiftruppen 

als große, stehende Heere nö-

tig waren. So wurde in der 

BRD 1996 das »Kommando 

Spezialkräfte« (KSK) aufge-

baut. Bis auf mediale Bericht-

erstattung bekam der Großteil 

der (weißen) Bevölkerung des 

globalen Nordens von dieser 

Art der Kriegsführung wenig 

mit, auch weil ökonomisch ver-

hältnismäßig wenig Kapazitä-

ten für ihre Aufrechterhaltung 

vonnöten waren, zumindest in 

Deutschland. Trotzdem war 

der deutsche Staat direkt und 

indirekt an Kriegen beteiligt, 

die Hunderttausend, in ihren 

langfristigen Konsequenzen 

gar Millionen von Menschen-

leben kosteten. Von einer im 

herrschenden Diskurs aktuell 

behaupteten »Friedensdivi-

dende« der letzten Jahrzehnte 

kann also keine Rede sein.

1 
Das Verteidigungs-

ministerium und 

die Bundeswehr 

verwenden den stark 

verharmlosenden 

Begriff »Internationales 

Krisenmanagement«.
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Was ist jetzt 
anders?

Seitdem haben sich die viel-

fältigen Krisen des Kapitalis-

mus und seine Antworten auf 

diese zugespitzt. Vor allem die 

Klimakrise ruft für die konkur-

rierenden Staaten die Notwen-

digkeit hervor, sich den Zugang 

zu Ressourcen auch mehr und 

mehr militärisch abzusichern. 

Ob hierbei Strategien der pro-

gressiven »Grünen Landnah-

me« oder des reaktionären fos-

silen Modells verfolgt werden, 

hat die gleichen Konsequen-

zen: Seltene Erden, die der 

Grüne Kapitalismus braucht, 

oder fossile Rohstoffe verursa-

chen aufgrund ihrer Knappheit 

ähnliche Verteilungskonflikte. 

Einige Länder und Regionen 

bekommen aus dieser extrak-

tivistischen Perspektive über-

haupt erst neue Relevanz, wie 

z.B. die lithiumreichen Regio-

nen Südamerikas
2
.

	 Mit China ist zudem 

seit einiger Zeit eine wirt-

schaftliche Großmacht auf-

gestiegen, die den USA und 

ihren westlichen Verbündeten 

ernsthafte Konkurrenz macht. 

Diese Dynamik äußert sich 

bisher in Form eines »Wirt-

schaftskriegs« (die kürzlich be-

schlossenen Schutzzölle gegen 

chinesische E-Autos), ist aber 

begleitet von militärischen 

Machtdemonstrationen und 

Drohungen auf beiden Sei-

ten. Mehr und mehr Staaten, 

insbesondere die im globalen 

Süden, die sowieso in einer 

systematischen Abhängigkeit 

stehen, ordnen sich dem einen 

oder anderen Lager unter, bzw. 

werden dazu gezwungen. Auch 

der Krieg in der Ukraine kann 

teils in diesem Kontext gesehen 

werden: Während die Ukraine 

in die totale Abhängigkeit vom 

Westen getrieben wurde, wird 

Russland mehr und mehr ab-

hängig von China. Staaten mit 

eigenen Großmachtsansprü-

chen, wie Russland oder die 

EU-Länder, versuchen sich in 

dieser Konstellation entweder 

durch aggressive Expansion 

(Russland), oder widersprüch-

liche Bündnispolitik (EU) 

einen Platz zu sichern. Ob es 

zu einer direkten militärischen 

Eskalation kommt oder nicht, 

der Konflikt USA vs. China 

wird die Militarisierung global 

vorantreiben, da sich mehr und 

mehr kapitalistische Staaten 

auf Auseinandersetzungen mit 

gleich starken Gegnern vorbe-

reiten wollen.

Abschottung und 
Faschisierung

Der Kampf um die (Neu-)

Aufteilung der Welt spielt sich 

nicht nur zwischen Staaten 

ab, sondern richtet sich auch 

gegen die Bevölkerungsgrup-

pen, die im krisenhaften Status 

quo bereits am meisten Aus-

beutung, Unterdrückung und 

Gewalt erfahren. Jeder Krieg 

eskaliert in jeder Gesellschaft 

den patriarchalen Normal-

zustand. Ein großer Teil der 

Bevölkerung, meist Männer, 

werden als Soldaten eingezo-

gen, während vor allem die 

Frauen, denen – ob mit oder 

ohne Kinder – die alleinige 

Sorge-, oft auch die Lohnarbeit 

zufällt, im schlimmsten Falle 

aber die Fluchterfahrung oder 

die Erfahrung militärischer 

Besatzung tragen müssen. Se-

xualisierte Gewalt, ob durch 

Kriegsparteien systematisch 

angeordnet oder nicht, ist ein 

struktureller Bestandteil jedes 

Krieges. Verschärfte staatliche 

Kontrolle zwecks Rekrutie-

rung, basierend auf der binären 

Geschlechterordnung, zwingt 

trans: und nicht-binäre Men-

schen, sich dieser Ordnung zu 

unterwerfen.

Der globale Kapitalismus 

schafft, vor allem durch Krieg 

und Klimakrise, mehr und 

mehr Regionen auf der Welt, 

in denen das menschliche Le-

ben verunmöglicht wird. Auf 

die Millionen von Menschen, 

die sich deswegen in der Hoff-

nung auf Sicherheit und Über-

lebenschancen auf den Weg 

machen, antwortet das System 

und vor allem die Staaten des 

globalen Nordens mit hochmi-

litarisierten, tödlichen Grenz-

regimen. An den EU-Außen-

grenzen starben seit 1993 fast 

50.000 Menschen. Viel größer 

dürfte allerdings die Zahl der 

Menschen sein, die auf Um-

wegen durch die vorverlager-

ten EU-Außengrenzen in der 

Sahelzone, oder auf der Flucht 

durch die tödlichen Routen des 

nordafrikanischen Kontinents 

starben. Der Bürgerkrieg im 

Sudan wäre ohne Beteiligung 

der EU, die die »Rapid Sup-

port Forces« zumindest in-

direkt finanziell unterstützte, 

nicht möglich gewesen. Hilfs-

zahlungen an die äthiopische 

Regierung werden gestoppt, 

nicht weil diese im Bürger-

krieg 2021 Kriegsverbrechen 

an hunderttausenden Zivi-

list:innen beging, sondern weil 

sie die Migrationsbewegungen 

nicht mehr nach dem Willen 

der EU kontrolliert. Flankiert 

wird diese Abschottungspolitik 

durch massiven Nationalismus, 

Rassismus und andere reaktio-

näre Ideologien. Das Erstarken 

rechtsradikaler und völkischer 

Parteien in der EU, wie der 

AfD in Deutschland, sind hier-

von ein Ausdruck, aber neben 

dem Rechtsruck der Mitte und 

der staatlichen Strukturen nur 

ein Teil des Problems.

2
 Relativ unbemerkt von 

der Öffentlichkeit fand 

kürzlich ein zweiter 

rechter Putschversuch 

gegen die Sozialdemo-

kratische Regierung in 

Bolivien statt: 

https://taz.de/

Raetsel-um-Putschver-

such-in-Bolivien/

!6020044/

D
as Kriegsregim

e als Angriff auf unsere Käm
pfe

Rheinmetall-Entwaffnen-Demo in Kiel 

während des Camps, 2024

https://taz.de/Raetsel-um-Putschversuch-in-Bolivien/
!6020044/
https://taz.de/Raetsel-um-Putschversuch-in-Bolivien/
!6020044/
https://taz.de/Raetsel-um-Putschversuch-in-Bolivien/
!6020044/
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Unsere Kampffelder 
und Perspektiven

Das leitet uns über zur Frage, 

welche Entwicklungen wir in 

unseren Kampfeldern (die sich 

räumlich meist auf die BRD be-

schränken) zu erwarten haben 

und welche Perspektiven das 

für unsere Kämpfe als IL auf-

macht. Ziel hiervon sollte sein, 

in unterschiedlichen Kämpfen 

abgestimmter und mit einer 

gemeinsamen Analyse der Mi-

litarisierung entgegen treten 

zu können und Projekte (wie 

Rheinmetall Entwaffnen und 

unsere Soli-Arbeit mit der kur-

dischen Bewegung) zu stärken, 

die das Thema Krieg und Mili-

tarisierung explizit behandeln.

Internationale 
Solidarität

Die kurdische Bewegung und 

das emanzipatorische Pro-

jekt in Rojava sind für uns 

seit langem ein Bezugspunkt 

für internationale Solidarität 

und Kooperation. Die massi-

ve militärische Gewalt seitens 

des türkischen Staates einer-

seits, und die Repression durch 

Staaten der EU und NATO 

andererseits, die auf eine Be-

kämpfung dieses Projekts 

mit einer Strahlkraft für viele 

Linke weltweit abzielt, zeigen 

uns die Relevanz einer inten-

siven Zusammenarbeit. Unse-

re gegenseitige Anbindung ist 

jedoch sehr wechselhaft. Um 

Angebote in diese Richtung 

einer Öffnung und Koopera-

tion zu machen, haben wir u.a. 

den Bündnisprozess um die 

Halim-Dener-Gedenk-Demo 

initiiert und auch die Kampa-

gne Solardarity passt sich gut 

in diese Überlegungen ein. Sie 

will neue Impulse in die Roja-

va-Solidarität bringen, andere 

Milieus als bisher ansprechen 

und die Situation vor Ort 

wieder auf die Agenda setzen. 

Gleichzeitig haben wir ein bi-

laterales Gesprächsformat mit 

den kurdischen Freund:innen, 

das durch direkte inhaltliche 

Verständigung diesen Pro-

zess flankieren soll. Außerdem 

nehmen Genoss:innen von uns 

regelmäßig an Bildungsangebo-

ten der Akademie für demokra-

tische Moderne teil oder sind 

neben der IL an Soli-Struk-

turen beteiligt. Hier gilt es, 

die Zusammenarbeit mehr zu 

konkretisieren, uns durch ge-

genseitigen Austausch kampf-

fähiger zu machen. Der deut-

sche Staat und die deutsche 

Rüstungsindustrie sind jedoch 

für weit mehr kriegerische Es-

kalation weltweit verantwort-

lich. Der seit dem Angriff der 

Hamas am 7. Oktober letzten 

Jahres geführte Krieg gegen 

die Bevölkerung in Gaza wird 

nicht nur durch Waffenliefe-

rungen, sondern auch durch 

politischen Willen der Regie-

rung weiterhin unterstützt. 

Trotz gewaltsamer Repression 

und diskursiver Ausgrenzung 

aus der Mehrheitsgesellschaft 

hat sich seitdem eine anhalten-

de solidarische Bewegung ge-

bildet, die mit Nachdruck und 

Regelmäßigkeit auf die Straßen 

geht. Die Proteste gewinnen 

ein Momentum, aber erschei-

nen weiterhin als weitgehend 

isolierte migrantische Protes-

te. Die zentrale Frage in dieser 

Lage ist: Wie kann man aus die-

sen isolierten, migrantischen 

Protesten eine progressive 

Friedensbewegung aufbauen, 

die die Spaltung in migrantisch 

und mehrheitsdeutsch über-

windet? Diese Spaltung geht 

nicht nur durch die weiße deut-

sche Mehrheitsgesellschaft, 

sondern auch durch die gesell-

schaftliche wie radikale Linke. 

Die deutsche Komplizenschaft 

bei den Kriegsverbrechen zu 

thematisieren (Forderung nach 

einem dauerhaften Stopp der 

Waffenlieferungen) wäre ein 

Ansatzpunkt für eine breite 

Bewegung, während das Poten-

tial für eine grundlegende linke 

Staats- und Kapitalismuskritik 

durch das Starkmachen linker 

Inhalte jenseits der Motivation 

aus Betroffenheit oder einer 

grundlegend humanitären Po-

sition nach wie vor vorhanden 

ist.

	 Neben der Bewe-

gung auf der Straße bietet die 

deutsche Rüstungsindustrie 

eine praktische Angriffsfläche 

für zugespitzte Aktionen, wes-

halb wir eine starke IL-Betei-

ligung am Rheinmetall-Ent-

waffnen-Camp im September 

sowie am Bündnis generell für 

politisch richtig und notwendig 

erachten.

Morgendliche Blockade von Krauss-Maffei Wegmann in Kassel, 2020.
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Soziale Kämpfe und 
Arbeitskämpfe

Der Umbau der Gesellschaft 

hin zu einer Kriegswirtschaft, 

die den Ausbau militärischer 

Kapazitäten vor anderen Be-

reichen priorisiert, ist zurzeit 

von allen regierenden Parteien 

(oder solchen, die es bald wer-

den könnten) in der BRD ge-

wollt und wird weitreichende 

Konsequenzen für alle anderen 

Kämpfe haben, an denen wir 

beteiligt sind. Nicht nur die 

finanzielle Verteilung zuguns-

ten des Militärs im Haushalt 

(mit gleichzeitiger Aufrecht-

erhaltung des Sparzwangs für 

alle anderen Bereiche), auch 

die Prioritätensetzung bei Bau-

vorhaben und Arbeitsplätzen 

wird den schon bestehenden 

Sozialabbau massiv vorantrei-

ben. Angesichts dessen, dass 

sich der Wohnungsbau in einer 

massiven Krise befindet, wäh-

rend Krankenhäuser geschlos-

sen werden, während Rhein-

metall Rekordumsätze und 

Expansion erlebt und die Bun-

deswehr ihre Standorte wieder 

ausbauen will, lassen sich so-

ziale Kämpfe anhand der Fra-

ge der Militarisierung führen. 

Auch wenn die Gewerkschaf-

ten den Kriegskurs bisher teils 

mitgetragen haben
3
, regt sich 

vielerorts Widerstand
4
. Auch 

hier können wir mit einer kla-

ren Position gegen Krieg und 

Aufrüstung intervenieren.

Widerstand gegen 
die Wehrpflicht und 
soldatische Männ-
lichkeit

Dass trotz intensiver Wer-

bung und Propaganda immer 

noch nicht genügend junge 

Menschen Lust haben, sich in 

der Bundeswehr für staatli-

che Interessen zu verpflichten 

und das Töten (und eventuelle 

Sterben) dafür nicht in Kauf 

nehmen wollen, sollte uns na-

türlich Anlass zur Beruhigung 

geben. Dem Staat ist das jedoch 

ein Dorn im Auge. Um das Ziel 

von 203.000 Soldat:innen zu 

erreichen, wird jetzt zunächst 

ein selektiver Wehrdienst ein-

geführt. Eine Wehrpflicht, oder 

allgemeine Dienstpflicht ist je-

doch damit nur aufgeschoben. 

Neben dem direkten Zwang 

gibt es im herrschenden Dis-

kurs eine Heroisierung des Sol-

dat:innenberufs als besonders 

»sinnstiftend«. Überlegungen, 

an den Schulen regelmäßige 

Übungen für den »Ernstfall« 

durchzuführen, und generell 

eine gesteigerte Bundeswehr-

präsenz an Schulen zeigen, dass 

das Militär mehr in den Alltag 

Minderjähriger integriert und 

normalisiert werden soll. Die 

Bundeswehr und die aktuelle 

Regierung bemühen sich zwar, 

Menschen aller Geschlechter 

für den Beruf zu begeistern, 

ein diverses Militär gar als fe-

ministisch zu verkaufen, doch 

in der Realität springen darauf 

vor allem junge Männer mit ei-

nem rechten Weltbild an. Eine 

CDU – oder gar AfD – ver-

waltete Militarisierung würde 

den Zusammenhang von sol-

datischer Männlichkeit, reak-

tionärer Rollenverteilung und 

Nationalismus noch expliziter, 

wahrscheinlich auch gesetzlich 

in Form gießen. Eine explizit 

feministische Kritik und zuge-

spitzte feministische Aktionen 

gegen Krieg und Kriegsdienst 

werden notwendig und von der 

antimilitaristischen Bewegung 

bereits im Ansatz versucht
5
. Ob 

junge Menschen und Jugend-

liche in Deutschland auf die 

Wehrpflicht mit Widerstand 

reagieren oder sie als nationa-

listisches Identitätsangebot an-

nehmen, hängt stark davon ab, 

wie sichtbar antimilitaristische, 

linke Positionen in der Gesell-

schaft sind. Eine Kampagne 

gegen die Wehrpflicht oder zu-

gespitzte Aktionen gegen die 

Bundeswehr sind hier mögliche 

Perspektiven.

3 
Beispielsweise gab die 

IG Metall, gemeinsam 

mit dem Bundesverband 

der deutschen Rüstungs-

industrie und dem 

SPD-Wirtschaftsforum 

die Absicht bekannt, 

die kommenden Auf-

rüstungsprogramme zu 

unterstützen.

4 
Zum Beispiel in der 

Basiskampagne »Ge-

werkschaften gegen Auf-

rüstung« oder von der 

GEW gegen die steigende 

Bundeswehrpräsenz an 

Schulen.

5 
Zum Beispiel im 

Bündnis »Rhein-

metall Entwaffnen«: 

Erklärung zum 8. 

März für einen 

antimilitaristischen 

Feminismus; Fe-

ministisches Kommu-

niqué 2022.

D
as Kriegsregim

e als Angriff auf unsere Käm
pfe

Morgendliche Blockade von Krauss-Maffei Wegmann in Kassel, 2020.
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dig folgenden Antikapitalismus 

(und Antimilitarismus) wieder 

in den Vordergrund des Dis-

kurses zu stellen? In Szenarien 

der Bundeswehr wird Sabotage 

systemrelevanter Infrastruktur 

wie der Energieversorgung zu-

nehmend als Akt der Kriegs-

führung behandelt. Was be-

deutet das für die Zuspitzung 

unserer Aktionen? Welche 

Optionen haben die Konzepte, 

Klima und Klassenkampf zu 

verbinden, wenn die Gewerk-

schaften in der Frage der Auf-

rüstung so konform mit der 

herrschenden Politik sind?

Rechtsruck, neuer 
und alter Nationa-
lismus

Das Erstarken der AfD und 

militanter faschistischer Kräfte 

macht selbstverständlich einen 

handlungsfähigen, schlagkräf-

tigen Antifaschismus der radi-

kalen Linken notwendig. Die 

Bekämpfung des Rechtsrucks 

darf sich aber nicht in der Be-

kämpfung der AfD erschöpfen. 

Wenn Olaf Scholz (SPD) »Im 

großen Stil abschieben« will 

oder Lars Klingbeil (ebenfalls 

SPD) fordert, dass Deutsch-

land »nach knapp 80 Jahren 

Zurückhaltung eine (militäri-

sche) Führungsrolle überneh-

men« soll, zeigt uns das, dass 

rassistische und nationalisti-

sche Ideologie, vor allem im 

Zusammenhang mit Kriegs-

führung gegen ein feindliches 

Außen, aus der Regierung und 

der Mitte ebenso herkommen 

wie vom rechten Rand. Milita-

risierung und Militarismus ist 

ohne Nationalismus nicht zu 

denken, weswegen die aktuelle 

Politik rechtsradikalen Kräften 

einen zusätzlichen Aufwind 

verleiht. Eine radikale Linke, 

die diesen Zusammenhang 

nicht erkennt, kann dagegen 

auch nicht handlungsfähig 

werden. Dies führte zu der völ-

lig absurden Situation, dass im 

Zuge des Kriegs in der Ukraine 

rechte Kräfte teils die Friedens-

frage an sich rissen, und sogar 

die AfD, die verhältnismäßig 

größte »Soldatenpartei«, deren 

Aufrüstungsprogramm das der 

Ampel noch in den Schatten 

stellt, sich als »Friedenspartei« 

darstellen konnte. Eine jetzige 

Aufrüstung des Staates, eine 

Stärkung des Militärs und des 

Militarismus, die mit einer 

wahrscheinlich kommenden 

CDU-geführten Regierung 

2025 noch weiter eskaliert 

werden wird, wird die gesamte 

Gesellschaft nach rechts kip-

pen. Und natürlich müssen 

wir als Antifaschist:innen uns 

die Frage stellen: Was würde 

eine potenzielle (mittelfristi-

ge) Regierungsbeteiligung der 

AfD in einem hochgerüsteten 

deutschen Staat angesichts der 

anfangs geschilderten Weltlage 

bedeuten? Mit wem zusammen 

und mit welchen Inhalten soll-

ten wir die AfD jetzt angreifen, 

denn dass wir sie gezielt angrei-

fen sollen, steht ja außer Frage? 

Wie gehen wir vor gegen den 

Rechtsruck der Mitte? Wie ge-

hen wir damit um, dass eman-

zipatorische Inhalte von SPD 

und Grünen entleert und als 

Rechtfertigung für Krieg und 

Aufrüstung genutzt werden? 

Was bedeutet das für unse-

re strategische und taktische 

Bündnispolitik?

Klimagerechtigkeit

Die internationale Klimage-

rechtigkeitsbewegung sieht 

sich seit jeher militarisierter 

Repression ausgesetzt. Ausei-

nandersetzungen um neokolo-

niale Ausbeutungsverhältnisse 

und die kapitalistische Bewälti-

gung der Klimakrise zeigen die 

Notwendigkeit, sich über ein-

zelne spezielle Themenfelder 

hinaus (Kohle, Gas, Wasser) 

mit dem Grünen Kapitalismus 

einerseits sowie dem fossilen 

Faschismus andererseits zu be-

schäftigen. Wie im Zwischen-

standspapier#2
6 

beschrieben, 

schließen sich beide Projekte 

nicht zwangsläufig aus, und 

Militarisierung und der Aus-

bau staatlicher Kriegsregime 

ist in beiden ein fester Bestand-

teil. Konkret in der BRD müs-

sen wir uns die Frage stellen, 

wie wir als Klimagerechtig-

keitsbewegung damit umge-

hen, dass Rüstungskonzerne 

eventuell doch herrschende 

Nachhaltigkeitskriterien zu-

gesprochen kriegen (da sie ja 

nachhaltig die westlich-demo-

kratischen Werte verteidigen), 

während jegliche Maßnahmen 

zum Klimaschutz hintenange-

stellt werden. Anders als noch 

vor ein paar Jahren mobilisiert 

die Klimafrage nicht mehr so 

viele Menschen aus der bür-

gerlichen Mitte und eine Re-

gierung der Grünen brachte 

landes- und bundesweit oft die 

klimafeindlichste und militär-

freundlichste Politik zustande. 

Dabei kommt die Dramatik 

der Klimakatastrophe(n) die-

ses Jahr mehr zum Vorschein 

als zuvor. Wie schaffen wir es, 

die Frage nach Klimagerechtig-

keit und ihren daraus notwen-

6 
Link zu unserem 

Zischenstandspapier#2: 

https://interventionisti-

sche-linke.org/zwischen-

standspapier-2

https://interventionistische-linke.org/zwischenstandspapier-2
https://interventionistische-linke.org/zwischenstandspapier-2
https://interventionistische-linke.org/zwischenstandspapier-2
https://interventionistische-linke.org/zwischenstandspapier-2
https://interventionistische-linke.org/zwischenstandspapier-2
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 »Für uns als radikale Linke, 
die einerseits einen ganzheitlichen 
Anspruch zur Überwindung dieses 

Systems haben, andererseits in 
unterschiedlichen Kampffeldern 
gegen seine Ausprägungen aktiv 
sind, hat die Militarisierung weit-

reichende Konsequenzen für unsere 
gesamte Praxis.«
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Kein Krieg ist feministisch – 
Der patriarchalen Kriegslogik 
entgegentreten
Interventionistische Linke Frankfurt, 8. März 2024

Wir gehen am 08. März auf die 

Straße für ein anderes Leben 

und Lieben. Unsere Kämpfe, 

die an diesem Tag zusammen-

kommen, haben sich immer 

gegen Versuche der Verein-

nahmung und Erniedrigung ge-

richtet, gegen Versuche, unsere 

Körper und unser Begehren zu 

kontrollieren. In diesen Zeiten 

bildet der Krieg und seine Lo-

giken die Spitze des Eisbergs 

patriarchaler Gewalt und Inbe-

sitznahme, die Spitze cis-hete-

ronormativer Zurichtung und 

Kontrolle. Umso mehr gilt: 

Unser (Queer-)Feminismus 

bleibt antimilitaristisch!

	 Wer Krieg führt, 

wer ganze Gesellschaften mi-

litarisieren und kriegstüch-

tig machen will, der braucht 

Disziplin. Das bedeutet die 

Retraditionalisierung von Ge-

schlechterrollen und die Ver-

festigung geschlechtlicher Bi-

närität: Frauen: sollen Mutter, 

Versorgerin und sozialer Kitt 

der Gesellschaft sein, während 

Männer* für die Verteidigung 

nationaler Interessen von oben 

herhalten müssen. Hohe Mili-

tärausgaben bedeuten sinken-

de Sozialausgaben und prekä-

re Arbeitsverhältnisse, sprich 

mehr unbezahlte Arbeit durch 

weibliche Arbeitskraft.

Wer Disziplin will, der braucht 

die patriarchale Kontrolle, um 

die feministischen Kämpfe und 

das Aufbegehren in den Griff 

zu bekommen. Häusliche Ge-

walt und Feminizide sind Teil 

sozialer Realitäten der Diszi-

plinierung. All jene, die durch 

das binäre Raster sexistischer 

Arbeitsteilung fallen, sich ent-

ziehen oder widersetzen, sind 

queerfeindlicher Gewalt oder 

Repressionen ausgesetzt.

	 Die Logik des Krie-

ges ist aber nicht nur eine 

Logik der geschlechtlichen 

Arbeitsteilung und ihrer ge-

waltvollen Absicherung, son-

dern auch eine der Inbesitz-

nahme. Dass vom Patriarchat 

betroffene Körper zur explizi-

ten Zielscheibe von Gewalt in 

Kriegen und bewaffneten Kon-

flikten werden, ist kein Zufall. 

Vergewaltigungen sind immer 

schon Kriegswaffe gewesen. 

Die Inbesitznahme von Terri-

torien, Land und materiellem 

Besitz ist elementarer Teil der 

Kriegslogik und verzahnt sich 

mit der männlichen Vorstel-

lung des Zugriffsrechts auf den 

weiblichen: Körper. Gewalt 

gegen Frauen* und Queers ist 

der Versuch der Kontrolle und 

Unterwerfung, sei es als Mittel 

der Machtdemonstration in 

kriegerischen Konflikten, wie 

aktuell in Israel, Palästina und 

der Ukraine oder im vermeint-

lich sicheren Zuhause.

Dies zeigt sich auch am Massa-

ker der Hamas am 7. Oktober, 

das nicht nur von massiver an-

tisemitischer Gewalt, sondern 

auch von sexualisierter Ge-

walt in grausamstem Ausmaß 

geprägt war. Die patriarchale 

Inbesitznahme zeigt sich hier 

sowohl in der anschließenden 

Leugnung dieser Gewalt als 

auch in ihrer Instrumentalisie-

rung für den Krieg gegen die 

Menschen in Gaza. Die sexua-

lisierte Gewalt an israelischen, 

jüdischen und anderen Frauen* 

und Queers soll mit der Erobe-

rung und Zerstörung von Ter-

ritorien und Körpern – auch 

durch Vergewaltigungen – der 

Palästinenser:innen vergolten 

werden.

	 Aber nicht nur der 

israelische Rachefeldzug, der 

Tag für Tag brutaler und geno-

zidaler gegen die Bevölkerung 

Gazas geführt wird, legitimiert 

sich scheinheilig mit dem Vo-

kabular feministischer Kämpfe. 

Vertreter:innen einer selbst-

ernannten »feministischen 

Außenpolitik« wie Annalena 

Baerbock inszenieren sich als 

Retter:innen von Gewalt be-

troffener Frauen* und Queers, 

vor allem im globalen Süden.

Aber auch die »feministische« 

Rekrutierung von Frauen* und 

Queers für die Bundeswehr 

unter dem Deckmantel neo-

liberaler Diversität treibt die 

Militarisierung voran, während 

gleichzeitig ein gesellschaft-

licher Rückbezug auf das Bild 

der Hausfrau und Mutter statt-

findet. Die vermeintliche Di-

versifizierung der Streitkräfte 

löst die Dynamik des Krieges 

nicht auf. Der »Feminismus« 

der Herrschenden ist nicht 

mehr als ein Feigenblatt vor der 

eigenen autoritären Gewalt. 

Diese Instrumentalisierung er-

leben wir ständig, etwa wenn 

Feminismus und der Kampf 

gegen Antisemitismus sowohl 

als Legitimation für rassisti-

sche Repression herhalten als 

auch dafür, dass Deutschland 

weiterhin »im großen Stil« in 

Staaten abschiebt, die für ihre 

strukturellen Menschen- und 

Frauenrechtsverletzungen be-

kannt sind. »Feministische« 

Außenpolitik bedeutet: Der 

eigene Wohlstand, der auf 

(neo-)kolonialer und immer 

auch patriarchaler Ausbeutung 

von Land und Körper beruht, 

wird mit Mauern und Zäunen 

verteidigt.
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Der kriegerische Ausnahmezu-

stand, die Freund-Feind-Logik 

und die damit einhergehende 

Autoritarisierung ganzer Ge-

sellschaften versuchen nicht 

nur, die emanzipatorischen 

und feministischen Kämpfe zu 

kontrollieren oder zu verein-

nahmen, sondern verschlingen 

sie auch im schwarzen Loch 

der Polarisierung.

»Brechen wir das Eis der 
kalten Militarisierung 
mit der Hitze unserer 

vielfältigen Begehren.«

	 Das erlebten wir, ge-

rade in den letzten Monaten, 

auch bei unseren eigenen Ge-

noss:innen und Freund:innen. 

Wir haben erlebt, wie schwer es 

einigen gefallen ist, die Gewalt 

der Hamas vom 07. Oktober 

als das zu verurteilen, was sie 

ist – antisemitisch, patriarchal, 

reaktionär-islamistisch. Andere 

wiederum haben sich erschre-

ckend schnell in den Strudel ei-

ner vermeintlich feministischen 

Vergeltungslogik ziehen lassen 

und scheinen jegliche Empathie 

für die Menschen in Gaza und 

ihren Kampf ums Überleben 

und gegen die Vertreibung ver-

loren zu haben. So mussten bei-

spielsweise in Palästina lebende 

Queers immer wieder auf ihre 

eigene Existenz verweisen, da 

im Zuge der rassistischen Zu-

spitzung die gesamte paläs-

tinensische Bevölkerung als 

queerfeindliche Terrorist:innen 

wahrgenommen und queere 

Palästinenser:innen – teils von 

der eigenen Community – un-

sichtbar gemacht wurden. Im-

mer wieder muss auch bei un-

seren eigenen Genoss:innen der 

Feminismus herhalten, um den 

jeweils anderen, als »falsch« 

markierten, Pol zu delegitimie-

ren.

	 (Queer-)Feminis-

mus in diesen Zeiten bedeutet, 

dem patriarchalen Eisberg sei-

ne militaristische Spitze abzu-

brechen. Wir verweigern uns 

der militärischen Disziplin, wir 

verteidigen unsere Körper ge-

gen die patriarchale Kontrolle 

und die kriegerische Inbesitz-

nahme. Wir entziehen uns den 

binären Rastern sexistischer 

Arbeitsteilung ebenso wie wir 

aus den polaren Lagern der 

Kriegslogik desertieren. Wir 

halten den falschen Feminis-

men der Herrschenden unse-

ren (queer-)feministischen An-

timilitarismus entgegen. Wenn 

wir eine Seite wählen müssen, 

wählen wir die Seite all jener 

Frauen* und Queers, die gegen 

Krieg und Gewalt und für eine 

andere, friedliche, solidarische 

und fürsorgliche Gesellschaft 

kämpfen. Brechen wir das Eis 

der kalten Militarisierung mit 

der Hitze unserer vielfältigen 

Begehren.

D
as Kriegsregim

e als Angriff auf unsere Käm
pfe

Dezentraler, maritimer Protest in Berlin gegen die Hauptversammlung von Rheinmetall, 2020.
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Keine Kohle für Panzer: Warum 
»Rheinmetall Entwaffnen« auch 
»RWE Enteignen« bedeutet
Internationalismus- und Klima-AG der IL Bremen, Januar 2022

Waffenexporte heizen die Kli-

makrise weiter an und verhin-

dern ein gutes Leben für alle. 

Genoss:innen aus Bremen er-

klären, warum Klimakrise und 

Rüstungsindustrie intersekt-

ional begriffen werden müs-

sen und schlagen als kollektive 

Praxis die geplanten Aktionen 

der Kampagne »Rheinmetall 

Entwaffnen« zur diesjährigen 

documenta vor.

	 »Rheinmetall ent-

eignen, Sozialökologischer 

Umbau jetzt« steht auf einem 

Banner. Aktivist:innen von Ri-

seup4Rojava und der Klima-

gerechtigkeitsbewegung haben 

am 10. Januar ein Werk des 

Waffenproduzenten Rhein-

metall in Wien blockiert. Ihrer 

Forderung müsste eigentlich 

nichts hinzugefügt werden. 

Nichts, aber auch gar nichts 

rechtfertigt die Produktion 

von Kriegswaffen: Rheinme-

tall verkauft Waffensysteme, 

ganze Waffenfabriken und 

weitere militärische Produkte 

an Kund:innen in 137 verschie-

dene Länder, unter anderem 

an Saudi-Arabien oder an die 

Türkei. Die Waffen von Rhein-

metall töten somit in aller Welt 

und bieten für autokratische 

und ausbeuterische Regime 

die Grundlage um nach innen 

ihre blutigen Repressionen und 

nach außen ihre nicht weniger 

blutigen Großmachtbestreben 

ausleben zu können. Die Per-

spektive ist klar: Rheinmetall 

muss entwaffnet werden.

Aber warum sollte
sich gerade die 
Klimagerechtig-
keitsbewegung mit 
der Rüstungs- und 
Militärindustrie 
beschäftigen?

Das 1,5°C Pariser Klimaab-

kommen ist das »ambitionier-

teste« Abkommen, auf das sich 

die Nationalstaaten einigen 

konnten. Dass wir uns dar-

auf nicht verlassen können, ist 

keine Neuigkeit und auch kei-

nen weiteren Text wert. Aber 

es lohnt sich, das Abkommen 

nochmal genauer anzuschau-

en. Ein Treibhausgas-Emittent 

wird in diesem Abkommen 

und in dem Vorhaben »Net-

to-Null bis 205« (mehr oder 

weniger bewusst) weggelas-

sen: das Militär. Denn Staaten 

sind nicht dazu verpflichtet, 

die Treibhausgas-Emissionen 

ihrer Armeen aufgeschlüsselt 

offenzulegen. Überraschung: 

Sie tun es dementsprechend 

auch nicht, oder wenn, dann 

nur in Bruchteilen. Die Stu-

die »Under the Radar« zeigt 

deutlich, wie konservativ die 

Einschätzungen der Staaten 

sind. Dass die Kriegsindustrie 

und die Armeen weltweit aber 

einen großen Faktor bei den 

Treibhausgasen spielen, zeigt 

sich bei einem Blick über den 

Atlantik. Das US-Militär stößt 

Schätzungen zufolge mehr 

Treibhausgase aus als Portugal 

oder Schweden. 

	 Es gibt drei Gründe, 

warum Staaten die Emissionen 

des Militärs nicht angeben wol-

len: 1.) Die Staaten befürch-

ten - verständlicherweise - ein 

Sicherheitsrisiko, wenn sie In-

formationen zu ihrem Militär 

preisgeben. 2.) Die Staaten 

kennen die Emissionen ihres 

Militärs gar nicht, weil diese 

sowieso nicht gemessen wer-

den. 3.) Ohne das Militär mit 

einzurechnen, geht die Rech-

nung »Netto-Null bis 2050«, 

zumindest auf dem Papier, 

eher auf. (An dieser Stelle sei 

kurz angemerkt: Uns ist be-

wusst, dass das 1,5°C-Ziel und 

»Netto-Null«-Emissionen im 

jetzigen System wohl kaum er-

reichbar sind, und dass beide 

Konzepte inhärente Proble-

me haben. In der bestehenden 

staatlichen Logik sind diese 

Abkommen und kalkulierten 

Berechnungen von Emissionen 

aber durchaus entscheidend).

So oder so zeigt es ein weite-

res Mal: Nationalstaaten – mit 

ihrem inhärenten Militarismus 

– sind in diesem System nicht 

in der Lage, die Klimakrise zu 

lösen.

Mal wieder die 
Systemfrage

Was bleibt übrig, wenn Staaten 

und das System nicht in der 

Lage sind, die Klimakrise zu 

bewältigen? Dass wir die Kli-

makrise als Systemfrage verste-

hen und beantworten müssen. 

Auch das ist nicht neu, zeigt 

aber eine weitere Verbindung 

zwischen Klimagerechtigkeit 

und Antimilitarismus auf.

Wenige Staaten und eine 

Handvoll Konzerne profitieren 

von der Rüstungsindustrie, die 

Kosten und Schäden werden 

wiederum im altbekannten 

Muster ausgelagert. Individuen 

haben darin keine Entschei-

dungsmacht. Stattdessen wer-

den die produzierten Waffen 

genutzt, um Menschen gewalt-

voll zu unterdrücken und ihre 

demokratische und ökologi-

sche Ermächtigung zu verhin-

dern. Die Klimagerechtigkeits-

bewegung kämpft nicht einfach 

nur dafür, ein paar Tonnen CO
2
 

einzusparen und fordert auch 

kein »grünes« Militär. Wir 

kämpfen für eine Gesellschaft, 

die das gute Leben und eine 

gerechte Zukunft für alle er-

möglicht. Eben für all das, was 

im Kapitalismus nicht möglich 

ist: Nachhaltigkeit und endlo-

ses ausbeuterisches Wachstum 

passen nicht zusammen.
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Was hingegen im Kapitalis-

mus sehr wohl möglich ist, ist 

Waffenproduktion. Krieg und 

Rüstung stehen in krassen Wi-

derspruch zu Nachhaltigkeit: 

Alles, was für die Zukunft auf-

gebaut wird, wird von Krieg 

zerstört; ob Infrastruktur, 

Existenzen, funktionierende 

Ökosysteme oder ein Leben 

in Sicherheit. In den Hallen 

Rheinmetalls werden die Ver-

nichtung von Menschenleben 

und die Zerstörung von Infra-

struktur und Umwelt produ-

ziert. Zuletzt ist dies wieder 

im Falle der Türkei und dessen 

Angriffe auf Rojava – einem 

revolutionären und sozialöko-

logischen Gegenentwurf zum 

fossilen Spätkapitalismus – zu 

beobachten. Klimagerechtig-

keit bedeutet in diesem Fall, 

Solidarität mit unseren Ge-

noss:innen in Rojava zu zeigen 

und zu verhindern, dass noch 

mehr Waffen an die Türkei ge-

liefert werden.

	 Aber nicht nur 

kommt indus-

trielle Waffen-

produktion nicht 

ohne Kapitalis-

mus aus, auch der 

Kapitalismus in 

seiner heutigen 

Form konnte sich 

nur durchsetzen, 

indem er seinen 

Wirkungsbereich 

immer wieder 

mit militärischer 

Gewalt erweitert 

hat. Die Folgen sind bekannt: 

(Neo-)Kolonialismus, Zerstö-

rung, Ausbeutung von Men-

schen, Arbeitskraft und Um-

welt. Diese militärisch geführte 

Akkumulation und gleichzei-

tige Grenzsicherung wird im 

Laufe der Klimakrise nicht 

nachlassen. Ganz im Gegen-

teil: Konflikte um Ressourcen, 

politische Instabilitäten, Hun-

gersnöte und Migrationsbe-

wegungen werden im Zuge der 

Klimakrise zunehmen. Und 

aus all dem schlägt die Rüs-

tungsindustrie Profit. Nicht 

ohne Grund hat Rheinmetall 

angekündigt, sich künftig auch 

auf Grenzsicherungs- und Auf-

klärungstechnologie zu kon-

zentrieren.

Was gibt es strate-
gisch zu gewinnen? 

Damit wird deutlich, dass die 

Rüstungsindustrie und das 

Militär auch aus einer Perspek-

tive der Klimagerechtigkeits-

bewegung zu bekämpfen sind. 

Aber wie kann eine radikale 

Linke an vorherige Kämpfe an-

knüpfen und worin besteht das 

Potenzial für die Klimagerech-

tigkeitsbewegung, sich weiter-

zuentwickeln? Die Klimage-

rechtigkeitsbewegung steht vor 

einer Herausforderung: In Par-

lamenten und der bürgerlichen 

Gesellschaft wird über Lauf-

zeitverlängerungen, fossiles 

Gas und über »grüne« Atom-

kraft diskutiert, alles mit dem 

Argument, dass es sogenannte 

Brückentechnologien bräuch-

te, da die bislang produzierte 

Energie gerade so den Ener-

giebedarf der Gesellschaft und 

der hier ansässigen Industrie 

decke. Befürworter:innen fos-

siler Energien beten verzweifelt 

herunter, dass uns flächenweise 

Stromausfälle drohen, wenn 

wir Kohlekraftwerke abschal-

ten. Und auch die Klimage-

rechtigkeitsbewegung befeuert 

mit ihren Aktionen und der 

mehrheitlichen Außenwahr-

nehmung bislang vor allem die 

gesamtgesellschaftliche Frage, 

welche Energieträger (nicht) 

genutzt werden sollen. Anstatt 

in den Diskurs zu intervenie-

ren, wie wir dieselbe Menge an 

Energie in »grün« bekommen, 

sollten wir anfangen zu be-

sprechen, wofür wir überhaupt 

Strom produzieren wollen. 

Wollen wir die Erde zerstören, 

Dörfer abbaggern und die Kli-

makrise weiter vorantreiben, 

nur um Waffen und Krieg zu 

produzieren? Sicher nicht. Um 

diese Fragen zu stellen und die 

Antworten geben zu können, 

müssen wir den Aktionsraum 

und den Kampf der Klimage-

rechtigkeitsbewegung gegen 

fossile Energieträger erweitern. 

Wir müssen weiterhin an den 

Stätten der Stromproduktion 

stehen, aber auch dahin gehen, 

wo Energie völlig ungerechtfer-

tigt verprasst wird und damit 

eben auch an die Standorte 

der Rüstungsproduktion. Wir 

müssen den Abbau von Koh-

le blockieren, aber auch die 

Produktion von Panzern. Wir 

müssen RWE enteignen, aber 

auch Rheinmetall entwaffnen. 

Die Kampagne »Rheinme-

tall Entwaffnen« bietet eine 

Chance, darüber zu sprechen, 

dass eine klimagerechte Welt 

nur vorstellbar ist, wenn die 

Produktion von Energie und 

Industrie demokratisiert wird. 

Gemeinsam entscheiden, wo-

für wir Energie tatsächlich pro-

duzieren wollen und uns somit 

aktiv aus der vermeintlichen 

»Notwendigkeit« der fossilen 

Energieträger lösen. Lasst uns 

gemeinsam die System-, aber 

auch die Produktionsfrage stel-

len. Für eine Welt, in der nach 

Bedürfnissen und nicht nach 

Profiten produziert wird!

Warum sollten wir 
uns gerade jetzt mit 
linksradikalen Anti-
Militarist:innen zu-
sammentun?

Wir können gemeinsam eine 

der größten, dreckigsten und 

blutigsten Industrien angrei-

fen. Und wir können das Motto 

»Kämpfe verbinden« ernst-

nehmen und – viel wichtiger 

– trainieren. Theoretische Be-

kenntnisse zu themenübergrei-

fenden linksradikalen Kämpfen 

bringen uns nicht weiter, wenn 

wir diese Überschneidungen 

nicht praktisch auf der Straße 

suchen und finden. Das wäre 

sicherlich auch die letzten Jah-

re, in denen sich die Kampag-

ne »Rheinmetall Entwaffnen« 

aufgebaut hat, Grund genug 

gewesen, um gemeinsam auf 

die Straße und in die Werke zu 

gehen. Dieses Jahr aber gibt es 

einen entscheidenden Faktor, 

warum wir das Möglichkeits-

fenster zur Inter-

vention nutzen 

sollten. »Rheinme-

tall Entwaffnen« 

hat angekündigt, 

2022 nach Kassel 

zu gehen, um dort 

Rheinmetall zu blo-

ckieren. Dieses Jahr 

findet in Kassel mit 

der Documenta die 

größte zeitgenös-

sische Kunstaus-

stellung der Welt 

statt. Gemeinsam können wir 

die Weltöffentlichkeit als Büh-

ne nutzen. Gemeinsam können 

wir die Demokratisierung der 

Stromproduktion als Thema 

setzen. Gemeinsam können 

wir eine antimilitaristische, kli-

magerechte und linksradikale 

Bewegung auf die Straße brin-

gen. Gemeinsam können wir 

intervenieren und Rheinmetall 

entwaffnen.

»In den Hallen Rheinmetalls werden 
die Vernichtung von Menschenleben 
und die Zerstörung von Infrastruktur 

und Umwelt produziert.«

D
as Kriegsregim

e als Angriff auf unsere Käm
pfe
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Einstündige Bühnenbesetzung bei der Aktionärsversammlung von Rheinmetall in Berlin, 2019.
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»Die Waffen von Rheinmetall 
töten in aller Welt und bieten 
für autokratische und ausbeu-
terische Regime die Grundlage 
um nach innen ihre blutigen 
Repressionen und nach außen 
ihre nicht weniger blutigen 
Großmachtbestreben ausleben 
zu können.«



38 IHR KRIEGT UNS NICHT!    



39IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Aufbruch gegen das 
Kriegsregime – 

das Kriegsregime aufbrechen
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Der Krieg, die Linke und wir
Internationalismus-AG der IL, März 2023

Die Logik des Krieges ist ein 

Schwarzes Loch. Die Idee der 

Nation ist sein Prinzip, seine 

Gravitation. Alles, was sich 

nicht umstandslos auf der 

»richtigen Seite« der Kriegs-

parteien einreihen lässt, wird 

von dieser Schwerkraft an sich 

gezogen und verschluckt. Zwi-

schenräume gibt es nicht. Die 

Logik des Krieges braucht die 

Nation als Grundlage ihres 

Seins. Sie dehnt sie gleichzeitig 

in ihren verschiedenen Dimen-

sionen aus und radikalisiert 

sie: als historischer Mythos 

und als existentielle (Not-)

Gemeinschaft. Sie mobilisiert 

die reaktionärsten Fraktionen 

des Kapitals, des Staatsappa-

rates und der Zivilgesellschaft 

für Aufrüstung und nationale 

Wirtschaftsinteressen.

	 Wenn sich Teile der 

ukrainischen Linken dazu ent-

schlossen haben, sich in den 

Selbstverteidigungskampf der 

ukrainischen Nation einzu-

gliedern, dann konstituieren 

sie sich dadurch als Teil eben 

dieser ukrainischen Nation und 

verunmöglichen gleichzeitig 

andere Kämpfe um Befreiung, 

mit anderen Worten: Sie heben 

den Klassenkampf in der Form 

der Nation auf. Aus dem Gravi-

tationszentrum des Schwarzen 

Lochs dringt nichts mehr nach 

außen, die Linke droht eine Ge-

fangene im Ereignishorizont des 

Schwarzen Lochs zu werdden. 

Parteiverbote, Verbote von kri-

tischen Medien, der Abbau von 

Arbeiternehmer: innenrechten 

und die Zwangsrekrutierung 

der männlichen Bevölkerung 

zwischen 18 und 60 Jahren 

werden von der ukrainischen 

Regierung mit dem Kriegs-

zustand und seinen Notwen-

digkeiten begründet, dem sich 

Teile der ukrainischen Linken 

unterworfen haben. Die hilflo-

se Bitte von Vitalyi Dudin, dem 

Vorsitzenden von Sotsyalnyi 

Rukh (Soziale Bewegung) per 

Brief an den ukrainischen Prä-

sidenten Selenskyi gerichtet, 

doch bitte gegen die Arbeits-

marktreform Einspruch zu 

erheben, die eben jener doch 

selbst initiiert hatte, ist ein Bei-

spiel für die unwiderstehliche 

Schwerkraft des Schwarzen 

Lochs. Nicht nur in der Ukrai-

ne, auch für uns Linke in den 

indirekt beteiligten Staaten, 

werden durch die Fortdauer 

des Kriegs die Kampfbedingun-

gen verschlechtert. Im globalen 

Süden stellt sich nicht nur die 

Frage nach der Verschlechte-

rung der Kampfbedingungen, 

sondern jene nach dem nackten 

Überleben für Millionen von 

Menschen, die besonders vom 

anhaltenden Wirtschaftskrieg 

betroffen sind und sich daher 

bewusst nicht an diesem betei-

ligen wollen.

Krieg und 
Faschismus

Teile der ukrainischen Linken 

begründen ihren Schritt der 

Unterordnung unter die Na-

tion mit dem Argument, es 

würde ihre Kampfbedingun-

gen in der Zukunft verbessern. 

Zweifellos wollen weite Teile 

der Bevölkerung und erst recht 

die emanzipativen Strömungen 

in ihr nicht in einer russischen 

Besatzungszone leben oder gar 

Teil von Neurussland werden. 

Wer könnte das nicht nachvoll-

ziehen?

	 Aber die verzweifelte 

Hoffnung, aus dem Ende des 

Krieges als gestärkte oder gar 

als irgendwie gleichberechtigte 

Kraft hervorzugehen, scheint 

uns eine zutiefst unrealisti-

sche Einschätzung zu sein. Das 

enge und sich gegenseitig be-

dingende Verhältnis von Krieg 

und Faschismus zeigt sich auch 

in diesem Konflikt; und das 

nicht nur an dem aggressiven 

Angriffskrieg des russischen 

Regimes, sondern auch daran, 

dass auf beiden Seiten Nazi-

verbände kämpfen, aber auch 

und vor allem an den innen-

politischen Konsequenzen auf 

beiden Seiten.

	 Auch auf Seiten der 

Ukraine können wir die Ten-

denz beobachten, dass ein na-

tionalistischer Geschichtsrevi-

sionismus und seine Narrative 

immer robuster auftreten, die 

Form der Staatsdoktrin an-

nehmen und mit dem Nazi-

kollaborateur Stepan Bandera 

als dem ukrainischen Volkshel-

den ihren pointiertesten Aus-

druck finden. Wir befürchten, 

dass die Rückwirkungen dieser 

Prozesse der Faschisierung auf 

die Subjektivitäten beider Sei-

ten fatale Folgen zeigen, eine 

gepanzerte, nationale, gegen 

jeden politischen Pluralismus 

gerichtete Volksgemeinschaft 

zurücklassen werden und Pers-

pektiven der linken Opposition 

und gar Emanzipation auf lan-

ge Zeit versperren.

Sich dem Lager
denken widersetzen

Wir teilen deshalb die Ein-

schätzung, dass ein Parteier-

greifen für eines der kriegsfüh-

renden Lager ein fataler Irrweg 

ist. Eine emanzipatorische, 

globale Linke muss sich dem 

Lagerdenken widersetzen, um 

nicht in den Gravitationsraum 

des Schwarzen Lochs zu gelan-

gen. Deshalb ist die Frage, die 

wir uns stellen müssen: Wie 

können wir Formen der Soli-

darität und der aktiven Beihilfe 

entwickeln, die erstens quer zu 

dieser Lagerdichotomie liegen 

und die zweitens diejenigen 

Menschen zum Ausgangs-

punkt der Überlegungen und 

Anstrengungen nimmt, die 

unter dem Kriegsregime leiden 

und unter ihm sterben: die aus-

gebombte Zivilbevölkerung, 

die in Kellern und den U-Bahn-

schächten Schutz suchen muss 

ebenso wie diejenigen jungen 

Männer, die sich aus Angst,  

Rekrutierungstrupps der uk-

rainischen Armee in die Arme 

zu laufen, nicht mehr aus ihren 

Wohnungen trauen.
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Waffenstillstand 
jetzt oder Rückzug 
der russischen  
Armee?

Neben dieser Perspektive der 

zu den Kriegslagern querlie-

genden Solidarität und Beihilfe 

stellt sich zweitens die Frage 

danach, was eine progressive 

Forderung im Russland-Ukrai-

ne-Krieg sein kann: Ist es, wie 

die Autor:innen vom Russian 

Socialist Movement vor Kur-

zem auf dem IL-Debattenblog 

geschrieben haben, »heuchle-

risch«, wenn ein Friedensappell 

nicht den kompletten Rückzug 

aus dem ukrainischen Territo-

rium fordert, sondern zu einem 

Waffenstillstand aufruft?

	 Aus der Perspektive 

der russischen Genoss:innen 

ist die Argumentation nach-

vollziehbar. Wenn Deutschland 

ein anderes Land überfallen 

würde, würden wir natürlich 

auch alle den sofortigen, be-

dingungslosen Rückzug for-

dern, in der Hoffnung, dass 

die Heimatfront gegen den Ag-

gressor kippt und so ein Ende 

des Krieges näher rückt. Aber 

wir sind nicht in Russland und 

unser direkter Einfluss auf das 

russische Regime ist gleich 

null. Trotzdem unterstützen 

wir den Einsatz der russischen 

Genoss:innen für einen breiten 

Protest gegen den Krieg und 

das Ende des Putin-Regimes.

	 Aber unser Einsatz 

hier in Deutschland muss ein 

anderer sein, weil wir eine an-

dere Rolle und Perspektive 

haben als die innerrussische 

Opposition gegen Putin. Wir 

müssen uns die Frage stellen, 

was eine Alternative zu einem 

langandauernden Abnutzungs- 

und Stellungskrieg ist. Unserer 

Ansicht nach kann das nur die 

Forderung und der entspre-

chende Druck auf die deut-

sche Regierung sein, sich mit 

allen zur Verfügung stehenden 

Mitteln für einen sofortigen 

Waffenstillstand einzusetzen 

und in einem zweiten Schritt 

den Konflikt einzufrieren, z.B. 

durch die Unterstützung der 

entsprechenden Initiativen aus 

Brasilien oder China. Dass ein 

Waffenstillstand und das Ein-

frieren des Konflikts nicht 

gleichbedeutend mit Frieden 

ist, ist uns klar. Aber es wäre 

ein wichtiger Schritt, der das 

große Sterben beenden würde. 

Vielleicht würde er nicht lange 

halten, wie die Kritiker:innen 

des Vorschlags behaupten. Wir 

wissen es nicht. Aber wenn nur 

die begründete Möglichkeit be-

steht, dass das Sterben beendet 

wird, müssen wir es versuchen.

Das ist aus unserer Sicht die 

fortschrittliche Alternative 

dazu, weiterzukämpfen und 

zu sterben, bis eine Partei end-

gültig gewonnen hat. Das ist 

keine realistische Perspektive 

für ein baldiges Ende des Krie-

ges. Über die wahren Ausma-

ße des Sterbens, so zumindest 

unsere Vermutung, wird noch 

viel Entsetzen herrschen, falls 

einmal annähernd realistische 

Zahlen der Todesopfer auch 

auf ukrainischer Seite veröf-

fentlicht werden sollten. Nicht 

ohne Grund werden sie von 

der ukrainischen Regierung 

geheim gehalten. Auch wenn 

russische Genoss:innen diese 

Ansicht nicht teilen, plädieren 

wir dafür, dem großen Ster-

ben so schnell wie möglich ein 

Ende zu setzen. Andersherum 

müssen sich Positionen, die 

Waffenlieferungen befürwor-

ten, die konkrete und ehrliche 

Frage beantworten, wann die 

Forderungen denn erfüllt sind? 

Wie viele und welche Waffen 

braucht es für einen wie auch 

immer gearteten »Sieg« über 

Russland? Schusswaffen? Pan-

zer? Taktischen Einsatz von 

Atomwaffen? Oder auch: Wie 

viele Menschenleben ist der 

»Sieg« – oder die »Verbesse-

rung der Kampfbedingungen« 

– wert?

Die Ursachen des 
Konflikts verstehen 
können

Drittens müssen wir die An-

strengung unternehmen, die 

Ursachen des Konflikts besser 

zu verstehen. Eine Perspektive 

von Teilen der Linken, die den 

Krieg am 24.02.2022 beginnen 

lässt und ihn auf die Irratio-

nalität und den Vernichtungs-

wahn der Person Putin redu-

ziert, müssen wir energisch 

widersprechen. Sie vergisst die 

banale Einsicht, dass im vor-

herrschenden kapitalistischen 

Weltsystem der Krieg die Fort-

setzung der Politik mit ande-

ren Mitteln ist. Auch kann eine 

Perspektive, die die Pathologie 

Putins als Kriegsgrund an-

führt, sich konsequenterweise 

gar nicht zu materiellen Ursa-

chen und der Frage durcharbei-

ten, ob dieser Krieg vermeidbar 

gewesen wäre.

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen
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Die Verweigerung gegenüber 

einer umfassenden morali-

schen Mobilmachung des öf-

fentlichen Diskurses, an dem 

sich auch Teile der Linken 

beteiligen, gehört zu der Ver-

weigerung des Lagerdenkens. 

Wenn allein schon die grund-

legende kritische Frage ange-

griffen wird, welche Rolle denn 

die NATO in der Entwicklung 

des Konflikts gespielt hat und 

diese als Pro-Putin-Partei-

nahme verunglimpft, werden 

die Spielräume des kritischen 

Denkens offensichtlich klei-

ner. Was einmal als Methode 

des historischen Materialismus 

bekannt war, wird freiwillig 

an der Eingangsgarderobe des 

NATO-Lagers abgegeben.

	 Dieser schmerzhaf-

te Prozess der theoretischen 

Selbstentwaffnung der Linken 

beraubt sie des kritischen Inst-

rumentariums, die historischen 

Bedingungen zu analysieren, 

die eben zu diesem Krieg ge-

führt haben. Und neben einer 

ganzen Reihe von Faktoren 

muss in einer solchen Ana-

lyse natürlich auch die Rolle 

der NATO kritisch betrachtet 

und benannt werden. In die-

sem Kontext sei nur ganz kurz 

auf Robert F. Kennan, Außen-

politikexperte und Vertreter 

der Realistischen Schule in den 

Internationalen Beziehungen 

hingewiesen, der schon 1997 

in der New York Times die 

NATO-Ostexpansion als »fa-

teful error« beschrieben hat, 

der zu einer Stärkung der na-

tionalistischen, anti-westlichen 

und militärischen Tendenzen 

in Russland führen sowie ne-

gative Effekte auf die Entwick-

lung der russischen Demokra-

tie haben werde.

Die kommenden 
Kriege

Die Ursachenanalyse ist von 

zentraler Bedeutung, weil sie 

zugleich eine Analyse unserer 

eigenen strategischen Ver-

säumnisse und Unfähigkeiten 

der Vergangenheit ist. Positiv 

gewendet: Nur sie kann zum 

Ausgangspunkt einer neuen 

Strategieentwicklung werden 

und eine Richtung vorgeben, 

wie die kommenden kriegeri-

schen Auseinandersetzungen, 

auf die sich das zunehmend 

chaotisierende Weltsystem 

ohne Zweifel zubewegt, in 

Zukunft verhindert werden 

können. Dazu gehört auch 

ein konsequenter Widerstand 

gegen die sich zunehmend pan-

zernden Kriegsregime und die 

Entwicklung einer Perspekti-

ve, die vielleicht am besten als 

die Neuerfindung einer globa-

len Friedenspolitik bezeich-

net werden kann und die die 

Reproduktion der imperialen 

Lebensweise im globalen Nor-

den als einer der wesentlichen 

Triebkräfte der aggressiv-im-

perialistischen und extraktivis-

tischen Regime kritisiert und 

angreift.

»Eine emanzipatorische, 
globale Linke muss sich 
dem Lagerdenken 
widersetzen, um nicht 
in den Gravitationsraum 
des Schwarzen Lochs 
[der Kriegslogik] zu 
gelangen.«

Rheinmetall-Entwaffnen-Protestcamp in Unterlüß, 2019.
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Dieser Krieg endet nicht in der 

Ukraine, schreibt der spani-

sche Autor Raúl Sánchez Ce-

dillo. Dem müssen wir leider 

zustimmen. Wir sehen die in 

der neueren Geschichte ein-

maligen Aufrüstungsprogram-

me, auch in Deutschland, und 

wissen: Diese Waffen werden 

produziert für die kommenden 

und bereits geäußerten Macht-

ansprüche, für die Sicherung 

der Rohstofftransfers in den 

globalen Norden, zur Siche-

rung der EU-Außengrenzen, 

zur Bekämpfung der interim-

perialistischen Konkurrenz, 

kurz: für die kommenden Krie-

ge. Die Herausforderungen für 

eine globale friedenspolitisch 

ausgerichtete und mit der Kli-

magerechtigkeitsbewegung zu-

sammen agierende Linke sind 

gewaltig. Der nächste große 

Konflikt ist schon in Sichtweite 

und erreicht immer neue Es-

kalationsstufen: Der westliche 

Block ringt mit China um die 

globale Vorherrschaft.

Ersatzhandlungen 
der Linken

Vor dem Hintergrund dieser 

monströsen Aufgabe können 

wir es nur als bitter bezeich-

nen, dass eine aktuelle Anti-

kriegspraxis der deutschen 

Linken quasi nicht existiert. Sie 

entwickelt weder ein eigenes 

nachvollziehbares Deutungs-, 

noch ein massenkompatibles 

Aktionsangebot. Sie versucht 

auch nicht den Sprung ins 

Handgemenge, wie er mög-

lich gewesen wäre, bei der 

Friedenskundgebung am 25. 

Februar in Berlin. Diese war 

nicht unproblematisch, wie al-

leine die Organisatorinnen und 

einige Passagen aus dem Auf-

ruf zeigen. Dennoch erscheint 

uns das Beschimpfen von der 

Seitenauslinie dieser von der 

Zusammensetzung her sich 

nicht wesentlich von jedem 

x-beliebigen Ostermarsch un-

terscheidenden Veranstaltung 

bei gleichzeitiger Verweige-

rung jedes eigenen Deutungs- 

und Aktionsangebots, als die 

schlechteste aller möglichen 

Verhaltensweisen einer sich 

selbst als emanzipatorisch ver-

stehenden Linken zu sein.

Handlungsmöglich-
keiten der IL

Die Auseinandersetzung mit 

Krieg und Aufrüstung wird 

nicht mit einem Ende des Krie-

ges in der Ukraine enden. Wir 

können uns ein Wegschauen 

oder ein Nichtssagen bei die-

sem global-gesellschaftlich so 

relevanten Thema nicht leis-

ten. Es braucht eine den aktu-

ellen Herausforderungen ge-

wachsene Friedensbewegung, 

und diese erreichen wir nur, 

wenn wir uns in der aktuell be-

stehenden Friedensbewegung, 

die wirklich viel zu wünschen 

übrig lässt, einbringen, sie mit-

gestalten und kritisieren, kurz: 

Indem wir intervenieren!

	 Eine konkrete Mög-

lichkeit bietet sich mit den Os-

termärschen Anfang April, an 

denen wir uns massiv beteili-

gen sollten. Eine rechte Verein-

nahmung des Friedensthemas 

verhindern wir nicht durch süf-

fisante Twitter-Kommentare, 

sondern indem wir den Nazis 

den Raum auf den Demos gar 

nicht erst geben – denn, wie 

vielerorts richtig beschrieben 

wird: Auch die Rechten bespie-

len das Thema. Das bedeutet 

aber nicht, dass es per se ein 

rechtes Thema ist, diese Dyna-

mik kennen wir ja nun schon 

zu Genüge von Sozialprotest 

etc. Diese Gefahr verschärft 

sich massiv durch die Zer-

splitterung der Linken an dem 

Thema, so dass Rechte mit viel 

mehr (falscher) Klarheit auf-

treten können. Der effektivste 

Weg, eine massive rechtee Agi-

tation im Themenfeld des Frie-

dens zu verhindern, ist es eben, 

Rechte zu verdrängen und 

Analysen zu bieten, die für ihre 

Narrative keinen Stoff bieten. 

Wir müssen unsere eigenen In-

halte deutlich sichtbar setzen. 

Eine Kampagne für die Unter-

stützung von Deserteur:innen 

im Rahmen der Ostermärsche 

und darüber hinaus wäre ein 

Beispiel von vielen hierfür.

	 In Zeiten des Kriegs 

vor der Haustür und der kon-

kreten globalen Kriegsgefahr 

ist die Wiedererstarkung einer 

linken Friedensbewegung so 

wichtig wie nie – lasst uns da-

für gemeinsam kämpfen!

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen

Rheinmetall-Entwaffnen-Protestcamp in Unterlüß, 2019.
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Solidarität mit allen 
vergangenen und zukünftigen 
Deserteur:innen!
Rheinmetall Entwaffnen, 23. Februar 2023

Lasst uns den 
Krieg verraten! 
Hoch die 
internationale 
Solidarität!

Die Massendesertationen und 

Kriegsdienstverweigerungen in 

den Kriegen dieser Welt ma-

chen uns Mut und Hoffnung. 

Das mit dieser Verweigerung 

verbundene »Nein« zu Ge-

horsamkeit und »Nein« zu 

autoritärer Fügung birgt ein 

weit größeres widerständiges 

Potential in sich, das nicht nur 

Putin in Russland fürchtet, 

sondern auch die westlichen 

Regierungen erzittern lässt. 

Denn wer desertiert, wer sich 

dem Krieg und seiner Grau-

samkeit entzieht, wer dabei aus 

politischen oder persönlichen 

Gründen nicht mitmacht, sagt 

– ob bewusst oder unbewusst 

– auch den damit verbundenen 

Herrschaftsverhältnissen und 

vermeintlichen Tugenden den 

Kampf an! Wer desertiert, ver-

rät den Krieg und die mit ihm 

verbundenen Machtstruktu-

ren!

Rassismus und 
Klassenhass im 
Kanonenfutter

Die imperialistischen Kriege 

dieser Welt werden noch im-

mer um Ressourcen, Einfluss-

sphären, Handelswege und 

Kontrolle von Menschen und 

ihren Bewegungen geführt. 

Schmackhaft gemacht werden 

sollen uns in Deutschland die 

Beteiligung in diesen Krie-

gen oder die Parteinahme für 

eine Seite dieser Kriege durch 

ideologische moralische Auf-

ladungen für eine vermeintlich 

größere Sache. Hier werden 

wahlweise die Frauenrechte 

wie in Afghanistan, der Krieg 

gegen den Terror wie im Irak 

oder Mali oder die (neolibera-

le) Freiheit wie in der Ukraine 

angeführt. Die jeweilige Ge-

genseite wird moralisch zum 

absoluten Bösen stilisiert, wo-

bei eine Analyse der zugrunde 

liegenden lokalen wie globalen 

Dynamiken, Vorgeschichten 

und Herrschaftsverhältnissen, 

innerhalb derer der Krieg ge-

führt wird, völlig ausgeblendet 

wird. In der Folge wird eine 

Lösung für die realen Probleme 

der lokalen Bevölkerung nicht 

mehr jenseits der Zuspitzun-

gen durch die großen Kriegs-

parteien diskutierbar. Ohne 

sich tiefer mit dem jeweiligen 

Krieg zu beschäftigen, wird 

völlig undurchsichtig, welche 

lokalen Konflikte, welche glo-

balen Kräfte und Interessenge-

gensätze zu treibenden Kräften 

der aktuellen Kriege werden 

und wie linke, emanzipatori-

sche lokale Gegenantworten 

darauf aussehen können.

	 In diesen Blockstel-

lungen von brutalen, impe-

rialen, nationalistischen In-

teressengegensätzen werden 

Deserteur:innen zu den rele-

vanten Bezugspunkten für uns, 

da sie deutlich machen, dass 

sie sich der vorherrschenden 

Zuspitzung, sich für Pest oder 

Cholera entscheiden zu müs-

sen, zum Trotz auf keine der 

Seiten stellen und nicht bereit 

sind für imperiale, patriarcha-

le, rassistische, kapitalistische 

und nationalistische Ideen zu 

sterben oder zu morden. Wenn 

wir von Desertation sprechen, 

meinen wir die beiden rechtlich 

unterschiedlichen Formen von 

»Desertation« (auch »Fahnen-

flucht«) und »Militärdienst-

entzug«. Beides bedeutet, sich 

einem Krieg zu verweigern und 

dabei Repression in Kauf zu 

nehmen. Dennoch möchten 

wir einmal die Begrifflichkeiten 

klären: Deserteur:innen sind 

bereits in den Militärdienst 

eingezogen und fliehen dann 

aus der Armee oder ergeben 

sich freiwillig der gegnerischen 

Armee. Militärdienstverweige-

rer:innen sind Menschen, die 

sich einer Rekrutierung oder 

Mobilmachung entziehen, zum 

Beispiel durch Flucht ins Aus-

land.

Wer bereit sein soll, für einen 

imperialistischen Krieg zu 

morden und zu sterben, wird 

vom System festgelegt. In den 

meisten Staaten trifft es erst 

einmal Personen, die von die-

sen als Männer erfasst werden. 

Wir werden diese im Folgen-

den in der rein männlichen 

Form benennen, sofern es sich 

um den staatlichen Zugriff auf 

diese Personen als männliche 

Soldaten handelt. An den Stel-

len, an denen wir nicht über 

den staatlichen Zugriff auf Per-

sonen, sondern über die realen 

Subjekte sprechen, verwenden 

wir wiederum die gegenderte 

Form: Z.B. Deserteur:innen, 

die nicht als Männer desertie-

ren, sondern als Menschen mit 

unterschiedlicher Genderiden-

tität.
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Die derzeitige russische Teil-

mobilmachung, die am 21. Sep-

tember 2022 verkündet wurde, 

richtet sich beispielsweise bis-

her an 300.000 männliche Re-

servisten. Hinzu kommt ein 

rassistisches Moment. Vor al-

lem wurden Männer aus russi-

schen Regionen einberufen, in 

denen vornehmlich ethnische 

Minderheiten leben. Vor al-

lem in abgelegenen autonomen 

Gebieten in Sibirien und im 

Nordkaukasus wurden mas-

senhaft Einberufungsbefehle 

verkündet. Die Einberufungs-

befehle an Männer 

in den Metropolen 

Moskau und St. Pe-

tersburg sind zahlen-

mäßig viel geringer, 

was ebenso auf die 

Todeszahlen zutrifft. 

Auf eine:n im Krieg 

gestorbenen Mos-

kauer:in kommen 

zum Beispiel 87,5 

Dagestaner :innen, 

275 Burjat:innen und 

350 Tuviner:innen.

	 D e m e n t -

sprechend wird im-

mer wieder deutlich, 

dass in imperialis-

tischen Kriegen vor 

allem die Uner-

wünschten und Mar-

ginalisierten als Ka-

nonenfutter verheizt 

werden, in denen es 

letztendlich doch 

nicht um ihre Inter-

essen geht. Dies trifft 

bei weitem nicht nur 

auf Russland zu, 

sondern ist in unter-

schiedlichen historischen und 

nationalstaatlichen Kontexten 

zu beobachten. Bereits wäh-

rend des Zweiten Weltkriegs 

kämpften nicht nur die Bürger 

der kriegsführenden Staaten 

unter ihrer Flagge. Vor allem 

wurde auch die jeweilige männ-

liche Bevölkerung aus den da-

mals noch existierenden Kolo-

nien zum Morden gezwungen. 

Millionen Soldat:innen aus 

Afrika, Asien und Ozeanien 

haben dadurch in diesem Krieg 

gekämpft. So sollten sich Re-

krut:innen aus den Kolonien 

nicht nur aus rassistischen 

Gründen mit weniger Sold, 

schlechteren Unterkünften 

und weniger Kriegsrente als 

ihre »weißen Kameraden« zu-

friedengeben. Sondern es kam 

auch zu den absurden Situatio-

nen, in denen die afrikanischen 

Soldat:innen unter dem pro-fa-

schistischen Vichy-Regime 

gegen andere afrikanische Sol-

dat:innen unter Führung von 

General de Gaulle kämpften.

	 Der Rassismus von 

kriegsführenden Staaten ist 

direkt mit der Klassenfrage 

verbunden. Als die USA 1964 

als Kriegsmacht in den Viet-

nam-Krieg eingriffen, wurden 

überdurchschnittlich viele 

Black Americans rekrutiert. 

Obwohl sie damals nur 11% 

der Gesamtbevölkerung aus-

machten, stellten sie gut 16% 

aller Einberufenen. 1965 stieg 

ihre Zahl durch das »Project 

100,000« weiter an: Hier wur-

de der Bildungshintergrund für 

Einberufene heruntergesetzt, 

was dazu führte, dass etwa 40% 

aller in diesem »Project« Ein-

berufenen Schwarze US-Ame-

rikaner:innen waren. Dennoch 

zogen auch manche von ihnen 

aus anderen Gründen in den 

Krieg: Der Sold war der höchs-

te Betrag, den viele von ihnen je 

verdient haben.

Dieses Motiv hat bis heute in 

verschiedenen kriegsführenden 

Nationen Bestand. Niedrige 

Gehälter und hohe Arbeitslo-

senquoten machen die Armee 

grundsätzlich attraktiv für jun-

ge Menschen. In der BRD ist 

besonders der Weg bis zum:r 

Offizier:in attraktiv für viele: 

Wer Offizier:in werden will, 

muss sich für 12 Jahre ver-

pflichten. 3-4 Jahre werden 

an einer der Bundeswehruni-

versitäten in Hamburg oder 

München verbracht. Während-

dessen wird der – relativ hohe 

– Sold weitergezahlt und eine 

Unterkunft auf dem Campus 

gestellt. Attraktiv also für junge 

Menschen (auch) aus Familien, 

die eine geringere Schulbildung 

und nur auf ein niedriges Ein-

kommen zurückgreifen kön-

nen. Gleichzeitig werden junge 

Männer aus der bürgerlichen 

Klasse oftmals gar nicht ein-

berufen. Dies wird besonders 

an dem Unterschied Akademi-

ker-Nicht-Akademiker deut-

lich. Der spätere Vizepräsi-

dent unter George W. Bush 

jr., Richard »Dick« Cheney, 

wurde beispielsweise fünfmal 

vom Wehrdienst wegen seines 

Studiums zurückgestellt. Nach 

dem Studium war er mit sei-

nen 26 Jahren dann bereits zu 

alt für die Einberufung. Ein 

Beispiel, das den Klassencha-

rakter der Einberufung nur zu 

deutlich zeigt. Dies soll nicht 

darüber hinwegtäuschen, dass 

»Dick« Cheney selbst zu den 

Kriegstreiber:innen dieser Welt 

gehört und sich nicht aktiv dem 

Dienst an der Waffe entzogen 

hat – es zeigt lediglich, welche 

Rolle der soziale Status bei der 

Einberufung spielt.

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen

Demonstration von Rheinmetall Entwaffnen 

in Unterlüß, 2019.
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Krieg und heroi-
sche Männlichkeit

Wer sich, egal ob aus persön-

licher oder politischer Haltung, 

dem Krieg entzieht, entzieht 

sich damit faktisch nicht nur 

rassistischen, nationalistischen 

und klassenspezifischen Be-

dingungen, sondern stellt sich 

damit im Effekt auch gegen pa-

triarchale Männlichkeitsbilder.

Allzu oft werden Deserteur:in-

nen als Feiglinge und Angstha-

sen beschimpft. Wer sich all der 

Repression zum Trotz nicht 

einziehen lässt oder von der 

Front flieht, der folgt grundle-

genden menschlichen Werten. 

Kriegshandlungen und Solda-

tentum hingehen basieren auf 

der Aberziehung von Mensch-

lichkeit und der autoritären 

Unterwerfung für eine höhere 

Sache: Dem eigenen Leben und 

dem Leben des Gegenübers 

wird der persönliche Wert ent-

zogen. Soldatentum basiert auf 

der Härte gegen sich selbst und 

gegen Andere. Wenn erst ein-

mal die menschliche Empathie 

und Beurteilungskraft verloren 

gegangen ist und die Verant-

wortung für das eigene Han-

deln an die Autoritäten abgege-

ben wurde, kann die alltägliche 

Gewalt, können die Grausam-

keiten des Krieges stattfinden, 

die in den Debatten um Kriegs-

verbrechen lediglich ihren Hö-

hepunkt finden.

	 »Tapferkeit«, »Hel-

dentum« oder »ewiger Ruhm« 

sind zentrale propagandisti-

sche Begriffe von vergangenen 

und gegenwärtigen Kriegs-

mobilisierungen. Durch diese 

kriegsverherrlichende Sprache 

vom Töten und Morden wird 

entgrenzte Gewalt indirekt als 

etwas Positives beschrieben.

Und diese Gewalt wird in der 

Regel von Männern ausgeführt 

oder Männern zugeschrieben. 

Frauen hingegen sind Opfer 

von Kriegen oder werden als 

primär so wahrgenommen, vor 

allem von Vergewaltigungen 

als Kriegsmittel. Die binären 

Rollenzuschreibungen schei-

nen eindeutig. Queers, Trans-

personen, Intersex, Schwule 

und Lesben werden in dieser 

Festschreibung von reaktionä-

ren Rollenerwartungen ausge-

blendet.

	 Im aktuellen Russ-

land-Ukraine-Krieg sind zwar 

überwiegend Frauen und 

queere Personen, die nicht als 

Männer eingezogen werden, 

auf der Flucht und versuchen, 

das Überleben ihrer Familien 

zu sichern. Frauen, Queers und 

Transpersonen sind aber auch 

aktiv als Kämpfer:innen oder 

Unterstützer:innen des einen 

oder anderen nationalstaatli-

chen Militärs. Es sind aber auch 

Personen der LGBTQIA+, die 

von sexueller Kriegsgewalt, Ar-

mut und Hunger bedroht sind. 

Eine feministische Kritik muss 

dementsprechend die grundle-

gende Männlichkeits-heroisie-

rende Form des Militarismus 

und der Kriegsgewalt fokussie-

ren – die alleinige Betonung, 

dass hier auch Frauen kämp-

fen, reicht indes nicht aus, um 

die Kritik des Patriarchalen im 

Militarismus auszuhebeln.

	 Diese Form von Mi-

litarismus und Kriegsgewalt ist 

nicht nur während eines akti-

ven Kriegsgeschehens zu be-

obachten. Sie wirkt durch eine 

grundlegende Militarisierung 

von Gesellschaft, die immer 

mit imperialistischen Kriegen 

einhergeht, auch nach dem 

Kriegsgeschehen weiter bzw. 

durchzieht auch die gesell-

schaftlichen Zusammenhänge, 

die nicht aktiv im Krieg kämp-

fen. Gewalt existiert in diesem 

Sinne nicht nur, wenn aus ei-

nem Kanonenrohr geschossen 

wird, sondern ist Normalität 

in patriarchalen Gesellschaften 

in Form von Feminiziden und 

Vergewaltigungen.

	 Patriarchale Gewalt 

und Rollenzuschreibungen 

verschärfen sich jedoch explo-

sionsartig in Kriegssituationen; 

Vergewaltigungen, die Alltag 

in patriarchalen Gesellschaf-

ten sind, werden nun darauf 

zurückgreifend und aufbauend 

massenhaft als Kriegswaffe ein-

gesetzt.

	 Unsere feministische 

Perspektive auf Krieg und Mi-

litarisierung beinhaltet inso-

fern automatisch einen positi-

ven Bezug auf das Desertieren. 

Anstatt durch Kämpfen als 

Mann für das Vaterland, Frau 

und Kinder und für eine sinn-

lose größere Sache zu sterben, 

übernimmt eine desertierende 

Person Verantwortung für das 

Leben.

Lasst uns die Vor-
bilder der vergan-
genen und gegen-
wärtigen Kriege 
sichtbar machen!

Zu desertieren, ist real und 

kein idealistisches Bild. Deser-

tation ist konkrete Praxis ver-

gangener und aktueller Kriege, 

die für uns auch heute eine 

Quelle der Inspiration darstel-

len, die uns Mut machen und 

auffordern ihrem Widerstand 

zu folgen.

	 So stehen wir bei-

spielsweise im Austausch mit 

iranischen Genoss:innen, die 

sich entgegen des nationalisti-

schen Kriegstaumels dem Iran 

– Irak Krieg in den 80er Jahren 

entzogen. Anstatt zu kämp-

fen, besetzen sie solidarisch 

Häuser, in denen all diejenigen 

unterkommen konnten, die vor 

dem Krieg flohen. Sie öffneten 

Fluchtwege für Deserteur:in-

nen und gefährdeten dabei 

ihr Leben. Viele von ihnen le-

ben heute in der ganzen Welt 

verstreut – auch in Deutsch-

land. Im Jugoslawienkrieg der 

1990er gab es ebenfalls Mas-

sendesertationen und -ver-

weigerungen. In Serbien und 

Kroatien beispielsweise folgten 

über 50% nicht ihrem Einberu-

fungsbefehl. 1992 leistete das 

ganze Dorf Tresnejwac Wider-

stand gegen die Einberufung 

ihrer Reservisten. Sie errichte-

ten ein »Verweigerungscamp« 

in ihrer Dorfkneipe, das für 62 

Tage Bestand hatte, und grün-

deten die »geistige Republik 

Tzitzer«.

	 Im Kontext des 

US-Vietnam Krieges desertier-

ten über 1000 der in Deutsch-

land stationierten US-Sol-

dat:innen. Dies wurde damals 

von Genoss:innen in der BRD 

mit einer Deserteurskampa-

gne begleitet, die erfolgreich 

dabei unterstützen konnte, 

Menschen zur Desertation zu 

bewegen oder ihre Ausreise 

beispielsweise nach Schweden 

zu organisieren, wo sie einen 

legalen Aufenthalt und Schutz 

erhielten. Viele von ihnen sind 

auch über viele Jahre hinweg 

illegalisiert in Deutschland 

geblieben und wurden von 

deutschen Genoss:innen dabei 

unterstützt, ihr Leben in der Il-

legalität bestreiten zu können.

Auch in Deutschland können 

wir auf eine widerständige 

Tradition gegen die deutsche 

Bundeswehr zurückschauen. 

Obwohl das Recht auf Kriegs-

dienstverweigerung nach dem 

deutschen Faschismus ins 

deutsche Grundgesetz ge-

schrieben wurde, wurde der 

Zugriff der Bundeswehr auf 

Männer vor allem durch den 

zahlreichen Widerstand der 

Kriegsdienstverweigerer:innen 

gebrochen. Dazu gehört auch 

die Geschichte der Totalver-

weigerer:innen, die auch kei-

nen Ersatzdienst ableisteten 

und dafür mit Inhaftierungen 

bestraft wurden. Die legalen 

Möglichkeiten der Kriegs-

dienstverweigerung waren 

in der BRD immer einfacher 

durchzusetzen, bis hin zur 

Aussetzung der allgemeinen 

Wehrpflicht für Männer im 

Jahr 2011.
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	 Auch die Diskus-

sionen um Deserteur:innen 

der Wehrmacht wurden in 

Deutschland ab den 80er Jah-

ren in die deutsche Öffentlich-

keit getragen. So gab es auch 

Menschen, die unter hohen 

Strafen und zum Teil mit Ver-

lust des eigenen Lebens aus der 

Wehrmacht desertierten, und/

oder zur Roten Armee oder 

den Partisan:innen überliefen. 

Dabei erleben wir bis heute, 

dass es in erinnerungspoliti-

schen Auseinandersetzungen 

schwierig ist, diesen Menschen, 

anstatt den deutschen Solda-

ten, zu gedenken. Noch immer 

stehen in jedem Dorf gut ge-

pflegte Kriegerdenkmäler, die 

den Soldatentod heroisieren, 

an denen alljährliche Kränze 

und Blumen niedergelegt wer-

den. Auch wenn es in vielen 

Städten, wie in Kassel, Göttin-

gen, Ulm, Darmstadt, Karlsru-

he oder Bremen, um nur einige 

zu nennen, auch Deserteurs-

gedenken gibt, stehen noch an 

zu vielen Orten diese Krieger-

denkmäler. Als eine Antwort 

darauf haben wir im Rahmen 

des Camps und Aktionstage 

von Rheinmetall entwaffnen 

2022 in Kassel das dortige 

Kriegerdenkmal in ein Deser-

teursdenkmal umgewidmet, 

indem wir das Gedenken an 

die einzelnen Regimenter der 

Wehrmacht durch Geschichten 

von Kasseler Deserteur:innen 

aus dem Zweiten Weltkrieg er-

setzt haben.

	 Im aktuellen Russ-

land-Ukraine-Krieg entziehen 

sich hunderttausende Wehr-

pflichtige in Belarus, in der 

Ukraine und in Russland dem 

Krieg. Viele fliehen über ge-

fährliche Wege in andere Län-

der. Bis Mitte März 2022 sind 

bereits 300.000 Russ:innen 

(nicht nur Kriegsdienstver-

weigerer:innen) außer Lan-

des geflohen, vor allem nach 

Armenien, Georgien, Serbien 

und nach Kasachstan. Seit der 

russischen Teilmobilmachung 

am 21. September 2022 sind 

weitere 260.000 Männer im 

wehrpflichtigen Alter geflohen. 

Circa 145.000 wehrpflichtige 

Ukrainer:innen halten sich als 

Geflüchtete in der EU auf.

	 Zudem halten sich 

viele Kriegsdienstverwei-

gerer:innen aus Eritrea in 

Deutschland auf, die zum Teil 

auch in der Eritreischen Anti-

militaristischen Initiative or-

ganisiert sind. Seit 1998 tobt 

in Eritrea ein Krieg um Unab-

hängigkeit und Grenzen gegen 

Äthiopien mit der massiven 

Folge der Militarisierung der 

ganzen Gesellschaft. Insbe-

sondere viele Jugendliche allen 

Geschlechts werden für den 

Kriegsdienst eingezogen, ein 

Recht auf Kriegsdienstverwei-

gerung gibt es nicht. Viele der 

jungen Menschen, die militä-

risch zwangsrekrutiert werden, 

verschwinden und tauchen nie 

wieder auf. Aus diesem Grund 

fliehen sehr viele und insbe-

sondere junge Menschen aus 

Eritrea, viele von ihnen in die 

direkten Nachbarländer, man-

che schaffen es auch bis in die 

EU und bis nach Deutschland, 

wo sie jedoch kein Asyl bekom-

men, sondern mit dem unsiche-

ren Status der Duldung leben 

müssen.

Lasst uns in interna-
tionaler Solidarität 
mit Deserteur:innen 
die Festung Europa 
zum Einsturz brin-
gen!

Die Fakten zeigen, dass sich 

sehr viele Menschen nicht am 

Krieg beteiligen wollen. Den-

noch haben wenige eine juris-

tisch sichere Situation. Deser-

teur:innen erhalten in der BRD 

und Europa keinen Schutz.

	 Es gibt formal das 

Recht auf Kriegsdienstver-

weigerung, das in der Gen-

fer Flüchtlingskonvention als 

Asylgrund institutionalisiert 

ist. In der Anerkennungspraxis 

der einzelnen Staaten, insbe-

sondere in Deutschland, sorgen 

jedoch hohe formale Hürden, 

wie z.B. detaillierte Nachweise 

für völkerrechtswidrige Ein-

satzbefehle, in der Praxis dafür, 

dass viele Kriegsdienstverwei-

gerer:innen keinen Schutzsta-

tus erhalten. Desertation stellt 

in Deutschland einen Straf-

tatbestand dar. Deserteur:in-

nen anderer Länder erhalten 

für Desertation entsprechend 

nicht grundlegend Asyl. Dies 

ist nur möglich, wenn deutlich 

gemacht werden kann, dass die 

Desertation politisch begrün-

det ist.

In den aktuellen Debatten um 

Deserteur:innen aus Russland 

soll die Desertation nach Aus-

sagen des deutschen Innen-

ministeriums gegenwärtig als 

politische Handlung gegen den 

Staat Russland aufgefasst wer-

den. Dies betrifft dann jedoch 

nur die Desertation, nicht je-

doch die Kriegsdienstverwei-

gerung, für die weiterhin hohe 

formale Nachweishürden be-

stehen.

	 Deserteur:innen und 

Kriegsdienstverweigerer:in-

nen aus der Ukraine erhalten 

in Deutschland ebenfalls kei-

nen besonderen Schutzstatus. 

Wenn »wehrfähige Männer« 

es aus der Ukraine heraus-

schaffen, fallen sie aber derzeit 

ebenfalls unter die Massenzu-

stromsrichtlinie der EU, nach 

der, solange diese Richtlinie auf 

EU Ebene angewendet wird, 

alle Menschen mit ukraini-

schen Papieren sich für drei 

Jahre in Deutschland aufhalten 

dürfen. Was danach passiert, 

ist ungewiss. Sicherlich ver-

jährt Desertation nicht inner-

halb von drei Jahren.

»Anstatt […] für eine 
sinnlose, größere Sache 
zu sterben, übernimmt 
eine desertierende Person 
Verantwortung für das 
Leben.«

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen
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Für Kriegsdienstverweige-

rer:innen und Deserteur:innen 

aus anderen Ländern bestehen 

derzeit keine besonderen Rege-

lungen, sodass viele aufgrund 

der hohen formalen Nach-

weisregelungen in der Praxis 

in Deutschland mit dem unsi-

cheren Status der Duldung le-

ben und jederzeit abgeschoben 

werden können.

	 In den gesamtgesell-

schaftlichen Debatten ebenso 

wie in der Anerkennungspraxis 

wird eben oft keine politische 

Haltung unterstellt, sondern 

versucht Desertation als Feig-

heit und Entscheidung aus 

persönlichem Interesse dar-

zustellen. Wir weisen diese 

Unterscheidung in politische 

und persönliche/unpolitische 

Desertation jedoch entschie-

den zurück, da Desertation als 

individuelle Verweigerung in 

imperialen, nationalistischen, 

kapitalistischen, rassistischen 

und patriarchalen Kriegen 

eine Rolle einzunehmen per 

se einen widerständigen Akt 

darstellt, auch wenn sie aus 

dem Willen zum Leben her-

aus und nicht aus bewusster 

politischer Handlung gegen die 

Herrschaftsverhältnisse heraus 

erfolgt. Dieser versuchten Spal-

tung zwischen uns als politi-

scher Bewegung und vermeint-

lich unpolitischen Kräften, die 

jedoch aus unserer Sicht mo-

ralisch richtig handeln, sollten 

wir uns als organisierte Kräfte 

entschieden entgegenstellen.

Das Problem geht aber weit 

über die restriktive Anerken-

nungspraxis der einzelnen EU 

Staaten hinaus. Die meisten 

Menschen scheitern schon an 

der Festung Europa. Die meis-

ten Deserteur:innen kommen 

gar nicht erst bis in die EU, weil 

sie im Mittelmeer ertrinken, an 

ungarischen oder polnischen 

Grenzzäunen zusammenge-

schlagen werden oder gleich in 

andere Länder fliehen.

Viele Deserteur:innen aus 

Russland fliehen nach Serbien, 

Moldawien oder in die Türkei, 

wohin sie visafrei einreisen 

können. Viele Deserteur:innen 

aus der Ukraine fliehen über 

den Fluss Theis nach Rumä-

nien. Es gibt für die meisten 

Deserteur:innen aller Länder 

weltweit keine legalen Einrei-

semöglichkeiten in die BRD. 

Asyl beantragen kann nur, wer 

bereits da ist. Das verhindern 

bereits Militär- und Polizeiein-

heiten in der Türkei, in Grie-

chenland, Bulgarien, Kroatien, 

Ungarn, Polen, Italien, Spanien 

bis hinein nach Deutschland.

Dabei sind es gerade auch Mi-

litärtechnologien und Über-

wachungstechnologien made in 

Germany, die nicht nur in den 

Kriegen, aus denen Menschen 

fliehen oder denen Menschen 

sich verweigern, sondern auch 

an den Außengrenzen zum 

Einsatz kommen. Dazu gehört 

z.B. Drohnentechnologien, 

Wärmebildkameras und Ra-

darüberwachungssysteme, die 

sowohl von deutschen Firmen 

wie Rheinmetall als auch von 

Firmen wie Airbus, Hensoldt, 

Indra, Asseco oder Atos her-

gestellt werden, die alle auch in 

Deutschland produzieren.

	 Dementgegen bleibt 

es eine Aufgabe internationa-

ler, antirassistischer Solidarität 

Fluchtwege zu ermöglichen, 

zu öffnen und gemeinsam für 

ein Bleiberecht in der EU und 

in Deutschland zu kämpfen! 

Auch hier können wir auf 

eine lange Erfahrung von Ge-

noss:innen schauen: Entlang 

der verschiedenen Grenzen in-

nerhalb und außerhalb der EU 

gibt es eine breite, widerstän-

dige Praxis der Unterstützung 

von People on the Move: Diese 

Netzwerke basieren auf Netz-

werken von Flüchtenden selbst, 

NoName Kitchens, internatio-

nalen Aktivist:innen, lokale Zi-

vilgesellschaften bis hin zu den 

bekannten Seenotrettungsor-

ganisationen, die Boote betrei-

ben, Häuser besetzen, Essen 

bereitstellen, einen aktuellen 

Informationsaustausch ermög-

lichen, Verletzungen versorgen 

und so versuchen trotz stän-

diger Kriminalisierung eine 

grundlegende Infrastruktur zu 

stellen, um Menschen die ge-

fährliche Flucht nach Europa 

zu erleichtern.

Lasst uns die 
Bundeswehr 
delegitimieren, wo 
immer sie auftritt! 
Gegen die Normal
isierung!

Als radikale Linke in Deutsch-

land reicht es aber nicht, bei 

den Debatten um Deser-

teur:innen anderer Länder 

stehen zu bleiben. So wie wir 

die Verantwortung Deutsch-

lands an den Kriegen anderswo 

deutlich machen, in dem wir 

die Produktion der Waffen in 

Deutschland sichtbar machen, 

so machen wir auch deutlich, 

dass nicht nur deutsche Waf-

fen, sondern auch deutsche 

Soldat:innen, viele von Ihnen 

Neonazis, in der ganzen Welt 

am Krieg beteiligt sind.

Nachdem Deutschland 1945 

besiegt wurde, beschlossen die 

Alliierten die Entmilitarisie-

rung von Deutschland in die 

Wege zu leiten. Es folgte eine 

kurze Phase ohne Armee von 

1945 bis in die 1950er Jahre 

hinein. Ab Mitte der 1950er 

Jahre, in der Logik des Kalten 

Krieges gegen die Sowjetunion, 

wurde die Armee der Bundes-

republik, die jetzt Bundes-

wehr heißt, unter Einbezug 

der faschistischen ehemaligen 

Wehrmachtssoldaten jedoch 

wieder aufgebaut. Kontinui-

täten finden wir bis heute in 

den Bezügen der Bundeswehr 

auf die Wehrmacht: Kasernen, 

die nach Propaganda-Helden 

des Deutschen Faschismus be-

nannt sind, Kasernen, in denen 

immer wieder Nazi-Devotio-

nalien auftauchen. Die Bun-

deswehr wurde in den 50ern 

wieder aufgebaut, wieder als 

Massenarmee, in der deutsche 

Männer deutsche Tugenden 

lernen sollten: Gehorsam, Dis-

ziplin und Ordnung. Dieser pa-

triarchalen Schulung der Män-

ner-Nation machten zahlreiche 

Kriegsdienstverweigerer:innen 

einen Strich durch die Rech-

nung. Sie erkämpften immer 

weitere Lockerungen für den 

Ersatzdienst bis hin zur Aus-

setzung der allgemeinen Wehr-

pflicht 2011.

Nicht nur in den Kontinuitäten 

und der Tradition, in der die 

Bundeswehr steht, hat diese 

ein strukturell rechtes Prob-

lem, sondern auch personell 

ist die Bundeswehr durchsetzt 

von Neonazis. In der Bundes-

wehr gibt es organisierte rech-

te Schattennetzwerke, wie das 

Hannibal-Netzwerk: Ein Zu-

sammenhang aus organisierten 

Neonazis, Soldat:innen, Reser-

vist:innen, Verfassungsschüt-

zer:innen, Kriminalpolizei und 

Teilen des Sondereinsatzkom-

mandos (SEK). Ein Netzwerk, 

das für den Tag X den bewaff-

neten Umsturz vorbereitet, 

Anschläge plant und Todes-

listen führt. Zu ihnen gehört 

zum Beispiel Franco Albrecht, 

jener Bundeswehroffizier, der 

sich im Jahr 2015 als syrischer 

Flüchtling tarnte, um als dieser 

Anschläge zu begehen, um so 

die Stimmung in Deutschland 

gegen Migrant:innen weiter an-

zuheizen.

	 Doch unser Prob-

lem mit der Bundeswehr ist 

nicht nur, dass diese strukturell 

rechts ist, sondern auch, dass 

es sie überhaupt gibt. Die Bun-

deswehr ist und war in diverse 

Kriege und Konflikte weltweit 

involviert, u.a. in Serbien und 

dem Kosovo, in Afghanistan, 

im Mittelmeer oder in Mali. 

Gerechtfertigt werden diese 

Einsätze mit der »Verteidigung 

deutscher Werte« oder auch 

immer offener mit der Siche-

rung von Handelswegen, mit 

der Sicherung von Einfluss und 

Ressourcen oder mit der Ver-

hinderung von Migration über 

den Globus. Auf der Münchner 

Sicherheitskonferenz ist ein 

immer wiederkehrendes Motiv, 

dass Deutschland die »Füh-

rungsrolle«, die die BRD inter-

national bereits wirtschaftlich 

einnimmt, nun auch wieder 

militärisch untermauern soll.

Da die Bundeswehr keine 

Pflichtarmee mehr ist, hat sie 

jedoch ein Nachschub-Pro-

blem. Gut so! Wir rufen alle 

Menschen dazu auf, sich der 

Kriegsrekrutierung zu verwei-

gern und die Bundeswehr zu 

schwächen. Sei es die Jugend, 

Soldat:innen, Menschen in me-

dizinischen Berufen oder die 

Zivilgesellschaft. Auch wenn 

die Kriegsdienstverweigerung 

nicht mehr für jeden jungen 



49IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Mann aktiv Thema ist, sehen 

wir zahlreiche Möglichkeiten 

aus den verschiedensten Posi-

tionen heraus zu erklären, dass 

mit uns keine militaristische 

Zeitenwende zu machen ist, 

dass mit uns nicht zu rechnen 

ist, dass wir nicht zur Verfü-

gung stehen:

Ein Ort, diese Haltung gegen 

Krieg und die deutsche Bun-

deswehr zum Ausdruck zu 

bringen, sind die Schulen. Die 

Bundeswehr wird als »Kar-

riereoption« in Schulen und 

Jobcentern vorgestellt. Die ak-

tuelle militaristische Zeiten-

wende lässt befürchten, dass 

die Rekrutierungsbemühungen 

noch intensiviert werden. Im 

Anschluss an die Münchner 

Sicherheitskonferenz 2022 

wurde die »Zeitenwende on 

Tour« bekanntgegeben, in der 

die militaristische Politik ge-

zielt an Bürger:innen bundes-

weit vermittelt werden soll. 

So »diskutierte« die damalige 

Verteidigungsministerin Lam-

brecht im September 2022 mit 

Bonner Schüler:innen über die 

Sicherheitspolitik der BRD. Im 

»Weißbuch« der Bundeswehr 

verkündet die Bundeswehr ihre 

Strategie für die kommenden 

Jahre: Durch Medienangebote, 

die von YouTube-Serien bis zu 

Snapchat-Filtern reichen, soll 

früh eine Normalität und All-

gegenwärtigkeit, ein subtiler 

Militarismus, geschaffen wer-

den. So sollen Schüler:innen 

abgegriffen werden, die noch 

untentschlossen dem Sog des 

immer weniger sicheren Ar-

beitsmarktes entgegenblicken. 

Auch hier wird es eher diejeni-

gen treffen, die auf ein frühes, 

geregeltes Einkommen ange-

wiesen sind. Wo wir können, 

sollten wir das Narrativ der 

Bundeswehr als »Karriereop-

tion« entlarven, z.B. durch die 

Sichtbarmachung der Funktion 

des Heeres und der Armee und 

der grausamen Realität dieses 

»Berufs«, der eben kein Be-

ruf wie jeder andere ist. Vor 

allem gegenüber diesen jungen 

Menschen müssen wir die alten 

Parolen neu vermitteln: Lasst 

euch von ihnen nicht anlügen! 

Gebt ihnen nicht eure Zu-

kunft, eure Jugend, euer Leben! 

Frohen Mutes schauen wir auf 

die zahlreichen Initiativen in 

Deutschland, die die Bundes-

wehr von Schulen und Univer-

sitäten verweisen wollen, die 

Bundeswehr-Werbung beschä-

digen, die ihren Protest auf die 

Straße tragen, wann immer die 

Bundeswehr versucht sich als 

zivile Akteurin Raum zu neh-

men!

	 Weitere Bezugspunk-

te eine Haltung gegen Krieg 

und gegen die Bundeswehr 

zum Ausdruck zu bringen, se-

hen wir dabei überall da, wo 

Reservist:innen ihre Wehrpäs-

se zurückschicken, eine Praxis, 

die seit der neusten militaristi-

schen Zeitenwende wieder ver-

mehrt vorkommt. Die Zahl der 

Kriegsdienstverweigerungen in 

der BRD hat sich 2022 verfünf-

facht. Begründet werden die 

Verweigerungen auch mit dem 

neuesten Krieg in der Ukraine. 

Hinzu kommt, dass auch die 

Zahl der Bewerber:innen seit 

Anfang 2022 zurückgeht.

Wir wissen von Krankenpfle-

ger:innen und anderen medizi-

nischen Berufsgruppen, die in 

der Vergangenheit erklärt ha-

ben im Kriegsfall nicht zur Ver-

fügung zu stehen. Wir finden: 

Da geht noch mehr! Grund-

sätzlich kann jede:r kann einen 

Antrag auf Anerkennung als 

Kriegsdienstverweigerer:in 

stellen und damit eine Haltung 

gegen die deutsche Bundes-

wehr, gegen die Militarisierung 

und gegen die Zeitenwende 

zum Ausdruck bringen.

Also: Soldat:innen, 
Jugend und Zivil-
gesellschaft, de-
sertiert und verwei-
gert den Krieg!

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen
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Die Nahostblockade – oder: 
Warum fällt es der deutschen 
Linken so schwer eine Anti-
kriegsbewegung aufzubauen?
Israel/Palästina-Kreis der IL Berlin, 15. Dezember 2024

Eigentlich sind die Verhältnisse 

sehr klar: Die israelische Ar-

mee begeht seit mehr als einem 

Jahr Kriegsverbrechen in Gaza. 

Vieles deutet darauf hin, dass 

die israelische Regierung die 

Wiederbesiedlung des nörd-

lichen Gazastreifens anvisiert 

und die Bevölkerung von dort 

dauerhaft vertreiben will.

	 Ein Waffenstill-

stands- und Geiseldeal wurde 

von der israelischen Regierung 

mehrfach blockiert. Der re-

gionale Flächenbrand, vor dem 

monatelang gewarnt wurde, ist 

mindestens seit der Invasion 

im Libanon Realität geworden. 

Die internationalen Gerichte 

nehmen das zum Anlass, Haft-

befehle gegen Netanjahu, Ver-

teidigungsminister Gallant und 

Hamas-Führer Deif auszustel-

len und sehen Anzeichen für 

einen Genozid, wie die Klage 

Südafrikas gezeigt hat.

Und doch gelingt es der deut-

schen Linken bislang kaum 

eine Solidaritäts- bzw. Anti-

kriegsbewegung aufzubauen. 

Dabei wäre es gerade hier 

dringend notwendig: Die Bun-

desregierung unterstützt den 

Krieg durch Geld, Waffen und 

Diplomatie. Im Namen der 

Staatsräson tritt sie nicht nur 

die Demonstrationsfreiheit auf 

den Straßen Berlins mit den 

Füßen, sondern auch das Völ-

kerrecht. Die Zerrissenheit der 

Linken und das lange Hadern 

um eine differenzierte Position 

war kurz nach dem Massaker 

der Hamas am 7. Oktober ver-

ständlich und vielleicht sogar 

angebracht. Heute ist sie es 

nicht mehr.

Wie sind wir hier 
gelandet?

Dass der israelisch-paläs-

tinensische Konflikt in der 

deutschen Linken ein spe-

zielles Thema ist, muss man 

niemandem erklären. Lange 

galt das Diktum: Über Nah-

ost sprechen wir nicht, sonst 

spalten wir uns. Diese Position 

hatte in den 90ern vielleicht 

ihren Sinn, in einer postmig-

rantischen Linken, in der viele 

biographische Bezüge in die 

Region haben – seien es linke 

Israelis, Palästinenser:innen 

oder aus Syrien Geflohene – ist 

eine solche Dethematisierung 

realitätsfern und blockierend, 

ebenso für viele in Deutschland 

lebende Linke aus ehemals ko-

lonialisierten Teilen der Welt. 

Dieses Versäumnis und das da-

raus resultierende Fehlen poli-

tischer Analysen und genossen-

schaftlicher Beziehungen in die 

Diasporagruppen haben uns 

nach dem 7. Oktober lange ge-

lähmt, sodass wir vorerst nicht 

geschafft haben, angemessen 

und solidarisch gemeinsam mit 

anderen auf den genozidalen 

Krieg zu reagieren.

	 Unsere IL-Position 

in den ersten Wochen nach 

dem Angriff des 7. Oktobers 

und dem darauffolgenden Ra-

chefeldzug Israels war eine ra-

dikal-humanistische: Das Leid 

auf beiden Seiten anerkennen, 

Antisemitismus und Rassis-

mus verurteilen und die Stim-

men stärken, die trotz aller 

Gewalt die Hoffnung auf einen 

gerechten Frieden nicht aufge-

geben haben. Waffenstillstand 

und Geiseldeal. Dieser simple 

Grundsatz, dass Menschen-

leben nicht mit zweierlei Maß 

gemessen werden sollen, ist 

heute nicht weniger aktuell. 

Doch was folgt aus diesem Hu-

manismus, wenn das Massaker 

mit einem nicht endenden Ver-

nichtungskrieg beantwortet 

wird? Und was kann der Hu-

manismus zu den strukturellen 

Ursachen des Konflikts sagen, 

zu jahrzehntelanger Entrech-

tung und Besatzung?

Manchmal scheint es, als drehe 

sich die Linke lieber um sich 

selbst, als die Realität vor Ort 

(oder auch in Neukölln) wahr-

zunehmen. Es dominiert eine 

Politik der roten Linien, die 

zudem auch meist nur einsei-

tig gezogen werden, und keine 

Politik der grundsätzlichen 

Solidarität. Die berechtigte 

Sorge, dass Antisemitismus 

und die Sicherheit jüdischen 

Lebens in der palästinasolidari-

schen Bewegung relativiert und 

der 7. Oktober als Befreiung 

gefeiert wird, dominiert vor 

dem grundsätzlichen geteilten 

Interesse, einen Waffenstill-

stand und ein Waffenembar-

go zu erreichen. So steht die 

Linke skeptisch am Rand und 

weiß nicht so recht wohin mit 

sich. Weite Teile der mehr-

heitlich migrantischen Linken 

fühlen sich zu recht im Stich 

gelassen von der mehrheitlich 

deutschen Linken, die sie zu-

nehmend als Teil der Staats-

räson wahrnimmt. Das führt 

zu scheinbar unüberwindbaren 

Gräben. Und einem dröhnen-

den Schweigen aufseiten der 

deutschen Linken.
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Dies hat auch dazu beigetra-

gen, dass die Positionen der 

deutschen Linken und die der 

Linken weltweit zu Palästina/

Israel so sehr divergieren wie 

zu keinem anderen Thema. 

Unter deutschen Linken domi-

niert entweder das Schweigen 

oder aber eine weitestgehend 

humanitäre Position, die für 

Frieden und gegen das Leid 

einsteht, damit aber die struk-

turelle und historische Dimen-

sion des Konflikts ausblendet. 

International begreift sich die 

Linke als Teil einer Bewegung, 

die sich für den Kampf gegen 

Siedlerkolonialismus, Apart-

heit und für die Freiheit von 

Palästina einsetzt.

Eine breite Anti-
kriegsbewegung 
aufbauen

Diese Spaltung spiegelt sich 

auch auf den Straßen Deutsch-

lands – und innerhalb der IL 

– wieder: Die relevante Bewe-

gung ist in der BRD aktuell die 

palästinasolidarische, die aller 

Repression zum Trotz seit über 

einem Jahr Woche für Woche 

Demonstrationen organisiert. 

Die deutsche Linke ist hier 

weitestgehend abwesend, man 

ist zwar gegen den Krieg gegen 

Gaza, bleibt jedoch auf Distanz 

zur Befreiungsbewegung. Eine 

breitere, ins bürgerliche Spek-

trum reichende Antikriegsbe-

wegung gibt es derzeit kaum. 

Dabei könnte gerade mit einer 

solchen Bewegung relevanter 

Druck auf die Bundesregierung 

erzeugt werden.

Als IL haben wir uns deshalb 

bemüht, gemeinsam mit NGOs 

wie medico international, Am-

nesty International und CARE 

sowie politischen Gruppen wie 

den Israelis for Peace und der 

Deusch-Palästinensischen Ge-

sellschaft ein breites zivilgesell-

schaftliches Bündnis zusam-

menzubringen, um für einen 

gerechten Frieden in Israel/

Palästina und gegen deutsche 

Waffenexporte zu demonst-

rieren. So kamen wir am 18. 

Oktober 2024 am Washington 

Platz mit 3000 Menschen zu 

einer Kundgebung zusammen. 

Ja, der Protest kommt ein Jahr 

und 45.000 Tote zu spät. Das 

ist ein Versagen, durch das 

viel Zeit verloren, Vertrauen 

zerstört und der massiven Re-

pression Tür und Tor geöffnet 

wurde. Es ist unsere Verant-

wortung den Scherbenhaufen, 

den das Nicht-Handeln der 

deutschen Linken mitverur-

sacht hat, jetzt aufzukehren.

Das strategische Ziel hinter 

der Kundgebung war es, einen 

Raum zu schaffen, der sich 

durch die Breite der aufrufen-

den Organisationen schwer de-

legitimieren lässt und auf diese 

Weise zusätzlich Druck auf 

die Bundesregierung ausüben 

kann. Viele auf der Kundge-

bung haben uns zurückgemel-

det, dass es die erste Demons-

tration war, die sie seit dem 7. 

Oktober besucht haben – da-

raus wurde deutlich, dass es 

durchaus ein Spektrum gibt, 

das gegen die Kriegsverbrechen 

und die deutsche Mitverant-

wortung auf die Straße gehen 

möchte, sich jedoch aus unter-

schiedlichen Gründen nicht 

den bisherigen Protesten an-

schließen wollte. Inzwischen 

lehnt selbst die Mehrheit der 

deutschen Bevölkerung den 

Kurs der Bundesregierung ab. 

Hierin liegt ein Potenzial, das 

wir auch in der Zukunft aus-

nutzen und sichtbar auf die 

Straße tragen sollten.

Gegen die deutsche 
Mitverantwortung, 
für einen gerechten 
Frieden

Wir sind der Meinung, dass der 

Einsatz gegen Waffenexporte 

sowohl die dringendste als auch 

die strategische richtige Praxis 

ist. Dringend ist sie, da sie der 

einzige materielle Hebel ist, 

mit dem sich der Krieg been-

den ließe. Strategisch richtig ist 

sie, da sich über Waffenexporte 

einerseits die deutsche Mitver-

antwortung für die Kriegsver-

brechen artikulieren und an-

dererseits breitere Bündnisse 

knüpfen, die politische Akteure 

miteinbeziehen, die sich nicht 

klar auf den palästinensischen 

Widerstand beziehen wollen.

Dies soll nicht in Konkurrenz 

zur palästinasolidarischen Be-

wegung passieren, im Gegen-

teil. Ein solidarischer Bezug 

auf den maßgeblich von Pa-

lästinenser:innen getragenen 

Widerstand in Berlin und ein 

Zusammenstehen gegen die re-

pressive deutsche Staatsräson 

sind absolut essenziell. Außer-

dem ist sie ein wichtiges Kor-

rektiv für Positionen, die in ei-

nem humanitär ausgerichteten 

Antikriegsspektrum eher im 

Hintergrund stehen: Es reicht 

nicht, gegen den vernichtenden 

Krieg zu demonstrieren. Wir 

wollen nicht zurück zum 6. 

Oktober. Es braucht eine sys-

tematische Kritik der Gewalt, 

die Besatzung und Apartheid 

auch jenseits des Krieges be-

deuten. Ein gerechter Frieden 

bedeutet das Schweigen der 

Waffen, einen Gefangenendeal 

(everyone for everyone) UND 

ein Ende der Besatzung. Nur so 

kann das Recht auf ein Leben 

in Frieden, Freiheit und Selbst-

bestimmung für Palästinen-

ser:innen und Israelis realisiert 

werden.

	 Ja, es ist schwer als 

radikale Linke, viele von uns 

mit Familien mit Nazihinter-

grund, im Land der Shoah 

gegen die Verbrechen Israels 

auf die Straße zu gehen. Aber 

wer aus der eigenen verbreche-

rischen Geschichte die Lehre 

zieht, den Mund zu halten, 

wenn die israelische Armee 

ganze Teile Gazas zerstört, 

missbraucht das Gedenken an 

den Holocaust. Wenn es etwas 

gibt, was wir aus der Geschich-

te lernen müssen, dann ist es 

unsere Stimme ohne doppelte 

Standards gegen Dehumanisie-

rung und Menschenrechtsver-

brechen zu erheben, egal wen 

sie treffen, egal wer sie ausübt. 

Unsere Verbündeten sind dabei 

die progressiven Kräfte vor Ort 

und in der Diaspora sowie all 

jene, die sich im schweigenden 

Autoritarismus der Staatsrä-

son nicht einrichten wollen.

»Es reicht nicht, gegen den 
vernichtenden Krieg zu 
demonstrieren. 
Wir wollen nicht zurück 
zum 6. Oktober. Es braucht 
eine systematische Kritik 
der Gewalt, die Besatzung 
und Apartheid auch 
jenseits des Krieges
bedeuten.«

Aufbruch gegen das Kriegsregim
e – das Kriegsregim

e aufbrechen
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»Bilden wir neue Allianzen und 
strecken die Hände aus zu all 

jenen, die sich der Verrohung 
entgegenstellen. Tragen wir die 

kleine Flamme der Solidarität 
in die Dunkelheit.«



53IHR KRIEGT UNS NICHT!    

Dachbesetzung bei Krauss-Maffei Wegmann in Kassel, 2020.
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Anhang: Empfehlungen 

Krisen AG Berlin: »Nochmal Anlauf nehmen. 
Wieso wir eine neue Friedens- und Antikriegsbe-
wegung brauchen und wie wir uns das ungefähr 
vorstellen«
Aufrüstung, Krieg, Militarisierung und Abschottung – am An-

fang des 21. Jahrhundert zeigt sich auch in den globalen Zentren 

von neuem, dass der Katastrophenkapitalismus auf Gewalt 

beruht. Höchste Zeit also für eine neue Friedens- und Anti-

kriegsbewegung, meinen die Genoss:innen von der Berliner Kri-

sen-AG – und stellen vor, was es aus ihrer Sicht dafür bräuchte.

Link: https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/nochmal-anlauf-nehmen

Einzelpersonen aus Rheinmetall Entwaffnen: 
»Männlichkeit, Patriarchat & Krieg«
Krieg ist patriarchal, jener in der Ukraine und die andernorts. 

Krieg funktioniert entlang klarer geschlechtlicher Rollenbilder 

und die mediale Berichterstattung tut ihr Bestes, alles fern des 

kämpfenden Mannes* und der flüchtenden FLINTA*-Personen 

unsichtbar zu machen. Das »Kommuniqué No. 3«

wurde nach anregenden Gesprächen unter Genoss:innen aus 

dem Rheinmetall-Entwaffnen-Bündnis verfasst.

Link: https://blog.interventionistische-linke.org/

antikriegsbewegung/maennlichkeit-patriarchat-krieg

Eine Stimme aus der IL: Eine Kritik an dem Text 
»Der Krieg, die Linke und Wir«
Die Internationalismus AG der Interventionistischen Linken 

hat in der ak – analyse & kritik und auf dem Debattenblog 

Thesen für eine linke Antikriegspraxis formuliert – an ihrer 

Argumentation ist fast alles falsch. so eine Stimme aus der Orts-

gruppe Hamburg. Sie hat ihren Widerspruch in diesem Artikel 

formuliert.

Link: https://blog.interventionistische-linke.org/

antikriegsbewegung/das-schwarze-loch-der-solidaritaet

Eine Stimme aus der IL: »Überlegungen für eine 
neue Antikriegsbewegung«
Was tun gegen Krieg und Militarisierung? Seit dem Überfall 

der russischen Armee auf die Ukraine vor mittlerweile mehr als 

einem Jahr ist diese Frage aktueller denn je. Trotzdem tun sich 

gesellschaftliche und radikale Linke weiterhin äußerst schwer, 

hierauf Antworten zu finden. Höchste Zeit also für eine Refle-

xion der Erfahrungen, die im Rahmen der Initiative ›Rheinme-

tall Entwaffnen‹ gemacht wurden.

Link: https://blog.interventionistische-linke.org/

antikriegsbewegung/ueberlegungen-fuer-eine-neue-antikriegsbewegung

AG Krieg und Frieden der IL Berlin: »Beyond 
Waffenexportstopp. Um was es uns geht«
Angesichts der weltweiten Zunahme von Rüstungsgeschäften 

und kriegerischen Auseinandersetzungen ist der Aufbau einer 

neuen Friedens- und Antikriegsbewegung dringend notwendig – 

auch und besonders hierzulande. Ein vielversprechender Ansatz 

ist die Kampagne »Rheinmetall Entwaffnen«, die Proteste und 

Blockaden gegen die deutsche Kriegsindustrie und Waffenexpor-

te organisiert. Die AG Krieg und Frieden der IL Berlin erklärt, 

warum und mit welcher Stoßrichtung sie sich an der Kampagne 

beteiligt.

Link: https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/beyond-waffenexportstopp

Sandro Mezzadra und Michael Hardt: 
»Die künftige post-hegemoniale Welt«
Eine Debatte über die Neugestaltung der globalen Machtver-

hältnisse und die aufkommende internationalistische Befrei-

ungsbewegung. 

Link: https://www.medico.de/blog/die-kuenftige-post-hegemoniale-welt-20051

https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/nochmal-anlauf-nehmen
https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/maennlichkeit-patriarchat-krieg
https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/das-schwarze-loch-der-solidaritaet
https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/ueberlegungen-fuer-eine-neue-antikriegsbewegung
https://blog.interventionistische-linke.org/antikriegsbewegung/beyond-waffenexportstopp
https://www.medico.de/blog/die-kuenftige-post-hegemoniale-welt-20051
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Vanessa E. Thompson und Raul Zelik: »Globale 
Linke: Ein Antiimperialismus ohne Idioten«
Was wären die Grundlagen für einen Internationalismus, der 

eine universelle Befreiung ermöglicht? Eine linke Praxis jenseits 

der Nation muss sich auch gegen die globalen Kriegsapparate 

richten. 

Link: https://www.woz.ch/2513/globale-linke/ein-antiimperialismus-ohne-idioten/

!P7EX1ES9WABR

»Skandal im militärischen Sperrbezirk.«
Aufruf zur Aktionswoche des Rheinmetall 
Entwaffnen-Bündnisses 2025
Vom 26. bis 31. August werden wir die Kriegstreiber in Köln 

heimsuchen und die herrschenden Konventionen durchbrechen. 

Wir sind das Gegenteil dessen, was sich Regierung und Rüs-

tungsindustrie von ihren Bürger*innen wünschen.

Link: https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/

post/2025/06/18/skandal-im-militaerischen-sperrbezirk/

Bündnis und Aufruf zur Kundgebung: »Für einen 
gerechten Frieden in Palästina und Israel. Zivilbe-
völkerung schützen, Waffenexporte stoppen!« 
am 15. Februar 2025 in Berlin, Köln und Nürnberg. 

Link: https://gerechter-frieden.org/aufruf-15-02-25/

Einladung zu der Veranstaltung: »Gegen den 
Krieg und seine Logik, für eine transnationale 
Friedenspolitik« 
vom Permanent Assembly Against the War, 10. Februar 2024. 

Link: https://www.transnational-strike.info/2024/02/10/aufruf-zu-einer-versammlung-

am-24-februar-gegen-den-krieg-und-seine-logik-fur-eine-transnationale-friedenspolitik/

Aufruf zu Protest gegen Werbeveranstaltungen 
der Bundeswehr von Rheinmetall Entwaffnen: 
Kein Tag der Bundeswehr! 
Link: https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/post/2024/06/08/kein-tag-der-bundeswehr/

Weitere Texte zu Krieg und Frieden auf dem 
Debattenblog der IL. 
Link: https://blog.interventionistische-linke.org/tag:Krieg%20und%20Frieden

Weitere Texte aus der Permament Assembly 
Against the War, Teil des Transnational Social 
Strike. 
Link: www.transnational-strike.info/articles/permanent-assembly-against-the-war/

https://www.woz.ch/2513/globale-linke/ein-antiimperialismus-ohne-idioten/!P7EX1ES9WABR
https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/
post/2025/06/18/skandal-im-militaerischen-sperrbezirk/
https://gerechter-frieden.org/aufruf-15-02-25/
https://www.transnational-strike.info/2024/02/10/aufruf-zu-einer-versammlung-am-24-februar-gegen-den-krieg-und-seine-logik-fur-eine-transnationale-friedenspolitik/
https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/post/2024/06/08/kein-tag-der-bundeswehr/
https://blog.interventionistische-linke.org/tag:Krieg%20und%20Frieden

http://www.transnational-strike.info/articles/permanent-assembly-against-the-war/


»Wann der Krieg beginnt, 
das können wir wissen, 

doch wann beginnt
der Vorkrieg? 

Falls es dafür Regeln gäbe, 
wir müssten sie weitersagen. 

In Ton und in Stein
eingraben und überliefern 

müssten wir sie. 
Und nebst anderen Sätzen, 

stünde auch dieser da: 
Lasst Euch nicht von den 

Eigenen täuschen!« 

nach Christa Wolf, Kassandra
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